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Vorwort
Grundkenntnisse der Rechtsgrundlagen der Berufsausbildung sind nicht nur für die Prüfung im Rahmen der Ausbildungseignungsprüfung von Bedeutung. In der betrieblichen Praxis ist die Kenntnis dieser Rechtsgrundlagen unverzichtbar. Die Folgen der Missachtung der einschlägigen rechtlichen Regelungen können gravierend sein. Die Folgen reichen von hohen Schadensersatzforderungen und/oder Bußgeldern und dem Entzug der Ausbildungsbefugnis bis hin zur strafrechtlicher Verfolgung. 
Ziel der nachfolgenden Darstellung ist daher nicht nur die Prüfungsvorbereitung, sondern auch die komprimierte Zusammenfassung der praxisrelevanten Gesichtspunkte. Dabei wurde besonderer Wert darauf gelegt, die Gemeinsamkeiten und Unterschiede zum allgemeinen Arbeitsrecht aufzuzeigen.

Für Kritik, Änderungs- und Ergänzungsvorschläge und Berichtigungen bin ich immer dankbar. Ich bin zu erreichen unter:

Sami Negm-Awad

Rechtsanwälte Dr. Pribilla, Kaldenhoff, Negm

Goebenstraße 3

50672 Köln

Tel: 
0221-51 62 63


0221-51 52 63

Fax:
0221-510 11 45

Web:
www.PriKalNeg.de

Email:
s.negm@PriKalNeg.de

1. Teil:  Einführung 

1. Abschnitt:  Das Berufsbildungsrecht im Rechtssystem

Die gesamte Rechtsordnung zerfällt in zwei große Bereiche: Das Öffentliches Recht und das Privatrecht.

Schaubild 1: Einteilung des Rechts
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Öffentliches Recht ist der Teil des Rechts, der die Beziehungen zwischen den Mitgliedern der Gemeinschaft regelt, die in der Regel in einem Unter- und Überordnungsverhältnis stehen. Das öffentliche Recht ist der Inbegriff der Rechtsnormen, die ausschließlich einen Träger öffentlicher Gewalt berechtigen oder verpflichten.

Im Privatrecht geht es um die Beziehungen zwischen gleichgeordneten Mitgliedern der Gemeinschaft. Das Arbeitsrecht, zu dem auch das Berufsbildungsrecht zählt, gehört zum größten Teil auch zum Privatrecht. Allerdings sind einzelne Teile des Arbeitsrechtes des öffentlichen Recht zuzuordnen. Auch das Ausbildungsrecht, das Teil des Arbeitsrechtes ist, hat privatrechtliche und öffentliche rechtliche Bestandteile. So sind die Regelungen in den §§ 3 bis 18 BBiG privatrechtlicher Natur, während die verfassungsrechtlichen Normen, die verschiedenen Rechtsverordnungen aber auch das Prüfungswesen öffentlich-rechtlicher Natur sind.

Das gesamte Arbeitsrecht lässt sich in zwei wichtige Rechtsgebiete einteilen: das Individualarbeitsrecht und das Kollektivarbeitsrecht.

Schaubild 2: Einteilung des Arbeitsrechts
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Beispiele für Individualarbeitsrecht: Arbeitsvertragsrecht, Arbeitsschutzrecht 

Beispiele für Kollektivarbeitsrecht: Betriebsverfassungsrecht, Tarifvertragsrecht, Arbeitskampfrecht, Koalitionsrecht

2. Abschnitt:  Leitgedanken des Grundgesetzes

Für das Recht der Berufsausbildung sind insbesondere die folgenden Regelungen im Grundgesetz von Bedeutung

I. Grundrechte

Folgende Grundrechte sind für das Recht der Berufsausbildung von besonderer Bedeutung:

Das Recht auf Achtung der Menschenwürde und das daraus folgende allgemeine Persönlichkeitsrecht, Art. 1 GG

Das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit, Art. 2 I GG

Das Grundrecht auf Berufsfreiheit, Art. 12 GG. Hierzu gehören insgesamt 6 Grundrechte:

(1.) das Grundrecht der freien Berufswahl

(2.) Arbeitsplatzwahl

(3.) und Ausbildungsstättenwahl, Art. 12 I 1 GG;

(4.) das Grundrecht der freien Berufsausübung, Art. 12 I 2 GG;

(5.) das Verbot des Zwanges zu einer bestimmten Arbeit (Art. 12 II GG)

(6.) und das Verbot zur Zwangsarbeit (Art. 12 III GG).

II. Regelungen zur Gesetzgebungszuständigkeit

Neben den im Grundgesetz geregelten Grundrechten sind auch noch andere Bestimmungen des Grundgesetzes für das Berufsausbildungsrecht von Bedeutung. Hierbei handelt es sich um Regelungen, die festlegen, wer (Bund oder Bundesland) die Gesetzgebungszuständigkeit auf dem Gebiet des Berufsbildungsrechts hat und wer Gesetze, die die Berufsausbildung regeln, durchzuführen hat.

A. Betriebliche Berufsausbildung

Die betriebliche Berufsausübung fällt als sozial- arbeits- und wirtschaftsrechtliche Angelegenheit in die Gesetzgebungskompetenz des Bundes, Art. 74 Ziffer 11 GG.

B. Schulische Berufsausbildung

Da das Grundgesetz keine abweichende Regelung enthält, steht die Gesetzgebungskompetenz für schulische Bildungsmaßnahmen nach den Artikeln 30 und 70 GG den Bundesländern zu. Die Landesverfassung NRW enthält hierzu in den Artikeln 7 bis 23 LVerf NW Regelungen. 

3. Abschnitt:  Berufsbildungsgesetz und „duales System“

Betrieb und Berufsschule
In der BRD findet die Berufsausbildung an zwei verschiedenen Orten statt: Im Betrieb und in der Berufsschule. Der betriebliche Teil dieses dualen Systems wird im Berufsbildungsgesetz, der schulische Teil in den Schulgesetzen der Länder geregelt.

4. Abschnitt:  Der Begriff der Berufsbildung

Das im Berufsbildungsgesetz geregelte Berufsbildungsrecht umfasst verschiedenes, nämlich die Berufsausbildung, die Berufsausbildungsvorbereitung, die berufliche Fortbildung und die berufliche Umschulung.

Schaubild 3: Gebiete des Berufsbildungsrechts
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5. Abschnitt:  Rechtsquellen der Berufsausbildung

Die wichtigsten Rechtsquellen des Berufsbildungsrechtes sind

I. Gesetze

· das Berufsbildungsgesetz (BBiG)
· das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB)
· Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG)
· Arbeitszeitgesetz (ArbZG)
· Bundesurlaubsgesetz (BUrlG)
· Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG)
· Mutterschutzgesetz (MuschG)
· Bundeserziehungsgeldgesetz

· Tarifvertragsgesetz (TVG)
· Arbeitsgerichtsgesetz

· Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)
· Sozialgesetzbuch

II. Rechtsverordnungen

· Ausbildungsverordnungen gem. § 4 BBiG und Erprobungsverordnungen gem. § 6 BBiG

· Ausbildereignungsverordnungen gem. § 30 V BBiG

· Rechtsverordnungen für Fortbildungsprüfungen (§ 53 BBiG)

III. Kammerrecht

· Prüfungsordnungen gem. den § 47 BBiG

· Rechtsvorschriften für die Prüfung von Zusatzqualifikationen für Auszubildende (§ 9 BBiG) 

IV. sonstige Rechtsquellen

· Berufsausbildungsvertrag

· Tarifverträge

· Betriebsvereinbarungen

· betriebliche Übungen

· der Gleichbehandlungsgrundsatz

· das Direktionsrecht

· das Richterrecht

6. Abschnitt:  Stätten der Berufsbildung

Gemäß § 2 BBiG führen folgende Stellen die Berufsbildung durch:

I. Betriebe der Wirtschaft

Die Betriebe der Wirtschaft sind eine klassische Säule der Berufsausbildung. Sie schließen die meisten Ausbildungsverträge. Die ausbildenden Betriebe gehören der Industrie, dem Handel, dem Dienstleistungssektor (Banken, Versicherungen, Verkehr), oder dem Handwerk (hier gibt es über einhundert verschiedene Gewerbe) an.

II. betriebsähnliche Einrichtungen außerhalb der gewerblichen Wirtschaft

hierzu gehören der öffentliche Dienst, die freien Berufe (Ärzte, Steuerberater, Rechtsanwälte), die Land- und Forstwirtschaft und die Hauswirtschaft

III. Einrichtungen außerhalb der schulischen u. betrieblichen Berufsbildung

Hierzu gehören insbesondere Bildungsträger, die Maßnahmen der Berufsvorbereitung, Maßnahmen der Berufsausbildung und der Fortbildung und Umschulung durchführen, wie Berufsschulen und Hochschulen.

Schaubild 4: Stätten der Berufsausbildung


[image: image4.wmf]Stätten der Berufsausbildung

•

Betriebe der Wirtschaft

–

Industrie 

–

Handel 

–

Dienstleistungssektor (Banken, Versicherungen, Verkehr) 

–

Handwerk (hier gibt es über einhundert verschiedene Gewerbe)

•

betriebsähnliche Einrichtungen außerhalb der gewerblichen Wirtsc

haft

–

der öffentliche Dienst,

–

die freien Berufe (Ärzte, Steuerberater, Rechtsanwälte)

–

die Land

-

und Forstwirtschaft und

–

die Hauswirtschaft

•

Berufsbildungseinrichtungen außerhalb der schulischen und 

betrieblichen Berufsbildung

–

Berufsschulen

–

.

Hochschulen


2. Teil:  Das Ausbildungsverhältnis

1. Abschnitt:  Die Begründung des Ausbildungsverhältnisses

I. Die Vertragspartner

A. Der Auszubildende

[image: image18.wmf]Jugendliche unter 18 Jahren dürfen grundsätzlich nur in einem anerkannten Ausbildungsberuf ausgebildet werden (§ 4 III BBiG).

Kinderarbeit ist gem. § 5 I JArbSchG grundsätzlich verboten. Ausnahmen sind in den Fällen des § 5 II JArbSchG zulässig. KindXE "Kind" ist nach § 2 I JArbSchG, wer noch nicht 14 Jahre alt ist. Zwischen 14 und 18 Jahren ist man Jugendlicher, § 2 II JArbSchG

B. [image: image19.bmp]Der Ausbildende

Ausbildender ist derjenige, der den Auszubildenden einstellt, also derjenige, mit dem der Ausbildungsvertrag geschlossen wird. Bei juristischen Personen oder in Großunternehmen ist derjenige Ausbildender, der als Vertreter des Unternehmens den Ausbildungsvertrag schließt, also derjenige, der unterschreibt. Rechtlich ist der Ausbilder hiervon zu unterscheiden. Ausbilder ist derjenige, der tatsächlich ausbildet. In kleineren Betrieben fällt häufig beides zusammen, der Ausbildende ist also dort auch Ausbilder. Die Anforderungen an den Ausbilder sind weiter unten dargestellt.

Der Ausbildende muss persönlich geeignet sein, § 28 BBiG. Ist dies nicht der Fall, so ist der Vertrag trotzdem wirksam, der Ausbildende kann aber zum Schadensersatz verpflichtet sein.

Die persönliche Eignung fehlt gem. § 29 BBiG, wenn der Ausbildende

· aufgrund gesetzlichen oder richterlichen Verbots Kinder und Jugendliche nicht beschäftigen darf (z.B. Verurteilung wegen eines Sittlichkeitsdeliktes). Die Vorschrift bezieht sich insbesondere auf § 25 JArbSchG. Die Eignung fehlt auch dann, wenn der konkrete Auszubildende volljährig ist.

· wiederholt oder schwer gegen das Berufsbildungsgesetz oder seine Folgebestimmungen verstoßen hat (z.B. ständig seine Ausbildungspflichten verletzt und damit eine schwerwiegende Ordnungswidrigkeit begangen hat).

II. Die Anbahnungsphase

Grundsätzlich entscheidet der Ausbildende, ob neue Auszubildende eingestellt werden sollen. In dieser Vorphase sind aber folgende Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates zu beachten:

Der Ausbildende hat den Betriebsrat über die Personalplanung rechtzeitig zu unterrichten, § 92 BetrVG. Personalfragebögen bedürfen der Zustimmung des Betriebsrates, § 94 BetrVG. Darüber hinaus hat der Betriebsrat nach § 98 BetrVG ein Mitbestimmungsrecht bei der Durchführung von Maßnahmen der betrieblichen Berufsbildung. Auch muss der Betriebsrat der Einstellung eines Auszubildenden gem. § 99 BetrVG zustimmen.

Meist kommt es in der Anbahnungsphase zu einem Bewerbungsgespräch. Nach § 670 BGB ist der Ausbildende unabhängig davon, ob ein Ausbildungsverhältnis zustande gekommen ist oder nicht, zum Ersatz der notwendigen Aufwendungen, wie Fahrkosten, bei weiter Anreise auch Übernachtungs- und Verpflegungskosten und etwaigen Verdienstausfall, verpflichtet, wenn er zu dem Bewerbungsgespräch aufgefordert hat. Wird vor dem Gespräch darauf hingewiesen, dass eine Kostenerstattung nicht erfolgt, so hat der Bewerber keinen Anspruch auf Kostenersatz.
III. Der Vertragsschluss

[image: image20.wmf]Das Ausbildungsverhältnis wird durch Vertrag begründet. Wie jeder Vertrag wird der Berufsausbildungsvertrag durch Einigung, also durch zwei übereinstimmende Willenserklärungen - Angebot und Annahme - geschlossen. Anders als man beim ersten Blick ins Gesetz annehmen könnte, ist diese Einigung auch mündlich möglich und dann bindend.

Diese beiden Willenserklärungen müssen - wie jede Willenserklärung - zugegangen sein, damit ein Vertrag zustande kommt.

Eine Einigung über folgende Punkte ist im Hinblick auf § 11 BBiG dringend zu empfehlen: Art, sachliche und zeitliche Gliederung sowie Ziel der Berufsausbildung, insbesondere die Berufstätigkeit, für die ausgebildet werden soll; Beginn und Dauer der Berufsausbildung; Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte; Dauer der regelmäßigen täglichen Ausbildungszeit; Dauer der Probezeit; Zahlung und Höhe der Vergütung; Dauer des Urlaubs; Voraussetzungen, unter denen der Berufsausbildungsvertrag gekündigt werden kann.

Merke: Genau genommen muss keine Einigung über die vorstehenden Punkte getroffen werden. Der Vertrag ist auch ohne eine Einigung über diese wirksam. In der Niederschrift muss allerdings jeder Punkt auftauchen. Ist also über einen Punkt keine Einigung erzielt worden, so gilt insoweit die jeweilige gesetzliche Regelung. Diese ist dann in die Niederschrift aufzunehmen. 

IV. Mängel beim Zustandekommen des Ausbildungsverhältnisses

Wie jeder Vertrag unterliegt auch der Berufsausbildungsvertrag den Regeln des allgemeinen Teils des BGB. 

A. Vertragsschluss unter Verstoß gegen Formvorschriften

keine Form geboten

Grundsätzlich ist keine Form geboten. Der Berufsausbildungsvertrag kann daher regelmäßig formlos, also mündlich, geschlossen werden. Ausnahmsweise kann sich ein Formgebot aus einem Tarifvertrag oder einer Betriebsvereinbarung ergeben. Ob der Berufsausbildungsvertrag bei Verstoß gegen ein solches Formgebot nichtig ist, ist eine Frage der Auslegung der jeweiligen Formvorschrift.

Noch mal: Die Pflicht zur schriftlichen Niederlegung des Berufsausbildungsvertrages ändert nichts an der Gültigkeit eines mündlich abgeschlossenen Berufsausbildungsvertrages. Nur darf die Ausbildung nicht vor der Niederschrift begonnen werden. Der Vertrag kann auch nach 35  BBiG nicht eingetragen werden. 

B. Vertragsschluss durch Geschäftsunfähige ohne Zustimmung des gesetzlichen Vertreters, §§ 104 ff. BGB

Beschränkt geschäftsfähiger Auszubildende, also Jugendliche, bedürfen zum Abschluss eines Berufsausbildungsvertrages der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters. Gesetzliche Vertreter sind Vater und Mutter zusammen (§§ 1626, 1629 BGB). Ist ein Elternteil tatsächlich daran gehindert, die elterliche Gewalt auszuüben, übt nach § 1678 BGB der andere Teil diese allein aus. Bei getrennt lebenden oder geschiedenen Ehegatten bestimmt das Familiengericht, welchem Elternteil das Sorgerecht zusteht (§§ 1671, 1672 BGB). In der Regel wird es beiden Elternteilen gemeinsam zustehen. Steht ein Minderjähriger unter Vormundschaft, so muss der Vormund gem. § 1822 Nr. 6 BGB die Genehmigung des Vormundschaftsgerichts einholen, wenn der Ausbildungsvertrag für länger als ein Jahr geschlossen werden soll. 

C. Verstoß gegen die gute Sitten, § 138 BGB

Berufsausbildungsverträge oder einzelne Klauseln können - wie bei jedem Vertrag - wegen Verstoßes gegen die guten Sitten unwirksam sein. 

Beispiel: Das BAG hat sog. Zölibatsklauseln (= Ausbildungsverhältnis endet mit Heirat oder Verlöbnis) für nichtig erklärt; ebenso eine Klausel, die eine Schwangerschaft zu einer auflösenden Bedingung für das Ausbildungsverhältnis macht. Auch eine Klausel mit einer Pflicht zur Empfängnisverhütung (so was gibt’s tatsächlich) ist sittenwidrig und daher unwirksam.

D. Verstoß gegen gesetzliches Verbot § 134 BGB

[image: image21.wmf]Einzelne Klauseln können gegen ein gesetzliches Verbot verstoßen und daher gem. § 134 BGB unwirksam sein. Gesetzliche Verbote können sich aus den verschiedensten Gesetzen ergeben. Von besonderem Interesse sind Klauseln, die das BBiG selbst schon für unzulässig erklärt:

1. Nichtige Bestimmungen im Berufsausbildungsvertrag, § 12 BBiG

a) Grundsatz, § 12 Abs. 1 Satz 1

Gem. § 12 Abs. 1 Satz 1 BBiG ist eine Vereinbarung, die den Auszubildenden für die Zeit nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses in der Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit beschränkt, nichtig.

Die Vorschrift soll die Entschlussfreiheit des Auszubildenden hinsichtlich seiner beruflichen Weiterentwicklung für die Zeit nach der Ausbildung schützen. Der Auszubildende soll die erlernten Kenntnisse und Fähigkeiten frei verwerten können.

Beispiele für nichtige Bestimmungen:

· eine Bleibeverpflichtung, die den Auszubildenden für die Zeit nach der Berufsausbildung an den Ausbildungsbetrieb binden soll

· eine Weiterarbeitsklausel, auch wenn sie nur zu einer zeitlich eng begrenzten Bleibeverpflichtung führen würde

· eine Vereinbarung im Berufsausbildungsvertrag, nach welcher der Auszubildende drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses anzeigen muss, dass er mit dem Ausbildenden nach dem Berufsausbildungsverhältnis kein Ausbildungsverhältnis eingehen will

· jeder Kündigungsausschluss der eine Bleibeverpflichtung beinhaltet, auch wenn vom Ausbildenden gleichzeitig eine Leistung versprochen wird.

· eine Vereinbarung, nach der sich der Auszubildende verpflichtet, seinen erlernten Beruf nicht am Ort des Ausbildenden oder am Sitz der Ausbildungsstätte auszuüben, auch wenn dem Auszubildenden hierfür eine Gegenleistung versprochen wird.

· eine Vereinbarung, in der von vornherein zwei Berufsausbildungsverhältnisses hintereinander in verschiedenen Ausbildungsberufen vereinbart werden.

· eine Vereinbarung, nach welcher der Ausbildende die Kosten zum Erwerb der Fahrerlaubnis übernimmt, sofern im Anschluss an die Ausbildung das Ausbildungsverhältnis mindestens noch ein Jahr besteht.

· eine Rückzahlungsklausel, welche die Rückzahlung von Weihnachtsgeld davon abhängig macht, dass der Auszubildende vor einem Bestimmten, nach dem Ende des Ausbildungsverhältnisses liegenden Termin nicht kündigt.

b) Ausnahme nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG)

Das Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) erklärt in § 14 die Befristung eines Arbeitsvertrages für zulässig, wenn sie durch einen sachlichen Grund gerechtfertigt ist. Ein sachlicher Grund liegt nach § 14 I Ziffer 2 des Gesetzes insbesondere vor, wenn die Befristung im Anschluss an eine Ausbildung oder ein Studium erfolgt, um den Übergang des Arbeitnehmers in eine Anschlussbeschäftigung zu erleichtern.

Auch der Abschluss eines befristeten Arbeitsverhältnisses nach dieser Vorschrift ist gemäß § 12 I Satz 2 ist nur in den letzten sechs Monaten des Ausbildungsverhältnisses möglich.

c) Ausnahmen nach § 12 Abs. 1 Satz 2

Gem. § 12 Abs. 1 Satz 2 ist es zulässig, wenn sich der Auszubildende innerhalb der letzten sechs Monate des Berufsausbildungsverhältnisses dazu verpflichtet, nach dessen Beendigung mit dem Ausbildenden ein Arbeitsverhältnis einzugehen. In diesem Fall ist umstritten, ob eine erneute Probezeit vereinbart werden kann. Dies dürfte im Hinblick auf den bereits erfüllten Zweck einer Probezeit (gegenseitiges Kennenlernen) wohl zu verneinen sein. Das KSchG findet in diesem Falle sofort Anwendung, da die Dauer der Betriebszugehörigkeit, zu der auch die Ausbildungszeit gehört, maßgebend ist.

d) Einzelne Regelungen, § 12 Abs. 2

Nach § 12 Abs. 2 BBiG sind folgende Vereinbarungen nichtig:

1.  die Verpflichtung des Auszubildenden, für die Berufsausbildung eine Entschädigung zu zahlen,

Beispiele: eine Klausel, nach der eine Entschädigung für Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte verlangt wird

2.  Vertragsstrafen,

Eine Vertragsstrafe (§ 339 BGB) ist eine meist in Geld bestehende Leistung, die der Schuldner (hier also: der Auszubildende) für den Fall der Nichterfüllung oder der nicht gehörigen Erfüllung einer Verbindlichkeit (hier: Lern- und Arbeitspflicht) verspricht. Derartige Klauseln sind in Ausbildungsverträgen nicht zulässig. 

Beispiel für eine unzulässige Klausel: „Der Auszubildende verpflichtet sich, für den Fall, dass er das Ausbildungsverhältnis nicht am ... antritt, eine Vertragsstrafe in Höhe einer Monatsvergütung zu zahlen.“ 

3.  den Ausschluss oder die Beschränkung von Schadensersatzansprüchen,

Das Gesetz will sicherstellen, dass der Auszubildende Schadensersatzansprüche gegen den Ausbildenden in voller Höhe geltend machen kann. Eine Beschränkung oder ein Ausschluss von Ansprüchen des Ausbildenden gegen den Auszubildenden ist daher zulässig.

Beispiel für eine unzulässige Klausel: „Schadensersatzansprüche wegen unzureichender Ausbildung sind ausgeschlossen.“ 

4.  die Festsetzung der Höhe eines Schadensersatzes in Pauschbeträgen

Eine solche - unzulässige - pauschalierte Entschädigung war für den Fall der schuldhaften vorzeitigen Lösung des Ausbildungsverhältnisses früher in den IHK–Einheitslehrverträgen vorgesehen.

Schaubild 5: Nichtige Bestimmungen nach § 5 Abs. 2 BBiG
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2. Unzulässige Bestimmungen im Berufsausbildungsvertrag, § 25 BBiG

Nach § 25 BBiG sind Vereinbarungen, die vom zweiten Teil des BBiG zuungunsten des Auszubildenden abweichen, nichtig. Diese Vorschrift führt dazu, dass jede Abweichung vom 2. Teil des BBiG nichtig ist.

Grundsätzlich ist eine Vertragsklausel danach dann nichtig, wenn sie dem Wesen des Berufsausbildungsverhältnisses widerspricht.

Beispiele: die Vereinbarung von Verrichtungen, die dem Ausbildungszweck widersprechen (vgl. auch § 14 II BBiG), auch wenn hierfür eine besondere Vergütung zugesagt wird; die Vereinbarung eines befristeten Arbeitsverhältnisses im Anschluss an die Berufsausbildung (vgl. § 12 Abs.1 Satz 2 BBiG), es sei denn, es liegen die Voraussetzungen des Teilzeit- und Befristungsgesetzes (TzBfG) vor.

Auch Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen dürfen nicht vom zweiten Teil des BBiG zuungunsten des Auszubildenden abweichen.

Wegen des Schutzcharakters der Vorschrift führt die Nichtigkeit einzelner Klauseln - anders als § 139 BGB dies vorschreibt - nicht zur Nichtigkeit des gesamten Vertrages.

E. Nichtigkeit nach Anfechtung wegen Irrtums, § 119 BGB, oder arglistiger Täuschung § 123 BGB

Wie jeder andere Vertrag auch kann der Berufsausbildungsvertrag wegen Irrtums oder arglistiger Täuschung angefochten werden. 

Die Anfechtung wegen Irrtums setzt eine unrichtige Vorstellung des Ausbildenden über eine wesentliche Eigenschaft des Auszubildenden voraus. Eine Anfechtung wegen Irrtums ist nicht zulässig, wenn der Ausbildende sich nur über unwesentliche Eigenschaften des Auszubildenden geirrt hat. Unwesentlich ist eine Eigenschaft dann, wenn sie keinen Bezug zum Ausbildungsverhältnis hat oder nur vorübergehender Art ist.

Eine rechtswidrige arglistige Täuschung liegt nicht vor, wenn der Auszubildende unzulässige Fragen falsch beantwortet. 

Gibt der Auszubildende nicht von sich aus Vorstrafen an, die in Bezug auf den angestrebten Beruf so von Bedeutung sind, dass nach Treu und Glauben eine Offenbarungspflicht besteht, kann der Ausbildende, den Vertrag wegen Irrtums anfechten, wenn er später davon erfährt. Wird gefragt, sind alle auch kleinere Strafen anzugeben, wenn sie Bezug zum Ausbildungsverhältnis haben. Ist eine Vorstrafe für das Ausbildungsverhältnis nicht von Bedeutung, so darf die Vorstrafe selbst auf Nachfrage verschwiegen werden. Gleiches gilt bei bestehenden Krankheiten: hindert die Krankheit den Auszubildenden daran, die angestrebte Tätigkeit auszuüben, so muss er sie angeben; hat die Krankheit für das Ausbildungsverhältnis keine Bedeutung, muss sie auch auf Nachfrage nicht angegeben werden; Schwangerschaft muss nur dann von selbst offenbart werden, wenn die Auszubildende für die angestrebte Tätigkeit dann ganz oder für einen erheblichen Zeitraum ausfallen würde.

Schaubild 6: „Zulässige“ Fragen
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Schaubild 7: „Unzulässige“ Fragen
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Beachte: Ist der Berufsausbildungsvertrag wegen Irrtums oder arglistiger Täuschung wirksam angefochten, so endet das Ausbildungsverhältnis, ohne dass es einer Kündigung bedarf. Kündigen muss man ja nur ein bestehendes Vertragsverhältnis. Durch die Anfechtung ist der Vertrag aber nichtig, so dass es nichts zu kündigen gibt!

F. Vertragsschluss durch Vertreter ohne Vertretungsmacht

Auch hier gilt: Ein Vertrag, der von einem Vertreter ohne Vertretungsmacht geschlossen wird, hat keine Wirkung gegenüber dem Vertretenen, es sei denn, dieser genehmigt den Abschluss des Vertrages nachträglich. Eigentlich können Eltern mit ihren Kindern gem. § 181 BGB keinen Ausbildungsvertrag schließen, da sie am Vertragsschluss auf beiden Seiten - einmal als Ausbildender und einmal als Vertreter des Auszubildenden - mitwirken würden. § 10 III BBiG lässt aber abweichend von § 181 BGB einen solchen Vertragsschluss ausdrücklich zu!.

G. Rechtsfolgen bei Vertragsmängeln

Merke: Der Grundsatz, dass die Teilnichtigkeit von Verträgen im Zweifel zur Nichtigkeit des gesamten Vertrages führt (§ 139 BGB), wird im Recht des Berufsausbildungsvertrages nicht angewandt, wenn die Anwendung dem Schutzzweck der Norm, aus der sich die Teilnichtigkeit ergibt, zuwiderlaufen würde.

faktisches Ausbildungsverhältnis
Ist der Berufsausbildungsvertrag ausnahmsweise insgesamt nichtig, so kommen die Regeln über das sog. „faktische Ausbildungsverhältnis“ zur Anwendung, wenn

· ein (nur) faktischer Berufsausbildungsvertrag besteht, also eine natürliche Willenseinigung darüber, dass ausgebildet werden soll.

· der Berufsausbildungsvertrag vollzogen worden ist, also die Ausbildung aufgenommen worden ist

Das „faktische Ausbildungsverhältnis“ wird grundsätzlich wie ein voll wirksames Ausbildungsverhältnis behandelt. Für die Zukunft bestehen jedoch keine Bindungen. Es kann jederzeit durch einseitige Erklärung beendet werden. Dabei handelt es sich um keine Kündigung.

V. Mitwirkungsrechte des Betriebsrates

Einstellungen setzen betriebsverfassungsrechtlich die Zustimmung des Betriebsrates voraus (§ 99 BetrVG), wenn der Betrieb mehr als 20 wahlberechtigte Arbeitnehmer hat. Der Betriebsrat kann seine Zustimmung aus den in § 99 BetrVG genannten Gründen verweigern. Dies hat keinen unmittelbaren Einfluss auf die zivilrechtliche Gültigkeit des Ausbildungsvertrages, sondern führt nur dazu, dass das Arbeitsgericht den Vertrag aufheben kann, § 101 BetrVG.

VI. Verkürzung und Verlängerung der Ausbildungszeit

In die Niederschrift eines Berufsausbildungsvertrags sind Beginn und Dauer der Berufsausbildung aufzunehmen sowie die Ausbildungszeit in Jahren, die sich nach der Ausbildungsordnung ergibt. Dabei ist die tatsächliche Ausbildungszeit unter Berücksichtigung von etwaigen Verkürzungen mit den Daten des Beginns und des Endes im Vertrag anzubieten.

Eine Verkürzung der Ausbildungszeit kann auch durch Kürzungen der Ausbildungszeit durch die zuständige Stelle erfolgen.

Andererseits kann die Ausbildungszeit auch verlängert werden, und zwar

1. auf Antrag des Auszubildenden durch die zuständige Stelle in Ausnahmefällen, wenn die Verlängerung erforderlich ist, um das Ausbildungsziel zu erreichen und

2. bei Nichtbestehen der Abschlussprüfung bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr.

Im Einzelfall kann auch eine Verlängerung der Ausbildungszeit gemäß § 8 BBiG beantragt werden.

A. Verkürzung nach § 8 I BBiG

Die Kammer muss auf Antrag eine Verkürzung der Ausbildungszeit vornehmen, wenn zu erwarten ist, dass der Auszubildende das Ausbildungsziel in der gekürzten Zeit erreicht. Hiervon wird z.B. Gebrauch gemacht, wenn

· der Auszubildende aufgrund Abiturs einen höheren Reife- und Bildungsgrad aufweist oder

· eine andere Berufsausbildung angerechnet werden kann

Der Antrag kann zu Beginn oder auch während der Ausbildung vom Auszubildenden und/oder Auszubildenden gestellt werden. Es soll jedoch noch mindestens ein Jahr Ausbildungszeit verbleiben. Die Beteiligten – hierzu zählt während der Ausbildung auch die Berufsschule – sind vor der Entscheidung zu hören. Die Entscheidung trifft die Kammer.

Dabei gelten nach einer Empfehlung des Bundesausschusses für Berufsbildung folgende Kriterien:
Bei Auszubildenden mit Fachhochschulreife oder Hochschulreife soll eine Kürzung um mindestens 12 Monate erfolgen.

Bei Auszubildenden mit Fachhochschulreife in der entsprechenden Fachrichtung (z.B. Wirtschaft, Verwaltung und Rechtspflege, Technik, Agrarwirtschaft, Sozialwesen, Gestaltung, Seefahrt, Ernährung und Hauswirtschaft, Gesundheit) oder mit gleichwertigem Bildungsabschluss kann eine Kürzung bis zu 24 Monaten erfolgen.

Bei Fachoberschülern ohne Abschluss sollen die fachpraktischen Ausbildungszeiten in vollem Umfang berücksichtigt werden, wenn sich die fachpraktische Ausbildung im wesentlichen mit den Anforderungen in der Ausbildungsordnung des betreffenden Ausbildungsberufes deckt.
Bei Realschulabschluss oder gleichwertigem Abschluss kann eine Kürzung um sechs Monate erfolgen. 

Betriebliche Ausbildungszeiten, die dem gleichen Ausbildungsziel dienen, rechtfertigen eine Kürzung in vollem Umfang.

Dem Ausbildungsziel dienende Kenntnisse und Fertigkeiten, die im Rahmen einer sonstigen Berufsausbildung von Arbeitstätigkeiten oder auf ähnliche Weise erworben wurden, können bei einer Kürzung der Ausbildungszeit in angemessenem Umfang berücksichtigt werden.

Bei Auszubildenden über 21 Jahre kann die Ausbildung um 12 Monate gekürzt werden.

Mehrere Abkürzungsmöglichkeiten können nebeneinander berücksichtigt werden. Eine vorzeitige Zulassung zur Abschlussprüfung gem. § 45 BBiG ist zusätzlich möglich.
B. Vorzeitige Zulassung zur Prüfung

Die vorzeitige Zulassung zur Prüfung ist nach § 45 I BBiG möglich. Voraussetzung ist, das die Leistungen des Auszubildenden dies rechtfertigen.

C. Verlängerung der Probezeit

Das Problem der Verlängerung oder Verkürzung der Ausbildungszeit ist nicht zu verwechseln mit dem Problem der Verlängerung der Probezeit. Die Probezeit kann nur verlängert werden, wenn die Ausbildung während der Probezeit (z. B. durch Krankheit) um mehr als 1/3 der Probezeit unterbrochen wird. Hierzu ist eine gesonderte Vereinbarung im Ausbildungsvertrag oder während der Probezeit erforderlich, da sich die Probezeit in diesem Falle nicht automatisch verlängert. Eine Verlängerung wegen Blockunterrichts während der Probezeit ist daher nicht möglich. 

VII. Pflichten nach Vertragsschluss

A. schriftliche Niederlegung des wesentlichen Vertragsinhaltes

Gem. § 11 BBiG ist der wesentliche Inhalt des Berufsausbildungsvertrages unverzüglich (= ohne schuldhaftes Zögern) schriftlich niederzulegen. Was unter dem „wesentlichen Inhalt“ zu verstehen ist, sagt das Gesetz nur teilweise. Die folgenden in Absatz 2 aufgezählten Punkte gehören jedenfalls dazu:

Schaubild 8: Vertragsniederschrift
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Darüber hinaus können alle möglichen vertraglichen Vereinbarungen „wesentlich“ sein. Es ist daher dringend zu empfehlen, alle Einzelheiten in die Niederschrift aufzunehmen.

Anders gesagt: Die obigen Punkte sind immer wesentlich und müssen daher in der Niederschrift erscheinen. Es kann aber noch weitere „wesentliche“ Vereinbarungen geben. Wenn es solche gibt, müssen diese auch in der Niederschrift erscheinen.

Wichtig: Wird gegen § 11 verstoßen, so führt dies nicht zur Unwirksamkeit des Vertrages! Der Vertrag kann nur nach § 35 BBiG nicht eingetragen werden.

Gem. § 36 BBiG hat der Ausbildende unverzüglich nach Abschluss des Berufsausbildungsvertrages die Eintragung in das Verzeichnis zu beantragen. Dem Antrag müssen 

· eine sachliche und zeitliche Gliederung/betrieblicher Ausbildungsplan

· eine ärztliche Bescheinigung über die Erstuntersuchung gem. Jugendarbeitsschutzgesetz

· Berufsausbildungsvertrag/Vertragsniederschrift

beigefügt werden. 

2. Abschnitt:  Inhalt des Ausbildungsverhältnisses

I. Grundsätze

Die Berufsausbildung soll

· in einem geordneten Ausbildungsgang durchgeführt werden

· ein breit angelegte berufliche Grundbildung vermitteln

· Kenntnisse und Fertigkeiten vermitteln, die für die Ausübung eine qualifizierten beruflichen Tätigkeit erforderlich sind

· den Erwerb der erforderlich Berufserfahrung ermöglichen

· die Ausprägung charakterlicher und persönlicher Werte fördern (vgl. § 14 BBiG)

Aus diesen Grundsätzen folgen zahlreiche - teils ausdrücklich geregelte, teils abgeleitete - Pflichten und Rechte der Vertragspartner, die nachfolgend dargestellt werden.

II. Die Pflichten des Auszubildenden

Gem. § 13 BBiG hat sich der Auszubildende zu bemühen, die Fertigkeiten und Kenntnisse zu erwerben, die erforderlich sind, um das Ausbildungsziel zu erreichen. Er ist insbesondere verpflichtet,

(1.) die ihm im Rahmen seiner Berufsausbildung aufgetragenen Verrichtungen sorgfältig auszuführen,

(2.) an Ausbildungsmaßnahmen teilzunehmen, für die er nach § 15 freigestellt wird,

(3.) den Weisungen zu folgen, die ihm im Rahmen der Berufsausbildung vom Ausbildenden, vom Ausbilder oder von anderen weisungsberechtigten Personen erteilt werden,

(4.) die für die Ausbildungsstätte geltende Ordnung zu beachten,

(5.) Werkzeuge, Maschinen und sonstige Einrichtungen pfleglich zu behandeln,

(6.) über Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Stillschweigen zu wahren.

Im einzelnen:

A. Die Arbeits- und Lernpflicht

Vertragliche Hauptpflicht ist die Arbeits- und Lernpflicht. Sie ist ein höchstpersönliche Pflicht.

Die Pflicht an Ausbildungsmaßnahmen teilzunehmen, für die der Auszubildende nach § 15 freigestellt wird, ist Bestandteil der Lernpflicht.

Das Bemühen um den Erwerb der einschlägigen Fertigkeiten und Kenntnisse, dass dem Auszubildenden durch Satz 1 der Vorschrift als Vertragspflicht auferlegt wird, verlangt eine aktive Mitwirkung des Auszubildenden. Er hat selbst aktiv und interessiert auf das Ausbildungsziel hinzuarbeiten. Das Bundesarbeitsgericht vertritt die Auffassung, dass der Auszubildende ein bestimmtes Maß geistiger Bemühungen notwendigerweise außerhalb der Ausbildungszeit aufbringen muss. Allerdings muss darauf hingewiesen werden, dass ein Verstoß gegen die Lernpflicht in der Praxis wenig Konsequenzen hat. Denn zum einen ist ein solcher Verstoß schwer zu beweisen und zum anderen ist die Frage, ob der Ausbildende den Verstoß mitverschuldet hat, sehr schwierig zu beantworten.

1. Art und Umfang der Arbeits- und Lernpflicht

Der Berufsausbildungsvertrag, die Ausbildungsordnung, ggf. ein Tarifvertrag und evtl. Betriebsvereinbarung setzen den Rahmen für die Lern- und Arbeitspflicht. Innerhalb dieses Rahmens bestimmen sich Art und Umfang der Lern- und Arbeitspflicht aus dem Direktionsrecht, der Treuepflicht und der Verkehrssitte.

Dabei ist zu beachten, dass dem Auszubildenden nur Verrichtungen übertragen werden dürfen, die dem Ausbildungszweck dienen und seinen körperlichen Kräften angemessen sind.

2. Ausbildungsort

Grundsätzlich hat die Ausbildung am vereinbarten Ort bzw. im Betrieb des Ausbildenden stattzufinden. 

Schaubild 9: Anforderungen an die Ausbildungsstätte
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Eine Ausbildungsstätte, in der die erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten nicht in vollem Umfang vermittelt werden können, gilt als geeignet, wenn dieser Mangel durch Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte behoben wird. (§ 27 BBiG), sonst kann nach den §§ 33 II BBiG, 24 HandwO das Einstellen und Ausbilden untersagt werden.

3. Arbeitszeit

[image: image22.wmf]Die Dauer der Lern– bzw. Arbeitszeit kann sich aus dem Berufsausbildungsvertrag, dem Tarifvertrag, einer Betriebsvereinbarung oder gesetzlichen Vorschriften (z.B. ArbZG, Jugendarbeitsschutzgesetz oder Mutterschutzgesetz) ergeben. 

Hierbei ist zu unterscheiden, ob es um die Arbeitszeit von erwachsenen Auszubildenden geht, die sich nach dem Arbeitszeitgesetz regelt, oder um die Arbeitszeit von jugendlichen Auszubildenden, wobei das Jugendarbeitsschutzgesetz anzuwenden ist.

a) Regelungen zur Arbeitszeit erwachsener Auszubildender

Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt danach 48 Stunden. Eine Verpflichtung zur Mehrarbeit (Überstunden) besteht nur, wenn ein dahingehende Vereinbarung besteht, oder sie betriebs-, branchen- oder ortsüblich ist oder sie ausnahmsweise aus der Treuepflicht folgt.

(1) Allgemeines

(a) Anwendungsbereich

Das Gesetz findet auf Arbeiter, Angestellte und Auszubildende Anwendung (§ 2 ArbZG).

Es gilt nicht für

· leitende Angestellte (§ 5 III BetrVG), Chefärzte, Leiter von öffentlichen Dienststellen und deren Vertreter, sowie Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst, die zu selbständigen Entscheidungen in Personalangelegenheiten befugt sind, den liturgischen Bereich der Kirchen und Religionsgemeinschaften, bestimmte Schiffe, Bäckereien und Konditoreien (hier gilt das Gesetz über die Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien)

· Auszubildende, die in häuslicher Gemeinschaft mit den ihnen anvertrauten Personen zusammenleben und sie eigenverantwortlich erziehen, pflegen oder betreuen

· Jugendliche (hier gilt das Jugendarbeitsschutzgesetz, siehe weiter unten)

Auch eine unter Verstoß gegen das Arbeitszeitgesetz rechtswidrig geleistete Arbeit ist zu vergüten
.

(b) Aushangpflicht

Das Arbeitszeitgesetz ist im Betrieb auszuhängen bzw. auszulegen.

(c) Aufsichtsbehörden

Die Einhaltung des Arbeitszeitgesetzes wird in NRW vom staatlichen Amt für Arbeitsschutz überwacht.

(2) Zweck des Gesetzes (§ 1)

ist die Gewährleistung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Auszubildenden und Arbeitnehmer, die Verbesserung der Rahmenbedingungen für Flexibilisierung der Arbeitszeiten und der Schutz von Sonn– und Feiertagen als Tagen der Arbeitsruhe. 

(3) Definitionen (§ 2)

	Arbeitnehmer
	Arbeiter, Angestellte und Auszubildende

	Arbeitszeit
	die Zeit vom Beginn bis zum Ende der Arbeit ohne die Ruhepausen und ohne Wegezeiten; Arbeitszeiten bei mehreren Arbeitgebern sind zusammenzurechnen. Im Bergbau unter Tage zählen die Ruhepausen zur Arbeitszeit (§ 2 Abs. 1 ArbZG). Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst werden nicht als Arbeitszeit gewertet.

	Nachtzeit 
	23 bis 6 Uhr

	Nachtarbeit 
	jede Arbeit, die mehr als zwei Stunden der Nachtzeit umfasst.

	Nachtarbeitnehmer 
	Arbeitnehmer, die normalerweise Nachtarbeit in Wechselschicht zu leisten haben oder mindestens an 48 Tagen im Kalenderjahr Nachtarbeit leisten

	Ruhezeit
	die Zeit ohne Arbeitsverpflichtung, also alles, was nicht Arbeitszeit ist. 


(4) Regelung der Arbeitszeit

Gem. § 3 ArbZG darf die werktägliche Arbeitszeit, d. h. die Vollarbeitszeit und Arbeitsbereitschaft acht Stunden nicht überschreiten. 

Eine Verlängerung auf zehn Stunden ist zulässig, wenn innerhalb von sechs Monaten oder innerhalb von 24 Wochen im Durchschnitt acht Stunden nicht überschritten werden. Bei einer Arbeitszeit von mehr als acht Stunden muss der Arbeitgeber Aufzeichnungen führen und diese mindestens zwei Jahre aufbewahren, § 16 II ArbZG.

Erwachsene Auszubildende haben ein Leistungsverweigerungsrecht, wenn sie länger als 10 Stunden täglich arbeiten sollen
.

Im übrigen können Tarifverträge oder Betriebsvereinbarungen gem. § 7 I ArbZG von fast allen vorstehenden Regelungen abweichen. 

(5) Regelung der Ruhepausen, § 4 ArbZG

Ruhepausen 

· müssen im voraus feststehen

· müssen bei sechs bis neun Stunden mind. 30 Minuten betragen

· müssen bei mehr als neun Stunden mind. 45 Minuten betragen

· können in Abschnitte von mindestens 15 Minuten aufgeteilt werden

· dürfen nicht länger als sechs Stunden auseinander liegen.

Durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung kann die Regelung zu den Ruhepausen bei der Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen der Eigenart dieser Tätigkeit und dem Wohl dieser Personen entsprechend angepasst werden.

(6) Regelung der Ruhezeit

Gem. § 5 ArbZG ist nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit grundsätzlich eine ununterbrochene Ruhezeit von 11 Stunden zu gewährleisten. Mit Beendigung ist die Beendigung der tatsächlichen Arbeitszeit und nicht die Beendigung der dienstplanmäßigen Sollarbeitszeit gemeint. Schaukeldienste (Frühschicht im Anschluss an Spätschicht) sind daher nicht mehr möglich, wenn diese Grenze nicht gewahrt wird. Die Ruhezeit kann in bestimmten Betrieben um bis zu einer Stunde verkürzt werden, wenn innerhalb eines Monats oder von 4 Wochen durch Verlängerung einer anderen Ruhezeit auf mind. 12 Stunden ausgeglichen wird, § 5 ArbZG. Durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung kann die Regelung zu den Ruhezeiten bei der Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen der Eigenart dieser Tätigkeit und dem Wohl dieser Personen entsprechend angepasst werden.

(7) Regelung der Nachtarbeit

Die Nachtarbeit darf acht Stunden grundsätzlich nicht überschreiten. Eine Überschreitung auf 10 Stunden täglich ist ausnahmsweise möglich, wenn innerhalb eines Monats oder innerhalb von vier Wochen Ausgleich geschaffen wird (§ 6 II ArbZG)

Handelt es sich um einen Auszubildenden, der an 48 Kalendertagen im Jahr Nachtarbeit leistet, reicht die Anwendung des § 3 Satz 2 aus. Nachtarbeitnehmer haben einen Anspruch auf regelmäßige ärztliche Untersuchung.

Auf Verlangen des Auszubildenden muss ihm ein Tagesarbeitsplatz angeboten werden, wenn

· nach arbeitsmedizinischer Feststellung die weitere Verrichtung von Nachtarbeit den Auszubildenden in seiner Gesundheit gefährdet

· im Haushalt des Auszubildenden ein Kind unter zwölf Jahren lebt, das nicht von einer anderen im Haushalt lebenden Person betreut werden kann

· der Auszubildende einen schwerpflegebedürftigen Angehörigen zu versorgen hat, der nicht von einem anderen im Haushalt lebenden Angehörigen versorgt werden kann.

es sei denn, dass dringende betriebliche Erfordernisse entgegenstehen. In diesem Falle ist der Betriebs- oder Personalrat zu hören.

Nachtarbeit ist durch eine angemessene Zahl bezahlter freier Tage oder durch einen angemessenen Zuschlag auf das Arbeitsentgelt auszugleichen, wenn keine tarifvertraglichen Ausgleichsregelungen bestehen.

Nachtarbeitnehmer müssen den gleichen Zugang zu Weiterbildung und aufstiegsfördernden Maßnahmen haben.

Ausnahmen durch Tarifvertrag sind möglich, § 7 

(8) Sonn- und Feiertagsruhe (§ 9)

Grundsätzlich gilt: Keine Beschäftigung von 0-24 Uhr an Sonn– und Feiertagen

In mehrschichtigen Betrieben mit regelmäßiger Tag– und Nachtschicht kann der Beginn oder das Ende der Sonn– und Feiertagsruhe um bis zu sechs Stunden vor oder zurück verlegt werden.

In bestimmten Betrieben (§ 10) darf an Sonn– und Feiertagen gearbeitet werden.

In jedem Falle müssen mindestens 15 Sonntage im Jahr beschäftigungsfrei bleiben. (§ 11)

Sonn– und Feiertagsarbeit muss durch einen anderen Ruhetag innerhalb von 2 Wochen bzw. 8 Wochen ausgeglichen werden.

Ausnahmen sind durch Tarifvertrag oder einer aufgrund Tarifvertrages vorgesehenen Betriebsvereinbarung gem. § 12 möglich.

(9) Wegezeit

Im Arbeitszeitgesetz ist die Wegezeit nicht gesetzlich geregelt. In einzelnen Tarifverträgen kann die Vergütung von Wegezeiten geregelt sein; im Einzelfall auch in einer Betriebsvereinbarung oder im einzelnen Berufsausbildungsvertrag. Im Einzelfall sind die Voraussetzungen für die Vergütung von Wegezeiten dem Berufsausbildungsvertrag, der Betriebsvereinbarung oder dem Tarifvertrag zu entnehmen.

Zur Arbeitszeit gehört nicht die Wegezeit, die der Auszubildende benötigt, um von seiner Wohnung zur Arbeitsstätte und wieder dorthin zu kommen
.

Für die Wegezeit ist deshalb auch grundsätzlich kein Arbeitsentgelt zu zahlen.

Etwas anderes kann gelten, wenn der Auszubildende im Ausnahmefall außerhalb des Betriebs beschäftigt ist
.

Wenn der Auszubildende unmittelbar von seiner Wohnung zu einem anderen außerhalb der Betriebsstätte gelegenen Arbeitsplatz anreist, dann kann der Ausbildende die Zeit ihm anrechnen, die der Auszubildende dadurch erspart, dass er nicht von seiner Wohnung zum Betrieb gelangen muss.

Wegezeiten für die Beförderung von Auszubildenden in betriebseigenen Beförderungsmitteln von der Betriebstätte zu einer auswärtigen Arbeitstätte und zurück sind Arbeitszeit
.

Die für den Berufsschulweg benötigte Zeit ist nicht auf die Arbeitszeit anzurechnen, weil gem. § 9 Abs. 2 Nr. 3 JArbSchG nur die Zeit vom Beginn bis zum Ende des Berufsschulunterrichts (einschließlich der dazwischen liegenden Unterrichtspausen) auf die Arbeitszeit anzurechnen ist
. 

(10) Nacht- und Schichtarbeit

Nachtarbeit liegt dann vor, wenn mehr als 2 Stunden in der Nachtzeit also zwischen 23.00 und 6.00 Uhr gearbeitet wird. Bei Vorliegen einer entsprechenden arbeitsmedizinischen Feststellung über eine Gesundheitsgefährdung hat der Auszubildende einen Umsetzungsanspruch. Dies gilt auch bei bestimmten sozialen Belastungen (Pflege eines Kindes unter 12 Jahren oder Versorgung eines schwer pflegebedürftigen Angehörigen). Der Anspruch kann bei dringenden betrieblichen Erfordernissen ausgeschlossen sein (in diesem Falle besteht ein Anhörungsrecht des Personalvertretungsorgans). Unklar ist, ob der Ausbildende durch Änderungskündigungen einen Arbeitsplatz frei machen muss.

(11) Frauen - Arbeitszeit

Die in der früheren AZO für Frauen geltenden Sonderregeln sind nicht in das ArbZG übernommen worden. Nur das Beschäftigungsverbot für Frauen im Bergbau unter Tage ist erhalten geblieben (Art. 7 ArbZG).

(12) Ergänzende Regelungen

Der genaue Umfang und die genaue Lage der vom erwachsenen Auszubildenden zu leistenden Arbeitszeit ergeben sich im übrigen aus den tarifvertraglichen, betrieblichen und den Vereinbarungen im Ausbildungsvertrag.

Eine einseitige Änderung der Arbeitszeit durch den Ausbildenden oder eine vertragliche Vereinbarung, die ihm ein entsprechendes Recht einräumt, ist wegen Umgehung der zwingenden Vorschriften des Kündigungs- und Kündigungsschutzrechts unwirksam
. Die Vereinbarung der geltenden betrieblichen Arbeitszeitregelung im Berufsausbildungsvertrag stellt keine individuelle Vereinbarung dar, die gegenüber späteren Betriebsvereinbarungen aufrecht zu erhalten ist
. Fehlt eine Vereinbarung über die Lage der Arbeitszeit, so kann der Ausbildende darüber im Wege seines Weisungsrechts bestimmen
. Ohne Vereinbarung kann sich aus der Arbeitspflicht oder den vertraglichen Nebenpflichten eine Verpflichtung zur Leistung zusätzlicher Arbeiten in Notfällen und anderen außergewöhnlichen Fällen (§ 14 ArbZG) z.B. bei Katastrophen und Umzügen ergeben.

Eine Verpflichtung zur Mehrarbeit (Überstunden) besteht nur, wenn ein dahingehende Vereinbarung besteht, oder sie betriebs-, branchen- oder ortsüblich ist oder sie ausnahmsweise aus der Treuepflicht folgt.

b) Regelungen zur Arbeitszeit jugendlicher Auszubildender

(1) Dauer der Arbeitszeit

Jugendliche dürfen nicht mehr als 8 Stunden täglich und nicht mehr als 40 Stunden wöchentlich beschäftigt werden (§ 8 Abs. 1 JArbSchG). 

Wenn in Verbindung mit Feiertagen an Werktagen nicht gearbeitet wird, damit die Beschäftigten eine längere zusammenhängende Freizeit haben, so darf die ausfallende Arbeitszeit auf die Werktage von fünf zusammenhängenden, die Ausfalltage einschließenden Wochen nur dergestalt verteilt werden, dass die Wochenarbeitszeit im Durchschnitt dieser fünf Wochen 40 Stunden nicht überschreitet. Die tägliche Arbeitszeit darf hierbei achteinhalb Stunden nicht überschreiten (§ 8 Abs. 2 JArbSchG). 

Wenn an einzelnen Werktagen die Arbeitszeit auf weniger als acht Stunden verkürzt ist, können Jugendliche an den übrigen Werktagen derselben Woche achteinhalb Stunden beschäftigt werden (§ 8 Abs. 2 a JArbSchG). 

In der Landwirtschaft gelten Sonderregelungen (§ 8 Abs. 3 JArbSchG).

Darüber hinaus sind Sonderregelungen aufgrund eines Tarifvertrages oder einer Rechtsverordnung des Bundesarbeitsministers möglich (§§ 21 a I Nr. 1, 21 b Nr. 1 JArbSchG). 

(2) Berufsschule

Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen für die Teilnahme am Berufsschulunterricht freizustellen. Er darf den Jugendlichen nicht beschäftigen 

· vor einem vor 9 Uhr beginnenden Unterricht, beginnt der Unterricht um 9 Uhr, so kann der Ausbildende vorherige Beschäftigung verlangen

· an einem Berufsschultag mit mehr als fünf Unterrichtsstunden von mindestens je 45 Minuten, einmal in der Woche. Dies bedeutet, dass dann, wenn der Auszubildende an mehreren Tagen der Woche mehr als fünf Stunden Unterricht hat, er nur an einem Tag anschließend nicht im Betrieb erscheinen muss. Welcher Tag dies ist, entscheidet der Ausbildende. 

· in Berufsschulwochen mit einem planmäßigen Blockunterricht von mindestens 25 (Zeit-) Stunden an mindestens fünf Tagen; zusätzliche betriebliche Ausbildungsveranstaltungen bis zu zwei Stunden wöchentlich sind zulässig (§ 9 Abs. 1 JArbSchG). 

Auf die Arbeitszeit werden nach § 9 Abs. 2 JArbSchG angerechnet 

· Berufsschultage nach Nr. 1 mit acht Stunden

· Berufsschulwochen nach Absatz I Nr. 3 mit 40 Stunden, 

· Im übrigen die Unterrichtszeit einschließlich der Pausen. Maßgeblich sind die tatsächliche Unterrichtszeit und die tatsächlichen Pausen.

Zeiten für den Weg zur Berufsschule sind nicht anzurechnen (s.o.).

Achtung! beträgt die tägliche Arbeitszeit weniger als acht Stunden, so kann der Jugendliche die noch nicht verbrauchte Berufsschulzeit am nächsten Tag zur Anrechnung bringen, indem er später kommt oder früher geht.

Ein Entgeltausfall darf durch den Besuch der Berufsschule nicht eintreten (§ 9 Abs. 3 JArbSchG). 

In NRW sind gem. § 11 Schulpflichtgesetz alle Auszubildenden berufsschulpflichtig, die zu Beginn der Ausbildung noch nicht 21 Jahre alt sind. Die Berufsschulpflicht endet also nicht mit dem 21. Lebensjahr, sondern dauert bis zum Ende des Berufsausbildungsverhältnisses. In den meisten anderen Bundesländern besteht keine Berufsschulpflicht für Auszubildende, die beim Beginn der Ausbildung das 18. Lebensjahr vollendet haben.

(3) Prüfungen und außerbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen

Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen gem. § 10 Abs. 1 JArbSchG

· für die Teilnahme an Prüfungen und Ausbildungsmaßnahmen, die aufgrund öffentlich-rechtlicher oder vertraglicher Bestimmungen außerhalb der Ausbildungsstätte durchzuführen sind, 

· an dem Arbeitstag, der der schriftlichen Abschlussprüfung unmittelbar vorangeht, freizustellen 

Auf die Arbeitszeit werden angerechnet 

· die Freistellung nach Ziff. 1 mit der Zeit der Teilnahme einschließlich der Pausen, 

· die Freistellung nach Ziff. 1 mit acht Stunden (§ 10 Abs. 2 JArbSchG). 

Ein Entgeltausfall darf nicht eintreten. 

(4) Ruhepausen, Aufenthaltsräume

Jugendlichen müssen im Voraus feststehende Ruhepausen von angemessener Dauer gewährt werden. Die Ruhepausen müssen mindestens betragen 

· 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als 4,5 Stunden, 

· 60 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als sechs Stunden. 

Als Ruhepause gilt nur eine Arbeitsunterbrechung von mindestens 15 Minuten (§ 11 Abs. 1 JArbSchG). 

Die Ruhepausen müssen in angemessener zeitlicher Lage gewährt werden, frühestens eine Stunde nach Beginn und spätestens eine Stunde vor Ende der Arbeitszeit. Länger als viereinhalb Stunden hintereinander dürfen Jugendliche nicht ohne Ruhepause beschäftigt werden (§ 11 Abs. 2 JArbSchG). 

Sonderregelungen durch Tarifvertrag oder Rechtsverordnung sind möglich.

Der Aufenthalt während der Ruhepausen in Arbeitsräumen darf den Jugendlichen nur gestattet werden, wenn die Arbeitszeit in diesen Räumen während dieser Zeit eingestellt ist und auch sonst die notwendige Erholung nicht beeinträchtigt wird (§ 11 Abs. 3 JArbSchG). 

Dies gilt jedoch nicht für den Bergbau unter Tage (§ 11 Abs. 4 JArbSchG). 

(5) Schichtzeit

Bei der Beschäftigung Jugendlicher darf die Schichtzeit (§ 4 Abs. 2) 10 Stunden, im Bergbau unter Tage 8 Stunden, im Gaststättengewerbe, in der Landwirtschaft, in der Tierhaltung, auf Bau- und Montagestellen 11 Stunden nicht überschreiten (§ 12 JArbSchG). Sonderregelungen durch Tarifvertrag oder Rechtsverordnung sind möglich.

(6) Tägliche Freizeit

Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit dürfen Jugendliche nicht vor Ablauf einer ununterbrochenen Freizeit von mindestens 12 Stunden beschäftigt werden (§ 13 JArbSchG). 

(7) Nachtruhe

Jugendliche dürfen grundsätzlich nur in der Zeit von 6 bis 20 Uhr beschäftigt werden (§ 14 Abs. 1 JArbSchG). 

Jugendliche über 16 Jahren dürfen 

· im Gaststätten- und Schaustellergewerbe bis 22 Uhr, 

· in mehrschichtigen Betrieben bis 23 Uhr, 

· in der Landwirtschaft ab 5 Uhr oder bis 21 Uhr, 

· in Bäckereien und Konditoreien ab 5 Uhr 

beschäftigt werden (§ 14 Abs. 2 JArbSchG). 

Jugendliche über 17 Jahren dürfen in Bäckereien ab 4 Uhr beschäftigt werden (§ 14 Abs. 3 JArbSchG). 

An dem einem Berufsschultag unmittelbar vorangehenden Tag dürfen Jugendliche auch nach § 14 Absatz 2 Nr. 1 bis 3 nicht nach 20 Uhr beschäftigt werden, wenn der Berufsschulunterricht am Berufsschultag vor 9 Uhr beginnt (§ 14 Abs. 4 JArbSchG). 

Nach vorheriger Anzeige an die Aufsichtsbehörde dürfen in Betrieben, in denen die übliche Arbeitszeit aus verkehrstechnischen Gründen nach 20 Uhr endet, Jugendliche bis 21 Uhr beschäftigt werden, soweit sie hierdurch unnötige Wartezeiten vermeiden können. Nach vorheriger Anzeige an die Aufsichtsbehörde dürfen ferner in mehrschichtigen Betrieben Jugendliche über 16 Jahren ab 5.30 Uhr oder bis 23.30 Uhr beschäftigt werden, soweit sie hierdurch unnötige Wartezeiten vermeiden können (§ 14 Abs. 5 JArbSchG). 

Jugendliche dürfen in Betrieben, in denen die Beschäftigten in außergewöhnlichem Grade der Einwirkung von Hitze ausgesetzt sind, in der warmen Jahreszeit ab 5 Uhr beschäftigt werden (§ 14 Abs. 6 JArbSchG). 

Jugendliche dürfen bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen und anderen Aufführungen, bei Aufnahmen im Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen), auf Ton- und Bildträger sowie bei Film- und Fotoaufnahmen bis 23 Uhr gestaltend mitwirken. Dies gilt nicht bei Veranstaltungen, Schaustellungen oder Darbietungen, bei denen die Anwesenheit Jugendlicher nach den Vorschriften des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit nicht gestattet werden darf. Nach Beendigung der Tätigkeit dürfen Jugendliche nicht vor Ablauf einer ununterbrochenen Freizeit von mindestens 14 Stunden beschäftigt werden (§ 14 Abs. 7 JArbSchG). 

(8) Fünf-Tage-Woche

Jugendliche dürfen nur an fünf Tagen in der Woche beschäftigt werden (§ 15 JArbSchG). Ausnahmen gelten für Landwirtschaft, Ernte und Sport. Sonderregelungen durch Tarifvertrag oder Rechtsverordnung sind möglich.

(9) Samstagsruhe

An Samstagen dürfen Jugendliche nicht beschäftigt werden (§ 16 Abs. 1 JArbSchG). 

Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher an Samstagen nur 

· in Krankenanstalten sowie Alten-, Pflege- und Kinderheimen, 

· in offenen Verkaufsstellen, in Betrieben mit offenen Verkaufsstellen, in Bäckereien und Konditoreien, im Friseurhandwerk und im Marktverkehr, 

· im Verkehrswesen, 

· in der Landwirtschaft und Tierhaltung, 

· im Familienhaushalt, 

· im Gaststätten- und Schaustellergewerbe, 

· bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen und anderen Aufführungen, bei Aufnahmen im Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen), auf Ton- und Bildträger sowie bei Film- und Fotoaufnahmen, 

· bei außerbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen, 

· beim Sport, 

· im ärztlichen Notdienst, 

· in Reparaturwerkstätten für Kraftfahrzeuge. 

Mindestens zwei Samstage im Monat sollen beschäftigungsfrei bleiben (§ 16 Abs. 2 JArbSchG). 

Werden Jugendliche am Samstag beschäftigt, ist ihnen die Fünf–Tage–Woche (§ 15 JArbSchG) durch Freistellung an einem anderen berufsschulfreien Arbeitstag derselben Woche sicherzustellen. In Betrieben mit einem Betriebsruhetag in der Woche kann die Freistellung auch an diesem Tage erfolgen, wenn die Jugendlichen an diesem Tage keinen Berufsschulunterricht haben (§ 16 Abs. 3 JArbSchG). 

Können Jugendliche in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 am Samstag nicht acht Stunden beschäftigt werden, kann der Unterschied zwischen der tatsächlichen und der nach § 8 Abs. 1 höchstzulässigen Arbeitszeit an dem Tage bis 13 Uhr ausgeglichen werden, an dem die Jugendlichen nach Absatz 3 Satz 1 freizustellen sind (§ 16 Abs. 4 JArbSchG). 

(10) Sonntagsruhe

An Sonntagen dürfen Jugendliche grundsätzlich nicht beschäftigt werden (§ 17 Abs. 1 JArbSchG). 

Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher an Sonntagen nur 

· in Krankenanstalten sowie in Alten-, Pflege- und Kinderheimen, 

· in der Landwirtschaft und Tierhaltung mit Arbeiten, die auch an Sonn- und Feiertagen naturnotwendig vorgenommen werden müssen, 

· im Familienhaushalt, wenn der Jugendliche in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen ist, 

· im Schaustellergewerbe, 

· bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen und anderen Aufführungen sowie bei Direktsendungen im Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen), 

· beim Sport, 

· im ärztlichen Notdienst, 

· im Gaststättengewerbe. 

Jeder zweite Sonntag soll - mindestens zwei Sonntage im Monat müssen - beschäftigungsfrei bleiben (§ 17 Abs. 2 JArbSchG). 

Werden Jugendliche am Sonntag beschäftigt, ist ihnen die Fünf-Tage-Woche (§ 15 JArbSchG) durch Freistellung an einem anderen berufsschulfreien Arbeitstag derselben Woche sicherzustellen. In Betrieben mit einem Betriebsruhetag in der Woche kann die Freistellung auch an diesem Tage erfolgen, wenn die Jugendlichen an diesem Tage keinen Berufsschulunterricht haben (§ 17 Abs. 3 JArbSchG). 

(11) Feiertagsruhe

Am 24. und 31. Dezember nach 14 Uhr und an gesetzlichen Feiertagen dürfen Jugendliche nicht beschäftigt werden (§ 18 Abs. 1 JArbSchG). Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher an gesetzlichen Feiertagen in den Fällen des § 17 Abs. 2, ausgenommen am 25. Dezember, am 1. Januar, am ersten Osterfeiertag und am 1. Mai (§ 18 Abs. 2 JArbSchG). 

Für die Beschäftigung an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fällt, ist der Jugendliche an einem anderen berufsschulfreien Arbeitstag derselben oder der folgenden Woche freizustellen. In Betrieben mit einem Betriebsruhetag in der Woche kann die Freistellung auch an diesem Tage erfolgen, wenn die Jugendlichen an diesem Tag keinen Berufsschulunterrichten haben (§ 18 Abs. 3 JArbSchG).

Sonderregelungen durch Tarifvertrag oder Rechtsverordnung sind möglich.

(12) Binnenschifffahrt

In der Binnenschifffahrt gelten Abweichungen (§ 20 JArbSchG). 

(13) Ausnahmen in besonderen Fällen

Die §§ 8 und 11 bis 18 JArbSchG finden keine Anwendung auf die Beschäftigung Jugendlicher mit vorübergehenden und unaufschiebbaren Arbeiten in Notfällen, soweit erwachsene Beschäftigte nicht zur Verfügung stehen (§ 21 Abs. 1 JArbSchG). 

Wird in den obigen Notfällen über die Arbeitszeit des § 8 hinaus Mehrarbeit geleistet, so ist sie durch entsprechende Verkürzung der Arbeitszeit innerhalb der folgenden drei Wochen auszugleichen (§ 21 Abs. 2 JArbSchG). 

(14) Abweichende Regelungen

In einem Tarifvertrag oder aufgrund eines Tarifvertrages in einer Betriebsvereinbarung können abweichende Regelungen zugelassen werden (§ 21a Abs. 1 JArbSchG). 

Im Geltungsbereich eines Tarifvertrages kann die abweichende tarifvertragliche Regelung im Betrieb eines nicht tarifgebundenen Arbeitgebers durch Betriebsvereinbarung oder, wenn ein Betriebsrat nicht besteht, durch schriftliche Vereinbarung zwischen dem Arbeitgeber und dem Jugendlichen übernommen werden (§ 21 a Abs. 2 JArbSchG). 

Die Kirchen und die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften können Abweichungen in ihren Regelungen vorsehen (§ 21 a Abs. 3 JArbSchG). 

(15) Ermächtigung

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung kann im Interesse der Berufsausbildung oder der Zusammenarbeit von Jugendlichen und Erwachsenen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Ausnahmen von Vorschriften zulassen, soweit eine Beeinträchtigung der Gesundheit oder der körperlichen oder seelisch - geistigen Entwicklung der Jugendlichen nicht zu befürchten ist (§ 21 b JArbSchG). 

4. Nichterfüllung der Arbeitspflicht

Unter Nichterfüllung der Arbeitspflicht sind verschiedene Situationen zu verstehen. So stellt es z.B. eine Nichterfüllung der Arbeitspflicht dar, wenn ein Auszubildender an einem Arbeitstag gar nicht zur Arbeit erscheint. Auch ein Auszubildender, der zu spät zur Arbeit erscheint erfüllt seine Arbeitspflicht nicht. Im letzteren Fall liegt nicht etwa ein Verzug vor, weil der Auszubildende ja - wenn auch zu spät - arbeitet. Vielmehr liegt Nichterfüllung vor, denn wenn der Auszubildende am Montag, dem 6.9. nicht um neun Uhr erscheint, sondern um 9.10 Uhr kann diese Zeit nicht nachträglich gearbeitet werden. Wegen dieses regelmäßig anzunehmenden „Fixschuldcharakters“ der Arbeitspflicht liegt meist Unmöglichkeit wegen fehlender Nachholbarkeit vor. Es gelten daher die allgemeinen Regeln zu Unmöglichkeit. 

Zu unterscheiden sind folgende Fragen:

(1) kann der Auszubildende für die Zeit der Nichterfüllung Lohn verlangen?

Der Auszubildende verliert für die Zeit der Nichtleistung seinen Lohnanspruch. Dies gilt auch dann, wenn den Auszubildenden kein Verschulden an der Nichtleistung trifft.
(2) hat der Ausbildender im Falle der Nichterfüllung der Arbeitspflicht einen Schadensersatzanspruch?

Bei Verschulden des Auszubildenden besteht grundsätzlich ein Schadensersatzanspruch des Ausbildenden. Für die Berechnung der Höhe des Schadensersatzanspruches gilt § 249 BGB: Der Ausbildender ist so zu stellen, wie er bei ordnungsgemäßer Arbeitsleistung stünde. Allerdings wird der Ausbildender regelmäßig gar keinen Schaden durch die Nichterfüllung der Arbeitspflicht erlitten haben. Anders liegt der Fall nur dann, wenn der Ausbildender tatsächlich Mehrkosten aufwenden musste z. B. höhere Vergütung für Ersatzkraft, Überstundenvergütungen. Dieses Mehrkosten muss der Auszubildende ersetzen, was aber meist an unüberwindlichen Beweisschwierigkeiten scheitert.

Ein Sonderproblem bilden insoweit Inserats– und Vorstellungskosten bei rechtswidriger vorzeitiger Beendigung des Ausbildungsverhältnisses durch den Auszubildenden. Regelmäßig muss der Auszubildende diese nicht ersetzen, da diese Kosten auch bei einer zulässigen Kündigung entstanden wären.

(3) kann der Ausbildende wegen der Nichterfüllung der Arbeitspflicht kündigen?

Bei Vorsatz des Auszubildenden ist evtl. eine fristlose Kündigung zulässig. Bei Fahrlässigkeit besteht grundsätzlich kein Recht zur Kündigung, es sei denn, der Auszubildende hat bereits mehrmals (z. B. Verschlafen) fahrlässig seine Arbeitspflicht erheblich nicht erfüllt und ist deswegen abgemahnt worden.

Keine Nichterfüllung liegt vor, wenn der Ausbildende seinerseits seien vertragliche Pflichten nicht erfüllt hat, § 273 BGB.

5. Schlechterfüllung der Arbeitspflicht

Mit Schlechterfüllung der Arbeitspflicht sind die Fälle gemeint, in denen dem Ausbildenden durch ein schuldhaftes Verhalten des Auszubildenden ein Schaden entsteht. Da im deutschen Zivilrecht der Grundsatz gilt, dass derjenige der einem anderen – insbesondere seinem Vertragspartner - schuldhaft einen Schaden verursacht hat, diesen Schaden ersetzen muss (vgl. § 280 BGB), müsste der Auszubildende jeden vorsätzlich oder fahrlässig verursachten Schaden ersetzten. 

Grundsätzlich haftet auch der Auszubildende wie jeder Arbeitnehmer für Vorsatz und Fahrlässigkeit.

Für bestimmte Schäden findet sich im BBiG eine Regelung in § 13 Satz 2 Nr. 5 BBiG.

Gemäß § 13 Satz 2 Nr. 5 BBiG hat der Auszubildende Werkzeuge, Maschinen und sonstige Einrichtungen pfleglich zu behandeln. Satz 2 Nr. 5 betrifft Werkzeuge, Maschinen und sonstige Einrichtungen der Ausbildungsstätte. Auch Werkstoffe fallen unter diese Vorschrift. Unter Einrichtungen sind alle solche Gegenstände zu verstehen, die dem Auszubildenden in Rahmen seiner Ausbildung zur Verfügung gestellt oder sonst zugänglich gemacht sind.

Die Pflicht zur pfleglichen Behandlung erfordert die Anwendung des allgemein nötigen Sorgfaltsmaßstabes, der jedoch bei Auszubildenden geringere Anforderungen als bei Arbeitnehmern beinhaltet.

Umstritten ist, ob der Verlust von Werkzeugen und dergleichen den Auszubildenden schadensersatzpflichtig machen kann. Hier ist auf die Umstände des Einzelfalles abzustellen. Im Rahmen der pfleglichen Behandlung sind der eigene Ausbildungsplatz aufzuräumen und zu reinigen sowie die benutzten Maschinen und Einrichtungen sauber zu halten und zu pflegen.

Wie das obige Beispiel zeigt, würde die Anwendung des Grundsatzes, dass jeder schuldhaft verursachte Schäden zu zahlen hat, im Arbeitsrecht zu untragbaren Ergebnissen führen. Das BAG hat daher folgende Grundsätze zur Haftung des Auszubildenden aufgestellt:

· Bei leichteste Fahrlässigkeit haftet der Auszubildende nicht.

· Bei mittlerer Fahrlässigkeit wird der Schaden nach den Umständen des Einzelfalles (Schadensumfang, Verschuldensgrad, Vergütungshöhe) zwischen Ausbildendem und Auszubildenden verteilt.

· Bei grober Fahrlässigkeit haftet der Auszubildende, es sei denn, es besteht ein grobes Missverhältnis zwischen Lohn und Schadensrisiko.

· Bei Vorsatz haftet der Auszubildende ohne Einschränkungen.

Für das Verschulden ist aber von Bedeutung, dass an die Sorgfaltspflicht des Auszubildenden in der Regel geringere Anforderungen gestellt werden müssen als an einen anderen Arbeitnehmer. Grundsätzlich ist dabei nicht nur die in der Regel geringere Einsichtsfähigkeit des Auszubildenden, sondern auch die Einweisungspflicht und Aufsichtspflicht des Ausbildenden besonders zu beachten. Den Ausbildenden betrifft bei Nichtbeachtung seiner Aufsichtspflicht ein Mitverschulden.

Ein Mitverschulden des Ausbildenden liegt insbesondere dann vor, wenn ihm der unzuverlässige Charakter seines Auszubildenden bekannt war.

Eine Minderung oder ein Wegfall der Haftung kann sich ergeben, wenn der Auszubildende zu einer ausbildungsfremden Tätigkeit eingesetzt wird. Er haftet dann nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.

All diese Einschränkungen führen dazu, dass Schadensersatzansprüche gegen Auszubildende praktisch kaum durchgesetzt werden können.

Diese Grundsätze zum innerbetrieblichen Schadensausgleich gelten auch, wenn Dritte einen Schadensersatzanspruch gegen den Auszubildenden haben, auch wenn der Dritte ein Kollege ist, in diesem Falle gelten aber bei Arbeitsunfällen die §§ 104 ff. SGB VII.

Besonderheiten gelten bei der so genannten Mankohaftung, also der Haftung für Geld in einer Kasse oder ähnlichem. Hier haftet der Auszubildende unabhängig von seinem Verschulden, aber nur dann, wenn er nachweislich als einziger Zugang zu dem Geld hatte. Allerdings darf der Ausbildende diese Verantwortung einem Auszubildenden nicht bereits am Beginn des Ausbildungsverhältnisses zumuten.

B. Pflicht zur Teilnahme an Ausbildungsmaßnahmen

Zu den Ausbildungsmaßnahmen nach Satz 2 Nr. 2 der Bestimmung, an denen der Auszubildende teilzunehmen verpflichtet ist, gehören der Besuch der Berufsschule, die Ablegung der vorgesehenen Zwischenprüfung und Abschlussprüfung sowie die Teilnahme an den vereinbarten oder in der Ausbildungsordnung vorgesehenen Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte.

Die Verpflichtung zum Besuch der Berufsschule ergibt sich zum einen aus den Schulgesetzen der Bundesländer und zum anderen - bei Personen über 18 Jahren - ggf. aus einer sonstigen Vereinbarung mit dem Ausbildenden.

Einer Teilnahmepflicht besteht an solchen Ausbildungsmaßnahmen, für die der Auszubildende nach § 15 BBiG freigestellt ist.

C. Die Pflicht, aufgetragene Verpflichtungen auszuführen

Die Pflicht nach Satz 2 Nr. 1 spricht von aufgetragenen Verpflichtungen. Aufgetragenen ist eine Verpflichtung nicht nur, wenn sie der Ausbildende oder der Ausbilder verlangt, sondern auch, wenn sie die Ausbildungsordnung vorschreibt. Verpflichtungen, die nicht dem Ausbildungszweck dienen und damit nicht in den Rahmen der Berufsausbildung gehören, dürfen dem Auszubildenden nicht aufgetragen werden. 

D. Die Pflicht, Weisungen zu befolgen

1. Grundsätze

Diese Pflicht folgt aus § 13 Nr. 3 BBiG. 

Weisungsberechtigt nach Satz 2 Nr. 3 im Rahmen der Berufsausbildung kann der Ausbildende selbst, der Ausbilder oder eine andere weisungsberechtigte Person sein.

Als andere weisungsberechtigte Personen können z. B. der zuständige Sachbearbeiter, Abteilungsleiter, Meister, Polier, Vorarbeiter, Sicherheitsbeauftragte und Personalleiter anzusehen sein.

Diese Personen dürfen Weisungen nur im Rahmen der Ausbildung erteilen, wenn der Auszubildende bei ihnen z. B. im Durchlauf der betrieblichen Abteilungen eine gewisse Zeit tätig ist oder ihnen üblicherweise Weisungsbefugnisse vom Ausbildenden zuerkannt ist.

Die Weisungsgebundenheit des Auszubildenden im Rahmen der Berufsausbildung ist weitergehend als die des Arbeitnehmers gegenüber seinem Arbeitgeber, da der Auszubildende die Weisungen zu befolgen hat, soweit sie der Erreichung des Ausbildungszieles dienen und den körperlichen Kräften angemessen sind (§ 14 Abs. 2 BBiG). Die Weisungsgebundenheit findet aber auf jeden Fall ihrer Grenze im Grundrecht der freien Entfaltung der Persönlichkeit des Auszubildenden und seinen sonstigen Grundrechten.

So ist es z. B. nicht zulässig, einem Auszubildenden – auch im öffentlichen Dienst – die Weisung zu erteilen, sich von den Zielen und Absichten einer Partei zu distanzieren, auch wenn sie nach Meinung des Ausbildenden verfassungsfeindlich ist.

Ein Weisungsrecht bezüglich der Haartracht und Kleidung besteht nur, wenn dies zur Vermeidung einer Gefahr oder deshalb erforderlich ist, weil dies zu einer spürbaren Beeinträchtigung des Geschäftsbetriebes führen könnte.

Ein Rauchverbot ist grundsätzlich zulässig, wenn die Sicherheit es erfordert oder es in einem Tarifvertrag, einer Betriebsvereinbarung oder im Arbeitsvertrag festgelegt wird.

Hausaufgaben dürfen nur in soweit gestellt werden, als dadurch der Rahmen der vertraglich vereinbarten täglichen Ausbildungszeit nicht überschritten wird und der Zeitrahmen dem Jugendarbeitsschutzgesetz entspricht.

Eine Versetzung ist nur zulässig, wenn sie zumutbar ist, keinen übermäßigen zusätzlichem Aufwand an Zeit und Kosten für den Auszubildenden bedeutet und der Betriebsrat nach § 99 BetrVG zugestimmt hat. Nach anderer Ansicht ist eine Versetzung grundsätzlich nur nach einer entsprechenden Änderung des Ausbildungsvertrages zulässig.

Jedenfalls die Nichtbeachtung von Weisungen weisungsberechtigter Personen kann Grund zur fristlosen Kündigung sein, wenn sich die Weisung im Rahmen der Berufsausbildung hält.

Neben der Bedingung, dass das Weisungsrecht sich nur im Rahmen der Berufsausbildung bewegen darf, dürfen Weisungen nicht den Rahmen der Gesetze, Tarifverträgen und Ausbildungsverträge verlassen. Sie müssen ferner der Billigkeit entsprechen.

Die Durchsetzung der Folgepflicht darf nicht durch körperliche Züchtigung verfolgt werden. Auch geht diese Pflicht nicht soweit, dass der Auszubildende sich entwürdigenden Erziehungsmaßnahmen zu unterziehen hat.

Sie besteht nur, soweit die Weisungen im Rahmen der Berufsausbildung vom Ausbildenden, vom Ausbilder oder von anderen weisungsberechtigten Personen erteilt werden und zumutbar und mit dem Gewissen vereinbar sind. 

Beispiel: Der Auszubildende Harald Hippy wird von seinem Kfz–Meister angewiesen, sich die langen Haare abzuschneiden, weil das „unmöglich aussehe“. Dies ist unzulässig. Zwar können die Haare ein Sicherheitsproblem werden. Dem kann aber auch durch eine Kopfbedeckung begegnet werden.

Ausnahmsweise kann der Ausbildender auch Weisungen für das außerbetriebliche Verhalten des Auszubildendes erteilen, und zwar dann, wenn sonst der Betrieb unter dem Verhalten des Auszubildendes leiden würde.

Beispiel 1: Die Arbeitsleistung leidet wiederholt wegen durchgezechter Nacht. Hier ist die Weisung, nicht so viel zu saufen, zulässig.

Beispiel 2: Dem Auszubildenden Frank Fleißig wird aufgetragen, als Hausaufgabe nach Feierabend die Bestandteile eines Otto–Motors aufzulisten. Dies ist unzulässig, weil durch Hausaufgaben die tägliche Ausbildungszeit nicht überschritten werden darf.

Im übrigen Arbeitsrecht kann der Arbeitgeber Nebentätigkeiten in der Freizeit nur untersagen, wenn sich ein Verbot aus dem Vertrag oder einer anderen Vereinbarung ergibt und ein berechtigtes Interesse an dem Verbot der Nebentätigkeit besteht oder die Arbeitskraft durch die Nebentätigkeit beeinträchtigt wird. Darüber hinaus bei Wettbewerb, Schwarzarbeit und wenn infolge der Nebentätigkeit Arbeitsschutzvorschriften (ArbZG, JArbSchG) verletzt werden. Vereinzelt wird auch vertreten, dass eine Nebentätigkeit dem Wesen des Ausbildungsverhältnisses widerspreche und daher hier generell unzulässig sei.

E. Die Pflicht , die geltende Ordnung zu beachten

Hierzu gehören Sicherheits- und Unfallverhütungsvorschriften, Regeln über das Anlegen von Schutzkleidung, Rauchverbote, Vorschriften über das Betreten von Werkstätten und bestimmten Räumen, Benutzungsordnungen für Sozialeinrichtungen, allgemeine Hausordnungen. Diese „Ordnungen“ sind allerdings nur insoweit zu beachten, als sie mit den Bestimmungen des BBiG im Einklang stehen.

Unter Ausbildungsstätte im Sinne des Satz 2 Nr. 4 ist die Einrichtung zu verstehen, in der die Ausbildung stattfindet. Es handelt sich dabei um den Ort, der in der Vertragsniederschrift aufgenommen ist. Hierzu gehört nicht die Stätten der außerbetrieblichen Ausbildung. Findet die Ausbildung in einer überbetrieblichen Ausbildungsstätte statt, kommt Satz 2 Nr. 4 BBiG zur Anwendung.

Die für die Ausbildungsstätte geltende Ordnung ergibt sich nicht nur aus der Betriebsordnung, sondern aus allen Regelungen, die die Ordnung im Betrieb gewährleisten soll. Sie leitete sich unter anderem auch von dem Weisungsrecht des Ausbildenden ab, die Organisation und Ordnung des Betriebes reibungslos zu gestalten. Sie muss Bezug auf die Ausbildungsstätte haben. Hierzu gehören auch Unfallverhütungsbestimmungen.

Allgemeine Reinigungsarbeiten können durch diese Ordnung vorgesehen werden.

F. Obhuts- und Bewahrungspflichten

Werkzeuge, Maschinen und sonstige Einrichtungen sind vom Auszubildenden pfleglich zu behandeln, § 13 S. 2. 2 Nr. 5 BBiG.

G. Die Treuepflicht

1. Umfang der Treuepflicht

a) Pflicht, die Interessen des Ausbildenden zu wahren

Der Auszubildende ist verpflichtet, die Interessen des Ausbildenden zu wahren. So muss er z. B. drohende und eingetretene Schäden anzeigen.

b) Verschwiegenheitspflicht

Der Auszubildende muss über Geschäftsgeheimnisse Stillschweigen bewahren, § 13 S. 2 Nr. 6 BBiG. Betriebsgeheimnisse und Geschäftsgeheimnisse nach Satz 2 Nr. 6 können z. B. sein: Kundenlisten, Lieferantenlisten, Preislisten, Inventuren, Bilanzen, vorgesehene Investitionen, Erfindungen und nicht patentfähige Neuerungen.

c) Wettbewerbsverbot

Während der Dauer des Ausbildungsverhältnisses darf der Auszubildende nicht in Wettbewerb mit dem Ausbildenden treten, d. h. er darf weder in einem Konkurrenzbetrieb arbeiten, noch darf er dem Ausbildenden als Selbständiger Konkurrenz machen. Das Wettbewerbsverbot endet, sobald das Ausbildungsverhältnis nicht mehr besteht. 

Ein über diesen Zeitpunkt hinausgehendes Wettbewerbsverbot kann - anders als im übrigen Arbeitsrecht - nicht vereinbart werden.

2. Ende der Treuepflicht

Die Treuepflicht endet grundsätzlich mit dem Ausbildungsverhältnis. Ausnahme: Die aus der Treuepflicht folgende Verschwiegenheitspflicht besteht auch nach dem Ende des Ausbildungsverhältnisses fort.

III. Pflichten des Ausbildenden

A. Ausbildungspflicht

1. Grundsätze

Gem. § 14 BBiG hat der Ausbildende dafür zu sorgen, dass dem Auszubildenden die Fertigkeiten und Kenntnisse vermittelt werden, die zum Erreichen des Ausbildungszieles erforderlich sind, und die Berufsausbildung in einer durch ihren Zweck gebotenen Form planmäßig, zeitlich und sachlich gegliedert so durchzuführen, dass das Ausbildungsziel in der vorgesehenen Ausbildungszeit erreicht werden kann, 

Eine Ausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen darf nur nach staatliche festgelegten Ausbildungsordnungen erfolgen; § 6 BBiG. 

Gem. § 104 BBiG gelten die vor Inkrafttreten des Gesetzes anerkannten Lehrberufe und Anlernberufe oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberufe als Ausbildungsberufe im Sinne des § 4. Die Berufsbilder, die Berufsbildungspläne, die Prüfungsanforderungen und die Prüfungsordnungen für diese Berufe sind bis zum Erlass der Ausbildungsordnungen und der Prüfungsordnungen anzuwenden. 

Die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilten Prüfungszeugnisse in Berufen, die nach Absatz 1 als anerkannte Ausbildungsberufe gelten, stehen Prüfungszeugnissen nach § 37 Abs. 2 gleich. 

Nach § 14 Absatz 1 Satz 1 sind alle in der Ausbildungsordnung und im Ausbildungsrahmenplan vorgesehenen notwendigen und grundsätzlich auch etwaige erwünschte berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln.

Umstritten ist, ob von der Ausbildungsordnung bzw. von dem einzelnen Ausbildungsrahmenplan abgewichen werden darf. 

Seit 1974 enthalten alle vom Bundesminister für Wirtschaft erlassenen Ausbildungsordnungen eine sogenannte Flexibilitätsklausel, die unter bestimmten Voraussetzungen eine Abweichung vom Ausbildungsrahmenplan zulässt.

Diese Flexibilitätsklausel lässt insbesondere folgender Abweichungen zu: 

· im personellen Einzelfall, wenn beim Jugendlichen eine berufliche Grundbildung vorausgegangen ist, die der Betrieb nach der Anrechnungsverordnung mit der Ausbildungszeit verrechnet, und dementsprechend für diesen Jugendlichen die absolviert und der betrieblichen Ausbildung gesondert organisiert werden muss

· wenn betriebspraktische Besonderheiten dies erfordern, z. B. weil Schulungsmaßnahmen aus gesondert werden müssen oder die Ausbildung im Verbund mit anderen Betrieben durchgeführt wird.

Die Flexibilitätsklausel bezieht sich jedoch ausschließlich auf die sachliche und zeitliche Reihenfolge der Gliederung, nicht jedoch auf den Ausbildungsinhalt selbst. Eine Abweichung vom Ausbildungsinhalt ist unzulässig und kann den Ausbildenden zum Schadensersatz verpflichten.

Die Berufsausbildung erschöpft sich nicht in der Vermittlung des Prüfungsstoffes für die Abschlussprüfung. Gleichwertig tritt daneben der Zweck, den Auszubildenden mit den täglichen Betriebsabläufen möglichst wirklichkeitsnah vertraut zu machen.

Auch im Falle der Einführung von Kurzarbeit ist die Ausbildung des Auszubildenden in vollem Umfang durchzuführen.

Der Auszubildende hat einen Schadensersatzanspruch gegen den Ausbildenden, falls er nachweisen kann, dass das Nichtbestehen der Abschlussprüfung infolge mangelhafter Ausbildung durch die Verletzung der Pflichten aus dem Ausbildungsvertrag hervorgerufen wurde.

Dabei ist stets zu beachten, dass den Ausbildenden entsprechend § 282 BGB die Beweislast dafür trägt, dass ihn keine Schuld trifft, bzw. die Schuld an der ungenügende Ausbildung den Auszubildenden ganz oder doch teilweise trifft.

Die Berufsausbildung muss planmäßig, zeitlich und sachlich so betrieben werden, dass das Ausbildungsziel erreicht werden kann. Dies setzt einen betrieblichen Ausbildungsplan voraus, nach dem verfahren wird
. Dieser ist Bestandteil des Ausbildungsvertrages. Er muss die Anforderungen des Ausbildungsrahmenplans konkretisieren und diesen mit den betrieblichen Besonderheiten in Einklang bringen.

Nach Absatz 1 Nr. 2 hat der Ausbildenden entweder selbst auszubilden oder einen Ausbilder damit zu beauftragen.

Der Ausbildende muss einen Ausbilder beauftragen, wenn er selbst fachlich nicht geeignet ist oder nicht selbst ausbildet, da er ansonsten keine Auszubildenden einstellen darf.

Die Beauftragung des Ausbilders muss ausdrücklich erfolgen. Eine stillschweigende Duldung ist nicht ausreichend. Schriftform ist jedoch nicht erforderlich, aber empfehlenswert.

Die Tätigkeit als Ausbilder setzt eine überwiegende Anwesenheit im Betrieben und beim Auszubildenden voraus.

Aufgrund des zwischen dem Ausbildenden und dem Ausbilder bestehenden Arbeitsvertrages ist der Ausbilder Erfüllungsgehilfen im Sinne des § 278 BGB. Ihm ist die Erfüllung der gesetzlichen Pflichten nach Absatz 1 Nr. 1, Nr. 4, Nr. 5 und Absatz 2 übertragen. Der Ausbildende haftet demgemäß für pflichtwidriges Verhalten des Ausbilders. Daher ist der Ausbildende auch dann zum Schadensersatz aus dem Ausbildungsvertrag verpflichtet, wenn er nicht selbst ausbildet und dies einen Ausbilder durch Vertrag überlässt.

Der Ausbilder haftet dem Auszubildenden im Falle schlechter Ausbildung nur nach den Vorschriften über unerlaubte Handlung, § 823 BGB ff.. Im Hinblick auf etwaige Ordnungswidrigkeiten (z. B. bei ausbildungsfremden Arbeiten, Verweigerung der Freistellung zum Berufsschulunterricht, § 102 BBiG) ist der Ausbilder persönlich verantwortlich.

Beauftragt der Ausbildenden einen Ausbilder, ist nur dieser berechtigt, dem Auszubildenden Weisungen im Rahmen der Berufsausbildung zu erteilen.

2. Die Eignung

Wie bereits oben dargestellt muss der Ausbildende, persönlich geeignet sein. Der Ausbilder, also derjenige, der tatsächlich den Auszubildenden anleitet, muss persönlich und fachlich geeignet sein. Dies gilt auch, wenn der Ausbildende selber zugleich Ausbilder ist. 

a) Die persönliche Eignung

Der Ausbilder muss - wie der Ausbildende - persönlich geeignet sein. Hier gelten die gleichen Grundsätze wie beim Ausbildenden.

b) Die fachliche Eignung

Der Ausbilder muss auch fachlich geeignet sein. Fehlt die fachliche Eignung des Ausbildenden dürfen Ausbildungsverträge nur geschlossen werden, wenn ein besonderer Ausbilder mit fachlicher Eignung beschäftigt wird (§ 28 II BBiG), sonst kann nach § 33 BbiG das Ausbilden untersagt werden.
Die fachliche Eignung setzt sich aus zwei Teilen zusammen, nämlich der

· beruflichen Eignung (Alter und berufliche Fertigkeiten und Kenntnisse) und der

· berufs- und arbeitspädagogischen Eignung

(1) berufliche Eignung

Die fachliche Eignung des Ausbildenden ist gegeben, wenn er

· die Meisterprüfung in dem Handwerk abgelegt hat ( § 21 HandwO) oder

· die Prüfung in der Fachrichtung des Gewerbezweiges oder Berufes bestanden hat oder 

· zu einem Kammerberuf zugelassen ist

Ausnahmsweise kann einem Ausbilder auch widerruflich die berufliche Eignung zuerkannt werden (§ 30 VI BbiG).

(2) Die berufs- und arbeitspädagogische Eignung

Die Voraussetzungen für die berufs- und arbeitspädagogische Eignung sind in der aufgrund § 30 V BBiG erlassenen Ausbildereignungsverordnung (AEVO) niedergelegt.

(a) Inhalte

Nach § 2 der AEVO umfassen die berufs- und arbeitspädagogischer Kenntnisse folgende Sachgebiete:

· Grundfragen der Berufsbildung. Hier werden Kenntnisse insbesondere über Stellung und Aufgabe der Berufsbildung im Gesamtbildungssystem verlangt.

· Planung und Durchführung der Ausbildung. Hierbei handelt es sich um eine genaue Durchdringung und Kenntnis des Ausbildungsprozesses und Ausbildungszieles

· Der Jugendliche in der Ausbildung. In diesem Zusammenhang werden Kenntnisse über den Jugendlichen und jungen Erwachsenen selbst verlangt.

· Rechtsgrundlagen. Hier geht es um den Inhalt dieses Skripts.

(b) Ausbilderprüfung

Die Ausbilderprüfung erfolgt schriftlich und mündlich und schließt eine praktische Unterweisung ein, § 3 AEVO.

3. Ausbildungsmittel

Nach § 14 Absatz 1 Nr. 3 ist der Ausbildende verpflichtet, dem Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel wie z. B. Werkzeuge und Werkstoffe zur Verfügung zu stellen, die zur Berufsausbildung und zur Ablegung der Prüfung erforderlich sind. Eine Kostenbeteiligung des Auszubildenden oder seiner Eltern ist nicht zulässig.

Die Bereitstellung von Ausbildungsmitteln für Prüfungen muss auch dann erfolgen, wenn die Abschlussprüfung erst nach Beendigung des Ausbildungsverhältnisses erfolgt.

Auch die Berichtshefte (Ausbildungsnachweise) gehören zu den betrieblichen Ausbildungsmitteln, die der Ausbildende zur Verfügung stellen muss. Hieran erlangt der Auszubildende nach § 950 BGB mit fortschreitender Führung Eigentum im Unterschied zu den übrigen Ausbildungsmitteln, die nur zeitweise überlassen zu werden brauchen.

Die Verpflichtung des Ausbildenden bezieht sich auf alle Ausbildungsmittel, die erforderlich sind. Das heißt, es handelt sich hierbei nicht nur um solche Gegenstände, auf die der Ausbildende seine Ausbildung stützt und die er als Hilfsmittel der Ausbildung auch in ihrer Benutzung durch den Auszubildenden verwendet sehen will. Vielmehr sind auch solche Gegenstände, die die zuständige Stelle zu Prüfung vorschreibt, erforderlich.

Soweit Ausbildungsmittel nur der Unterstützung des Berufsschulunterrichts - also nicht auch zugleich der innerbetrieblichen Ausbildungsarbeit - dienen, fallen sie nicht unter § 14 Absatz 1 Nr. 3.

Die Ausbildungsmittel müssen nicht übereignet werden. Es genügt das leihweise zur Verfügung stellen zur Benutzung bzw. zur Verwendung im Rahmen der Ausbildung und Prüfung.

Stellt der Ausbildende dem Auszubildenden die Ausbildungsmittel trotz Aufforderung nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung, kann sie der Auszubildende selbst anschaffen und die Auslagen vom Ausbildenden verlangen.

Werden Werkstoffe im Rahmen der Ausbildung bearbeitet oder verarbeitet, erwirbt der Ausbildende grundsätzlich das Eigentum daran, da er Hersteller im Sinne des § 950 BGB ist.

Am Prüfungsstück erwirbt grundsätzlich der Auszubildende nach § 950 BGB Eigentum. Nach Auffassung des Bundesarbeitsgerichtes kann aber auch der Ausbildende oder ein Dritter Hersteller sein. Dies hängt von den Umständen des Einzelfalles ab. Dabei sind die Art der Ausbildung und etwaige Vereinbarungen der Parteien zu berücksichtigen. Eine solche Vereinbarung kann auch schon in der Vertragsniederschrift aufgenommen werden.

4. Die Pflicht, zum Besuch der Berufsschule anzuhalten

[image: image23.wmf]Nach § 14 Absatz 1 Nr. 4 hat der Ausbildende den Auszubildenden zum Besuch der Berufsschule und zum Führen von Berichtsheften anzuhalten.

Bereits nach § 9 Absatz 1 Satz 1 JArbSchG hat der Ausbildende die Pflicht, den Jugendlichen Auszubildenden für die Teilnahme an der Berufsschule freizustellen. § 14 Absatz 1 Nr. 4 ergeht insofern weiter, als hier Auszubildende ohne Rücksicht auf das Alter zum Besuch der Berufsschule anzuhalten sind. Diese Pflicht bezieht sich nur auf die Berufsschulpflicht des Auszubildenden und nicht auf Auszubildende, die zum Besuch der Berufsschule nicht verpflichtet sind, aber hierzu berechtigt sind, es sei denn, der Berufsschulbesuch ist vertraglich vorgesehen.

Hat sich der Ausbildende gegenüber einem nicht mehr berufsschulpflichtigen Auszubildenden verpflichtet, diesen zum Besuch der Berufsschule anzuhalten und freizustellen, und verpflichtet sich der Auszubildende, am Berufsschulunterricht teilzunehmen, so besteht hier auch die Verpflichtung, den Auszubildenden an Berufsschultagen mit einer Unterrichtszeit einschließlich der Pausen von mindestens fünf Stunden nicht mehr zu beschäftigen. § 9 Absatz 1 Nr. 2 JArbSchG gilt hier ebenfalls.

Für die gesetzlichen Pflichten des Ausbildenden in Bezug auf den Berufsschulunterricht des Auszubildenden gelten die Vorschriften der §§ 9 und 10 JArbSchG.

5. Die Pflicht zum Führen von Berichtsheften anzuhalten

[image: image24.wmf]Nach einer Empfehlung des früheren Bundesausschusses für Berufsbildung sind die Berichtshefte in Form von Ausbildungsnachweisen zu führen.

B. Die Vergütungspflicht

1. Höhe der Vergütung

[image: image25.wmf]Nach § 17 BBiG hat der Ausbildende dem Auszubildenden eine angemessene Vergütung zu gewähren. Sie ist nach dem Lebensalter des Auszubildenden so zu bemessen, dass sie mit fortschreitender Berufsausbildung, mindestens jährlich, ansteigt. 

Ihre genaue Höhe richtet sich nach Tarifvertrag oder Berufsausbildungsvertrag. Die Angemessenheit wird durch Tarifverträge bzw. Verbandsempfehlungen indiziert 

· Sachleistungen können angerechnet werden § 17 II BBiG

· Vergütung wird am letzten Arbeitstag fällig, § 18 II BBiG und bemisst sich nach Monaten § 18 I BBiG

Eine über die vereinbarte regelmäßige tägliche Ausbildungszeit hinausgehende Beschäftigung ist besonders zu vergüten, wobei umstritten ist, ob Überstundenzuschläge gezahlt werden müssen. Möglich ist auch ein Ausgleich durch entsprechende Freizeit. 

2. Lohnzuschläge

Überstunden sind im Berufsausbildungsverhältnis zuschlagspflichtig (str.). Zulagen für Nachtarbeit, Schmutz, Hitze etc. sind nicht gesetzlich vorgesehen, können sich aber aus dem Ausbildungsvertrag oder einem Tarifvertrag ergeben.

3. Ruhegeld

Unter dem Begriff Ruhegeld oder betriebliche Altersversorgung versteht man Leistungen der Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung aus Anlas eines Ausbildungsverhältnisses. Diese Leistungen werden in der Regel als Geldleistungen in Form laufender Renten und/oder einmaliger Kapitalzahlungen oder als Sachleistungen erbracht. 
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Ohne einen besonderen Rechtsgrund ist der Ausbildende nicht verpflichtet, Ruhegeld zu zahlen. Der Ausbildende kann sich unmittelbar verpflichten, er kann aber auch einen rechtlich selbständigen Versorgungsträger einschalten (Unterstützungs- oder Pensionskasse, Lebensversicherung).

Als Rechtsgrundlage für einen Ruhegeldanspruch kommen in Betracht: Einzelvertrag, Gesamtzusage, betriebliche Übung, Gleichbehandlungsgrundsatz, Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung.

4. Vermögensbildung

Das Vermögensbildungsgesetz sieht eine Beteiligung des Ausbildenden nicht vor, aber viele Tarifverträge.

5. Zeit und Ort der Lohnauszahlung

Der Auszubildende ist vorleistungspflichtig, § 614 BGB. Der Arbeitslohn ist Holschuld. Nach Ansicht des BAG ist der Auszubildende verpflichtet, auf Verlangen des Ausbildenden ein Girokonto einzurichten. Die Kosten hierfür muss der Ausbildende tragen, wenn das Girokonto ausschließlich zum Zwecke des Lohnempfanges eingerichtet wird.

6. Rückzahlung von Lohn

Hat der Auszubildende versehentlich zuviel Lohn erhalten, muss er diesen gem. § 812 BGB zurückzahlen.

7. Lohnzahlung bei Nichtleistung

a) Urlaub

Der Auszubildende bezieht während des Urlaubs seinen bisherigen Verdienst weiter (Urlaubsentgelt).

b) Bildungsurlaub

Landesgesetze können vorsehen, dass auch Auszubildende zusätzlich Anspruch auf bezahlten Bildungsurlaub haben. Die Regelungen in den einzelnen Bundesländern sind sehr unterschiedlich. So gibt es Länder, die gar kein Bildungsurlaubsgesetz haben, aber auch solche (z.B. NRW), die Auszubildende vom Recht auf Bildungsurlaub ausdrücklich ausnehmen.

c) Annahmeverzug des Ausbildenden

Nimmt der Ausbildende die vom Auszubildenden angebotene Arbeitsleistung nicht an, so hat er gleichwohl Lohn zu zahlen.

d) Vom Ausbildenden zu vertretende Unmöglichkeit

Hat der Ausbildende die Unmöglichkeit der Arbeitsleistung selbst verschuldet, muss er natürlich Lohn zahlen.

e) Mutterschaftsurlaub

Die bezahlte Freistellung vor und nach der Entbindung sind weiter unten beim Mutterschutzrecht dargestellt.

f) Betriebsratstätigkeit

Auch für eine Tätigkeit im Rahmen des Betriebsrates oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung muss der Auszubildende unter Vergütungsfortzahlung von der Arbeit freigestellt werden. Die Einzelheiten sind weiter unten beim Betriebsverfassungsrecht dargestellt.

g) Lohnzahlung an Feiertagen

Die Pflicht zur Zahlung von Lohn an Feiertagen ergibt sich aus dem Entgeltfortzahlungsgesetz. 

Ist bei einer 5-Tage Woche wegen eines Feiertages in der Woche am Samstag gearbeitet worden, so muss der Feiertag und der Samstag bezahlt werden, auch wenn z. B. eine Teilzeitbeschäftigte nur an bestimmten Tagen in der Woche arbeitet. Der Anspruch auf Feiertagslohn entfällt, wenn der Auszubildende am Tag vor oder nach dem Feiertag unentschuldigt fehlt, bei Kurzarbeit besteht nur Anspruch auf entsprechenden Feiertagslohn (§ 2 EFZG). Der Ausbildende trägt in diesem Fall die Sozialversicherungsbeiträge allein. Ein Anspruch auf Feiertagszuschlag muss im Ausbildungsvertrag oder Tarifvertrag vereinbart worden sein, da er nicht gesetzlich vorgeschrieben ist.

h) Lohnzahlung bei vorübergehender Verhinderung

Gemäß §§ 19 I 2 b BBiG, 616 BGB tritt durch eine geringfügige Verhinderung aus persönlichen unverschuldeten Gründen kein Vergütungsausfall ein.

Hierzu gehören Eheschließung, Geburt, Erkrankung oder Tod eines nahen Angehörigen, Gerichtstermin, Umzug, Arztbesuch (wenn kein anderer Termin möglich), Ablegung von Prüfungen (auch Fahrprüfung).

[image: image26.wmf] 

Welcher Zeitraum geringfügig im Sinne des § 616 BGB ist, sagt das Gesetz leider nicht. Viele Tarifverträge enthalten hierüber detaillierte Regelungen.

i) im Krankheitsfall
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Der Anspruch auf Lohnfortzahlung im Krankheitsfall ergibt sich für alle Auszubildende aus § 19 BBiG, §§ 1, 3 I Entgeltfortzahlungsgesetz.

Auszubildende sind wie alle anderen Arbeitnehmer auch verpflichtet, dem Ausbildenden die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer unverzüglich mitzuteilen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als drei Kalendertage, hat der Auszubildende eine ärztliche Bescheinigung über das Bestehen der Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer spätestens an dem darauf folgenden Arbeitstag vorzulegen. Der Ausbildende ist berechtigt, die Vorlage der ärztlichen Bescheinigung früher zu verlangen. Bei einer länger als in der Bescheinigung angegebenen Arbeitsunfähigkeit ist der Arbeitnehmer verpflichtet, eine neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen, § 5 EFZG.

In allen Fällen der Lohn- oder Gehaltsfortzahlung gilt:

Kein Anspruch auf Fortzahlung besteht, wenn die Arbeitsunfähigkeit selbstverschuldet ist.

Selbstverschuldet ist die Arbeitsunfähigkeit, wenn der Auszubildende sie dadurch verursacht hat, dass er gröblich gegen das von einem verständigen Menschen im eigenen Interesse zu erwartende Verhalten verstoßen hat
.

Schaubild 10: Selbstverschuldete Arbeitsunfähigkeit
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j) bei Betriebsstörung

Nach der Lehre vom Betriebsrisiko trägt dieses grundsätzlich der Ausbildende. 

Eine Lohnzahlungspflicht besteht daher z. B. In den folgenden Fällen: Abbrennen der Fabrikanlagen, Mangel an Energie oder an Material bzw. Vorprodukten, Versagen von Maschinen, Ausfall anderer Auszubildende, ohne die die Arbeit nicht fortgeführt werden kann, strenger Frost, Naturkatastrophen.

Also: Wird deswegen nicht gearbeitet, weil Störungen im Produktionsablauf dies unmöglich machen, so erhält der Auszubildende Lohn dann, wenn die Störung weder vom Ausbildender noch von den Auszubildenden verschuldet worden sind.

Anders ist es hingegen, wenn die Störung aus der Sphäre der Arbeitnehmer oder Auszubildenden stammt. Hier gilt im Arbeitsrecht grundsätzlich die Sphärentheorie. 

Beruht die Störung auf einem Streik in einem anderen Betrieb so gilt grundsätzlich Folgendes:

Die Arbeitnehmer in dem mittelbar von dem Streik betroffenen Betrieb haben keinen Anspruch auf Lohn, wenn die Fernwirkungen eines Streiks das Kräfteverhältnis der kämpfenden Parteien beeinflussen können. Dies ist z.B. dann der Fall, wenn zwischen dem mittelbar von Streik betroffenen und dem kämpfenden Unternehmen wirtschaftliche Abhängigkeit (Konzern) besteht oder wenn die für den mittelbar betroffenen Betrieb zuständigen Verbände mit den unmittelbar kämpfenden Verbänden identisch oder eng verbunden sind.

Achtung: Es ist sehr umstritten, ob die Sphärentheorie auch auf Auszubildende anzuwenden ist. Die wohl herrschende Meinung lehnt dies ab. Nach herrschender Meinung sollen Auszubildende also auch dann Lohnfortzahlung erhalten, wenn sie wegen eines „wilden Streiks“ oder wegen der Fernwirkungen eines Streiks in einem anderen Betrieb nicht ausgebildet werden können.
 Dies gilt nur dann, wenn die Auszubildenden sich nicht selbst am Streik beteiligen.
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8. Verfristung, Verwirkung und Verjährung des Lohnanspruches

Ausschlussfristen
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In Tarifverträgen finden sich sehr oft Ausschlussfristen, wonach Ansprüche aus dem Ausbildungsverhältnis innerhalb von drei oder sechs Monaten schriftlich geltend gemacht werden müssen. Tarifgebundene Auszubildende müssen also innerhalb dieser tarifvertraglichen Ausschlussfrist ihre Ansprüche gelten machen.

Darüber hinaus gilt auch bei nicht tarifgebundenen Auszubildenden:

Ansprüche können verwirkt werden, wenn

(1.) ein gewisser Zeitablauf vorliegt und

(2.) aufgrund des Verhaltens des Gläubigers der Leistung der Schuldner davon ausgehen kann, dass dieser den Anspruch nicht mehr geltend macht.

Daneben gelten die allgemeinen Verjährungsfristen des BGB bei Lohnansprüchen drei Jahre ab dem 1. Januar des Folgejahres. 
9. Lohnsicherung

a) Beschränkung der des Gläubigerzugriffes

Die §§ 850 ff. ZPO beschränken für alle Gläubiger - auch den Ausbildenden - den Zugriff auf die Ausbildungsvergütung bei Pfändung, Aufrechnung (es sei denn vorsätzliche unerlaubte Handlung § 823 BGB), Zurückbehaltungsrecht, Abtretung und Insolvenz.
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b) bei Zahlungsunfähigkeit des Ausbildenden

Rückständige Bezüge für die letzten 3 Monate vor Insolvenzeröffnung sind durch das Insolvenzausfallgeld gesichert, §§ 183 ff. SGB III.

C. Die Fürsorgepflicht

1. Schutz für Leben und Gesundheit des Auszubildenden

Die Pflicht Leben und Gesundheit des Auszubildenden zu schützen folgt im Grundsatz für alle Arbeitnehmer und Auszubildenden schon aus § 618 BGB. 

Bei Schäden, die der Auszubildende durch eine Verletzung dieser Schutzpflicht erleidet, erhält er aber wegen § 104 SGB VII (Haftungsfreistellung bei Arbeitsunfall) meist keinen Schadensersatz (also auch kein Schmerzensgeld), wenn der Ausbildende den Auszubildenden physisch schädigt, es sei denn, die Schädigung geschah vorsätzlich.

Im Rahmen der Berufsausbildung und bei Jugendlichen ist die Pflicht des Ausbildenden, Leben und Gesundheit des Auszubildenden zu schützen, noch präziser ausgestaltet:

a) Ärztliche Untersuchungen

(1) Erstuntersuchung

Ein Jugendlicher, der in das Berufsleben eintritt, darf gem. § 32 JArbSchG nur beschäftigt werden, wenn er innerhalb der letzten vierzehn Monate von einem Arzt untersucht worden ist (Erstuntersuchung) und dem Ausbildenden hierüber eine vom Arzt ausgestellte Bescheinigung vorliegt. Ausnahmen gelten nur für geringfügige oder kurzzeitige (bis zwei Monate) Beschäftigungen mit ungefährlichen, leichten Arbeiten.

Die ärztlichen Untersuchungen haben sich auf den Gesundheits- und Entwicklungsstand und die körperliche Beschaffenheit, die Nachuntersuchungen außerdem auf die Auswirkungen der Beschäftigung auf Gesundheit und Entwicklung des Jugendlichen zu erstrecken (§ 37 I JArbSchG). Der Arzt muss eine Ergänzungsuntersuchung durch einen anderen Arzt oder Zahnarzt veranlassen, wenn er den Gesundheits- und Entwicklungsstand des Jugendlichen nicht alleine beurteilen kann, § 38 JArbSchG.

Der Arzt muss eine Bescheinigung über die Untersuchung ausstellen. Nach § 39 müssen in der Bescheinigung ggf. die Arbeiten vermerkt sein, durch deren Ausführung der Arzt die Gesundheit oder die Entwicklung des Jugendlichen für gefährdet hält. Auch die Personensorgeberechtigten müssen eine schriftliche Mitteilung erhalten.

Die vom Arzt vermerkten Arbeiten dürfen dem Jugendlichen grundsätzlich nicht übertragen werden (§ 40 I JArbSchG). Ausnahmen können durch die Aufsichtsbehörden nach § 40 II JArbSchG bewilligt werden.

(2) Nachuntersuchung

Ein Jahr nach Aufnahme der ersten Beschäftigung hat sich der Ausbildende die Bescheinigung eines Arztes über eine Nachuntersuchung vorlegen zu lassen, § 33 JArbSchG. Der Arbeitgeber soll den Jugendlichen neun Monate nach Aufnahme der Beschäftigung auf diese Nachuntersuchung hinweisen. Legt der Jugendliche die Bescheinigung nicht nach Ablauf eines Jahres vor, hat ihn der Ausbildende innerhalb eines Monats unter Hinweis auf das Beschäftigungsverbot schriftlich aufzufordern, ihm die Bescheinigung vorzulegen. Der Jugendliche darf nach Ablauf von 14 Monaten nach Annahme der ersten Beschäftigung nicht weiter beschäftigt werden, solange er die Bescheinigung nicht vorgelegt hat.

Nach Ablauf jeden weiteren Jahres nach der ersten Nachuntersuchung kann sich der Jugendliche erneut nachuntersuchen lassen, § 34 JArbSchG.

Die Nachuntersuchungen haben an Bedeutung verloren, da die meisten Auszubildenden ein Jahr nach Beginn der Berufsausbildung bereits das 18. Lebensjahr erreicht haben.

(3) Aufbewahrungspflicht

Der Ausbildende hat die ärztlichen Bescheinigungen bis zur Beendigung der Beschäftigung, längstens jedoch bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres des Auszubildenden aufzubewahren und der Aufsichtsbehörde (in NRW das staatliche Amt für Arbeitsschutz) sowie der Berufsgenossenschaft auf Verlangen vorzulegen, § 41 JArbSchG.

b) Unterweisung über Gefahren

!
Gem. § 29 JArbSchG hat der Arbeitgeber den Jugendlichen vor Beginn der Beschäftigung und bei wesentlicher Änderung der Arbeitsbedingungen über die Unfall- und Gesundheitsgefahren, denen er bei der Beschäftigung ausgesetzt ist, sowie über die Einrichtungen und Maßnahmen zur Abwendung dieser Gefahren zu unterweisen. Er muss den Jugendlichen vor der erstmaligen Beschäftigung an Maschinen oder gefährlichen Arbeitsstellen oder mit Arbeiten, bei denen er mit gesundheitsgefährdenden Stoffen in Berührung kommt, über die besonderen Gefahren dieser Arbeiten sowie über das bei ihrer Verrichtung erforderliche Verhalten zu unterweisen. Die Unterweisungen sind in angemessenen Zeitabständen, mindestens aber halbjährlich, zu wiederholen (beliebte Prüfungsfrage).

Ein Verstoß gegen diese Pflichten kann gem. § 59 III Nr. 3 JArbSchG kann als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet werden.

2. Schutz des Eigentums des Auszubildenden

Der Ausbildender hat für die sichere Aufbewahrung der Gegenstände, die der Auszubildende notwendiger– oder üblicherweise in den Betrieb mitbringt (Uhren, Kleidung, Fahrräder, Werkzeuge) zu sorgen. Er muss zumutbare Sicherungsmaßnahmen ermöglichen (abschließbare Spinde, Abstellmöglichkeit für Fahrräder und Krafträder). Eine Verpflichtung zur Schaffung von Parkplätzen besteht nicht, es sei denn die Bereitstellung ist ohne großen Kostenaufwand möglich.

3. Beachtung sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften

Der Ausbildende ist verpflichtet, Sozialversicherungsbeiträge richtig zu berechnen und diese abzuführen. Bei Fehlern muss er dem Auszubildenden den daraus entstehenden Schaden nach den Grundsätzen der positiven Vertragsverletzung ersetzen.

4. Richtige Berechnung und Abführung der Lohnsteuer

Der Ausbildende ist verpflichtet, die Lohnsteuer richtig zu berechnen und abzuführen. Hat der Ausbildende aber Lohnsteuer zu niedrig berechnet und nimmt ihn deswegen das Finanzamt in Anspruch kann er grundsätzlich volle Erstattung der nachträglich gezahlten Steuern von dem betreffenden Auszubildenden verlangen. 

5. Erläuterung der Lohnberechnung

Wird die Lohnberechnung nicht nachvollziehbar erläutert, so beginnt die Verjährungsfrist nicht zu laufen.

D. Beschäftigungspflicht

Die Pflicht, einen Auszubildenden, mit dem der Ausbildende einen Berufsausbildungsvertrag geschlossen hat, auch zu beschäftigen, folgt aus Art. 1 und 2 GG.

E. Pflicht zur Gleichbehandlung

Sie folgt aus Art. 3 GG und § 75 BetrVG. Diese Pflicht enthält ein Diskriminierungsverbot. Hinsichtlich der Diskriminierung von Frauen wird auf das Arbeitsrecht der Frau (weiter unten) verwiesen.

F. Die Pflicht zur Gewährung von Erholungsurlaub

1. Rechtsgrundlage des Erholungsurlaubes

[image: image27.wmf]Die Pflicht zur Gewährung von Erholungsurlaub folgt zunächst aus gesetzlichen Bestimmungen wie dem Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) oder dem Schwerbehindertengesetz. Sonderregelungen ergeben sich auch aus dem Jugendarbeitsschutzgesetz und dem Seemannsgesetz. Tarifverträge enthalten häufig, Betriebsvereinbarungen selten, ergänzende Regelungen.

2. Urlaubsanspruch

Gem. § 2 BUrlG haben alle Auszubildenden Anspruch auf Erholungsurlaub.

3. Wartezeit, voller Urlaub, anteiliger Urlaub

Bei Neubeginn eines Ausbildungsverhältnisses besteht eine Wartezeit von sechs Monaten, § 4 BUrlG. In den Folgejahren entsteht der Anspruch auf den vollen Jahresurlaub bereits am Jahresanfang.

Anspruch auf den vollen Jahresurlaub besteht auch dann, wenn Auszubildende nach erfüllter Wartezeit in der zweiten Hälfte des Kalenderjahres aus dem Ausbildungsverhältnis ausscheidet. (In Tarifvertrag oft abweichend dahingehend geregelt, dass in diesem Fall nur anteiliger Urlaub).

Bei Ausscheiden in der ersten Hälfte des Kalendervierteljahres (nach erfüllter Wartezeit) nur anteiliger Urlaub (§ 5 I c BUrlG). Ist zu diesem Zeitpunkt bereits der gesamte Jahresurlaub gewährt worden, kann Ausbildender aber das Urlaubsgeld nicht zurückfordern, § 5 III BUrlG.

Anteiliger Urlaub ist auch dann zu gewähren, wenn der Auszubildende im laufenden Kalenderjahr einen vollen Urlaubsanspruch deswegen nicht erwerben kann, weil er die Wartezeit in diesem Jahr nicht erfüllen kann, § 5 I a BUrlG. Dies gilt z. B. bei Beginn des Ausbildungsverhältnisses am 15.8. des Jahres. Auch dieser Teilurlaubsanspruch kann erst nach Ablauf der Wartezeit genommen werden. Er ist daher auf das nächste Kalenderjahr zu übertragen und kann gemeinsam mit dem für dieses Jahr anfallenden Jahresurlaub genommen werden, vgl. § 7 III S. 4 BUrlG.

Schließlich gibt es auch dann anteiligen Urlaub, wenn das Ausbildungsverhältnis beendet wird, bevor die Wartezeit erfüllt ist, § 5 I b BUrlG. (z. B.: Beginn des Ausbildungsverhältnisses am 3.4. Ende am 12.6.). Hat der Ausbildende vor dem Ausscheiden den gesamten Urlaubsanspruch gewährt, können Auszubildende bei dem neuen Ausbildenden keinen Urlaub mehr beanspruchen, § 6 I BUrlG. Haben Auszubildende anteiligen Urlaub erhalten, haben sie nach Erfüllung der Wartezeit gegen den neuen Ausbildenden nur Anspruch auf anteiligen (Rest-)Urlaub.

Der Ausbildende muss dem ausscheidenden Auszubildenden eine Bescheinigung über den im laufenden Kalenderjahr gewährten oder abgegolten Urlaub auszuhändigen, § 6 II BUrlG.

4. Zeitpunkt des Urlaubs

Urlaub muss im laufenden Kalenderjahr genommen aber auch gewährt werden. Grundsätzlich bestimmt der Ausbildende unter Berücksichtigung der Wünsche des Auszubildenden. Existiert ein Urlaubsplan, so sind Abweichung vom Urlaubsplan (vgl. hierzu auch § 87 I Nr. 5 BetrVG) nur mit Einverständnis des Auszubildenden oder bei Notfällen möglich. Betriebsferien können festgelegt werden, wenn dies aus betriebsbedingten Gründen erforderlich ist.

5. Zusammenhängender Urlaub

Der Urlaub ist grundsätzlich zusammenhängend zu gewähren, § 7 II BUrlG

6. Erwerbstätigkeit während des Urlaubs

Grundsätzlich darf der Auszubildende während des Erholungsurlaubs keine Erwerbstätigkeit. Eine Ausnahme hiervon gilt dann, wenn der Urlaubszweck durch die Tätigkeit nicht gefährdet wird.

7. Urlaubsentgelt

Durch das Urlaubsentgelt wird der Auszubildende wird so gestellt, als beziehe er den bisherigen Verdienst weiter. Die Berechnung erfolgt nach dem Verdienst in den letzten Wochen.

8. Krankheit und Urlaub

Krankheitstage werden nicht auf Urlaub angerechnet, wenn ein ärztliches Attest über die Arbeitsunfähigkeit vorgelegt wird, § 9 BUrlG. Dies berechtigt den Auszubildenden nicht zur eigenmächtigen Urlaubsverlängerung. 

9. Übertragung des Urlaubs

Grundsätzlich ist keine Urlaubsübertragung auf das Folgejahr möglich. Ausnahme: dringende betriebliche Gründe (Auszubildende wird dringend benötigt, weil andere Auszubildende durch Krankheit ausgefallen sind, überraschend starker Arbeitsanfall, Waren drohen zu verderben) oder in der Person des Auszubildendes liegende Gründe (Auszubildende war krank, Krankheitsfall in der Familie, Wartezeit erst spät im Jahr erfüllt), § 7 BUrlG.

10. Abgeltung des Urlaubs

Grundsätzlich ist die Abgeltung von Urlaub verboten, § 7 IV BUrlG. Einzige Ausnahme: Der Urlaub kann wegen der vorzeitigen Beendigung des Ausbildungsverhältnisses nicht mehr genommen werden, was grundsätzlich bei der fristlosen Kündigung des Ausbildungsverhältnisses der Fall sein kann. 

(1) Urlaub bei jugendlichen Arbeitnehmern

Der Arbeitgeber hat Jugendlichen für jedes Kalenderjahr einen bezahlten Erholungsurlaub zu gewähren (§ 19 Abs. 1 JArbSchG). 

Der Urlaub beträgt jährlich 

· mindestens 30 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Kalenderjahres noch nicht 16 Jahre alt ist, 

· mindestens 27 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Kalenderjahres noch nicht 17 Jahre alt ist, 

· mindestens 25 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Kalenderjahres noch nicht 18 Jahre alt ist. 

Jugendliche, die im Bergbau unter Tag beschäftigt werden, erhalten in jeder Altersgruppe einen zusätzlichen Urlaub von drei Werktagen (§ 19 Abs. 2 JArbSchG). 

Der Urlaub soll Berufsschülern in der Zeit der Berufsschulferien gegeben werden. Soweit er nicht in den Berufsschulferien gegeben wird, ist für jeden Berufsschultag, an dem die Berufsschule während des Urlaubs besucht wird, ein weiterer Urlaubstag zu gewähren (§ 19 Abs. 3 JArbSchG). 

Im übrigen gelten für den Urlaub der Jugendlichen § 3 Abs. 2, §§ 4 bis 12 und § 13 Abs. 3 des Bundesurlaubsgesetzes. Abweichungen gelten für jugendliche Heimarbeiter.

3. Abschnitt:  Beendigung des Ausbildungsverhältnisses

Das Ausbildungsverhältnis endet mit dem Ablauf der Ausbildungszeit oder vor deren Ablauf, wenn der Auszubildende vorher die Abschlussprüfung besteht (§ 21 BBiG). Daneben kann das Berufsausbildungsverhältnis durch Kündigung enden.

I. Beendigung durch Zeitablauf

Das Ausbildungsverhältnis endet mit dem Ablauf der Ausbildungszeit (§ 21 BBiG). Ausbildungszeit ist der im Vertrag vereinbarte Zeitraum. Wird die Ausbildungszeit in zulässiger Weise verkürzt oder verlängert, so gilt natürlich dieser verkürzte oder verlängerte Zeitraum. 

Ist der fragliche Zeitraum vorüber, so endet das Ausbildungsverhältnis automatisch, also ohne dass irgendwelche Erklärungen erforderlich sind.

Gem. § 24 BBiG gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet, wenn der Auszubildende im Anschluss an das Berufsausbildungsverhältnis beschäftigt wird, ohne dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist. 

II. Beendigung bei bestandener Prüfung

Meist endet ein Ausbildungsverhältnis schon vor Ablauf der Ausbildungszeit, nämlich durch Bestehen der Prüfung. Bestanden ist die Prüfung erst mit der positiven Bewertung durch den Prüfungsausschuss und der Bekanntgabe, dass die Prüfung bestanden ist.
 Prüfungsordnungen können einen abweichenden Zeitpunkt festlegen, der aber nicht vor Feststellung des Gesamtergebnisses liegen darf.

Der Arbeitgeber muss, wenn er den ehemaligen Auszubildenden nach dem Bestehen der Abschlussprüfung bis zum Ende der vereinbarten Zeit weiter beschäftigt, die vollen Bezüge (also nicht nur die Ausbildungsvergütung) zahlen. 

III. Beendigung bei nicht bestandener Prüfung

Wird die Abschlussprüfung, die gem. § 37 BBiG zweimal wiederholt werden kann, nicht bestanden, so gilt folgendes:

Wird die Prüfung nicht bestanden, so läuft das Ausbildungsverhältnis bis zum vereinbarten (oder durch Verkürzung oder Verlängerung festgelegten) Zeitpunkt, wenn es nicht aufgrund eines anderen Beendigungstatbestandes (z.B. Kündigung oder Aufhebungsvertrag) vorher endet oder auf Verlangen des Auszubildenden verlängert wird. Der Auszubildende kann nämlich bei einer nicht bestandenen Prüfung die Verlängerung bis zur nächsten Prüfung verlangen. Dies gilt auch dann, wenn der Auszubildende die Wiederholungsprüfung gleichfalls nicht besteht. Der Zeitraum der Verlängerung beträgt maximal ein Jahr. Nimmt der Auszubildende an der Prüfung nicht teil oder tritt er von dieser zurück, so kann er keine Verlängerung gem. § 21 III BBiG verlangen. Die zuständige Stelle kann aber gem. § 8 II BBiG die Ausbildungszeit auf Antrag des Auszubildenden verlängern, wenn die Verlängerung erforderlich ist, um das Ausbildungsziel zu erreichen. 

Im übrigen bleibt es dem ausbildenden Betrieb und dem Auszubildenden überlassen, ob sie das Ausbildungsverhältnis nach dessen Beendigung als Arbeitsverhältnis fortführen wollen. Eine Ausnahme besteht für Auszubildende, die Mitglieder eines Vertretungsorgans der Betriebsverfassung sind (s.u.). 

IV. Die Kündigung

Die Kündigung ist eine einseitige empfangsbedürftige Willenserklärung. Einer Annahme bedarf es nicht. Vielmehr kann eine "angenommene" Kündigung den Abschluss eines Aufhebungsvertrages darstellen. (Dann: kein Kündigungsschutz und evtl. Sperre vom Arbeitsamt: 12 Wochen).
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A. Die wesentlichen Regelungen des Kündigungsrechtes

1. Vertretung der Vertragspartner

Es gelten die allgemeinen Regeln über die Stellvertretung (§§ 164 ff. BGB). Minderjährige bedürfen zur Kündigung von Ausbildungsverträgen (nicht immer von Arbeitsverträgen) grundsätzlich der Einwilligung des gesetzlichen Vertreters (Eltern, Vormund). Bei der Kündigung gegenüber einem Minderjährigen ist diese an den/die gesetzlichen Vertreter zu richten. 

2. Form der Kündigung

Gem. § 22 III BBiG muss die Kündigung schriftlich erfolgen. 

3. Kündigung vor Arbeitsaufnahme

Grundsätzlich ist die Kündigung auch vor Arbeitsaufnahme möglich. Problematisch ist in diesem Falle die Berechnung der Kündigungsfrist. Beginnt sie mit der Kündigung oder erst mit der Arbeitsaufnahme? (BAG: entscheidend Auslegung).

4. Inhalt der Kündigungserklärung

Aus dem Inhalt muss sich der eindeutige Wille ergeben, dass Vertragsverhältnis beenden zu wollen. Auch muss der Zeitpunkt deutlich werden, zu dem die Kündigung wirksam werden soll.

5. Angabe des Kündigungsgrundes

Die Angabe wichtigen Grundes bei der außerordentlichen Kündigung ist - anders als im übrigen Arbeitsrecht - nach § 22 BBiG eine Wirksamkeitsvoraussetzung.

6. Kündigung unter Bedingungen

Eine Kündigung unter Bedingungen ist grundsätzlich unzulässig, es sei denn, der Eintritt der Bedingung hängt nur vom Willen des Gekündigten ab.

7. Zugang der Kündigung

Bei Abwesenden geht die Kündigung zu, wenn sie so in den Machtbereich des Empfängers gelangt ist, dass nach gewöhnlichen Umständen mit Kenntnisnahme gerechnet werden konnte. Krankheit oder Abwesenheit verhindern den Zugang nicht. Die Beweislast hierfür trägt derjenige, der sich auf die Kündigung beruft.

8. Mängel der Kündigung

Die Anfechtungs- und Nichtigkeitsgründe des allgemeinen Teils des BGB (§§ 119, 123, 138 und 134 BGB) sind auf die Kündigung anwendbar. Bei werdenden Müttern und bei Schwerbehinderten ist zur außerordentlichen Kündigung die Zustimmung der Aufsichtsbehörde erforderlich. Eine Kündigung wegen Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft ist wegen Verstoß gegen Art. 9 III GG unzulässig.

9. Beteiligung des Betriebsrates

Der Betriebsrat ist vor jeder Kündigung anzuhören, § 102 BetrVG. 

B. Kündigung während der Probezeit

Während der vorgeschriebenen ein- bis viermonatigen Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis von beiden Teilen mit sofortiger Wirkung gekündigt werden. Die Kündigung muss schriftlich erfolgen. Der Betriebsrat muss vorher angehört werden. Die Kündigung kann z.B. wegen Verstoß gegen ein gesetzliches Verbot (siehe besonderer Kündigungsschutz) unwirksam sein.

C. Kündigung nach der Probezeit

Nach Ablauf der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis nur wie folgt gekündigt werden:

· durch den Ausbildenden außerordentlich (fristlos) bei wichtigem Grund

· durch den Auszubildenden außerordentlich (fristlos) bei wichtigem Grund

· durch den Ausbildenden ordentlich bei dessen Insolvenz
· durch den Auszubildenden bei Berufswechsel

· durch den Auszubildenden bei Aufgabe der Berufsausbildung

1. Die außerordentliche Kündigung

Die Voraussetzungen für eine außerordentliche Kündigung durch den Ausbildenden und den Auszubildenden sind im wesentlichen gleich:

a) Begriffliches Vorliegen einer außerordentlichen Kündigung

Zunächst muss begrifflich eine außerordentliche Kündigung vorliegen. Das kann auch dann der Fall sein, wenn die Kündigung mit einer sog. sozialen Auslauffrist erklärt wird. Wird aber bei einer außerordentlichen Kündigung mit sozialer Auslauffrist nicht klargestellt, ob eine außerordentliche oder eine ordentliche Kündigung gewollt ist, so kann der Kündigungsgegner darauf vertrauen, dass eine ordentliche Kündigung gewollt ist. Da diese im Berufsbildungsverhältnis nicht möglich ist, besteht bei Gewährung einer sozialen Auslauffrist die Gefahr, das die Kündigung später vom Arbeitsgericht ausschließlich als - unwirksame - ordentliche Kündigung angesehen wird.

b) Vorliegen eines wichtigen Grundes

Entscheidend ist, ob dem anderen Vertragsteil die Fortsetzung des Ausbildungsverhältnisses bis zum ordentlichen Beendigungszeitpunkt zumutbar ist oder nicht.

Die Rechtsprechung legt grundsätzlich einen strengen Maßstab an. So ist eine fristlose Kündigung eines Berufsausbildungsverhältnisses aufgrund einer Straftat, die mit dem Arbeitsverhältnis nicht in unmittelbarem Zusammenhang steht, nur dann für gerechtfertigt angesehen worden, wenn die Straftat sich auf das Arbeitsverhältnis in der Weise auswirkte, dass das wechselseitige Vertrauensverhältnis durch die Straftat erschüttert ist. Außerhalb des Arbeitsverhältnisses begangene Straftaten bedeuten die Verletzung staatsbürgerlicher Pflichten, nicht aber in jedem Fall auch die Verletzung arbeitsrechtlicher Pflichten.

(1) bei Kündigung durch den Ausbildenden

Zu unterscheiden sind Vertragsverletzungen aus dem Leistungsbereich, dem betrieblichen Bereich dem Vertrauensbereich und dem Unternehmensbereich.

Beispiele für das Vorliegen eines wichtigen Grundes: Strafanzeigen gegen den Ausbildenden (egal, ob berechtigt oder unberechtigt), Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen gegenüber dem Ausbildenden; Diebstahl, Betrug, Untreue, Sachbeschädigung zum Nachteil des Ausbildenden, aktive und passive Bestechung; Arbeitsverweigerung, Arbeitsunfähigkeit durch Trunkenheit während der Arbeitszeit, Verrat von Betriebsgeheimnissen, unter Umständen, Handlungen, die die Heilung während der Arbeitsunfähigkeit beeinträchtigen; eigenmächtiger Urlaubsantritt und unbefugte Urlaubsüberschreitung. Verstoß gegen Verschwiegenheitspflicht oder Wettbewerbsverbot;

Einen Sonderfall stellt die sog. Druckkündigung dar: Hierbei wird von Dritten (Belegschaft, Gewerkschaft, Betriebsrat, Kunden usw.) unter Androhung von Nachteilen für den Ausbildender die Entlassung eines bestimmten Auszubildendes verlangt. Hier hat sich der Ausbildender grundsätzlich schützend von den Auszubildende zu stellen. Hat der Ausbildender trotzdem nur die Wahl, den Auszubildende zu entlassen oder schwere wirtschaftliche Nachteile hinzunehmen, so kann eine außerordentliche Kündigung gerechtfertigt sein.

Sonderproblem Verdachtskündigung: Eine Kündigung wegen des Verdachts einer strafbaren Handlung ist daher nur wirksam, wenn es sich um einen dringenden Verdacht
 handelt und die strafbare Handlung, deren der Gekündigte verdächtig ist, ihrer Art nach die Interessen des Kündigenden derart berührt, dass ihm die Fortsetzung des Ausbildungsverhältnisses bis zum Ablauf der ordentlichen Kündigungsfrist nicht zugemutet werden kann
. Darüber hinaus ist erforderlich, dass der Kündigende alles Zumutbare zur Aufklärung des Sachverhaltes getan hat und er dem anderen Vertragsteil Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben hat
.

Kein wichtiger Grund wurde von der Rechtsprechung in folgenden Fällen angenommen: Betriebsveräußerung; Betriebsstillegung; auffällige Frisur; sachliche Kritik; grundsätzlich auch nicht Lohnpfändungen und Schulden, Mitgliedschaft in einer politischen Partei oder Gewerkschaft (Ausnahme: Tendenzbetriebe); Schwangerschaftsabbruch (Ausnahme: Tendenzbetriebe, konfessionelle Krankenhäuser); vgl. Auch Kündigung wegen Weigerung eines Mediziners, an Abbruch mit zu wirken (BAG: kein Kündigungsrecht); sittliche Verfehlungen (Büroliebelei), nur nach Abmahnung und nur in schwerwiegenden Fällen, was immer ein „schwerwiegender Fall der Büroliebelei“ sein mag....

(2) bei Kündigung durch den Auszubildenden

Hier gelten grundsätzlich die gleichen Maßstäbe.

Beispiele für einen wichtigen Grund: Ausbildender zahlt fällige Vergütung nicht aus, oder er zahlt sie zwar aus aber wiederholt zu spät; er verletzt vorsätzlich oder grob fahrlässig die ihm obliegende Fürsorgepflicht, sorgt nicht für Einhaltung der Arbeitsschutzbestimmungen, Tätlichkeiten, Ehrverletzungen.

Kein wichtiger Grund wurde angenommen bei Eheschließung 

c) Ausschluss, Beschränkung und Erweiterung des Rechts zur außerordentlichen Kündigung

Weder durch Tarifvertrag noch durch Betriebsvereinbarung kann das Recht zur außerordentlichen Kündigung ausgeschlossen werden.

Auch Vereinbarungen, nach der (nur) bestimmte Kündigungsgründe eine außerordentliche Kündigung rechtfertigen sollen, sind unwirksam. Ihr Inhalt kann aber als Anhaltspunkt bei der Interessenabwägung dienen.

Grundsätzlich muss der Kündigungsgrund bereits zum Zeitpunkt der Kündigung vorgelegen haben. Gründe die erst nach Zugang der Kündigung entstehen können nur zur Rechtfertigung einer neuen Kündigung herangezogen werden.

Gründe, die bereits vor der Kündigung entstanden, aber dem Ausbildenden erst danach bekannt geworden sind, können nicht nachgeschoben werden.

Kollektivarbeitsrechtlich können aber stets nur solche Kündigungsgründe nachgeschoben werden, zu denen der Betriebsrat angehört worden ist.

d) Einhaltung der Zwei-Wochen Frist des § 626 II BGB

Eine außerordentliche Kündigung muss innerhalb von 2 Wochen erklärt werden (§§ 22 IV BBiG, 626 II BGB). Die Kündigung muss innerhalb der Frist zugehen. Die Frist kann weder einzel- noch kollektivvertraglich verlängert werden. Die Frist beginnt mit Kenntnis (grob fahrlässige Unkenntnis reicht nicht). Sind Ermittlungen und/oder die Anhörung des Auszubildendes erforderlich, so beginnt die Frist erst mit Abschluss der Ermittlungen. Ist ein vorgesehenes Güteverfahren vor einer außergerichtlichen Stelle eingeleitet, so wird bis zu dessen Beendigung der Lauf dieser Frist gehemmt (§ 22 BBiG).

Die Frist endet mit Ablauf desjenigen Tages der zweiten Woche, welcher durch seine Benennung dem Tage entspricht, in den die Kenntniserlangung fällt, es sei denn, dass dies ein Sonnabend, Sonntag oder ein staatlich anerkannter Feiertag ist. In diesem Falle endet sie mit dem Ablauf des ersten folgenden Werktages. Der Kündigende muss die Einhaltung der Frist darlegen und beweisen. 

e) Verzicht und Verzeihung 

Auf das Recht zur außerordentlichen Kündigung kann (nicht im voraus) verzichtet werden. Auch kann der wichtige Grund verziehen werden.

f) Prozessuales

Auszubildende, für die der Schutz des KSchG gilt, können die Unwirksamkeit einer außerordentlichen Kündigung nur geltend machen, wenn sie innerhalb der dreiwöchigen Klagefrist des § 4 KSchG Klage erheben. Andere Auszubildende können auch noch nach Ablauf der Frist eine auf § 256 ZPO gestützte Klage erheben. Hier ist allerdings die Möglichkeit einer Verwirkung des Klagerechtes zu beachten.

g) Umdeutung in eine ordentliche Kündigung?

Eine Umdeutung (§ 140 BGB) einer außerordentlichen Kündigung in eine ordentliche ist im Berufsbildungsverhältnis nicht möglich, da der Auszubildende grundsätzlich nicht ordentlich gekündigt werden kann. 

2. Kündigung in der Insolvenz
In der Insolvenz steht dem Arbeitgeber ein Sonderkündigungsrecht gem. § 113 InsO zu. 
3. Kündigung wegen Berufswechsel oder Berufsaufgabe

Der Auszubildende kann das Ausbildungsverhältnis mit einer Frist von vier Wochen schriftlich kündigen, wenn er

· in einen anderen Ausbildungsberuf wechseln oder

· die Berufsausbildung ganz aufgeben will

Dem Ausbildenden steht gem. § 16 I BBiG kein Schadensersatz wegen der Kündigung zu.

Hinsichtlich der Berechnung der Kündigungsfrist gilt, dass der Tag des Zuganges und der Tag an dem Frist abläuft bei Wochenfristen den gleichen Wochentagsnamen haben, § 186 ff. BGB.
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D. Der Kündigungsschutz

1. Der allgemeine Kündigungsschutz

a) die Kündigungsschutzfrist des § 4 KSchG

Auszubildende, die unter dass Kündigungsschutzgesetz fallen, also in einem Betrieb mit mindestens 10 bzw. 6 Arbeitnehmern seit mindestens 6 Monaten beschäftigt sind müssen für eine Klage die dreiwöchige Kündigungsschutzfrist des § 4 KSchG wahren. Diese gilt nicht nur für die Geltendmachung des Fehlens eines wichtigen Grundes, auch andere Unwirksamkeitsgründe wie Gesetzwidrigkeit, Sittenwidrigkeit oder nicht ordnungsgemäße Anhörung des Betriebsrates können nicht nach Ablauf der Frist geltend gemacht werden.

b) Auflösung des Ausbildungsverhältnisses

Vor dem Arbeitsgericht kann die Kündigung für unwirksam erklärt werden und evtl. das Ausbildungsverhältnis auf Antrag gegen Zahlung einer Abfindung aufgelöst werden. Der Antrag auf Auflösung des Ausbildungsverhältnisses gegen Zahlung einer Abfindung ist begründet, wenn die Kündigung unwirksam war und dem Auszubildenden die Fortsetzung des Ausbildungsverhältnisses nicht zugemutet werden kann. Dies ergibt sich für die außerordentliche Kündigung aus den §§ 13 Abs. 1 Satz 3 i. V. m. den §§ 9, 10 KSchG.

2. Der besondere Kündigungsschutz 

FOLIE 12 1 

a) Nach dem Mutterschutzgesetz

Nach § 9 MuSchG ist eine Kündigung während der Schwangerschaft und bis 4 Monate nach der Entbindung unzulässig. Voraussetzung hierfür ist, dass der Ausbildende von der Schwangerschaft bei Zugang der Kündigung oder bis 2 Wochen danach Kenntnis hat. Eine Kündigung während des Erziehungsurlaubs ist gleichfalls verboten.

b) Nach dem Schwerbehindertengesetz

Besonderen Kündigungsschutz genießt, wer mindestens 50 % schwerbehindert ist oder einem Schwerbehinderten auf Antrag gleichgestellt worden ist. Liegen diese Voraussetzungen vor, so ist Voraussetzung für die Kündigung die Zustimmung der Hauptfürsorgestelle, wenn das Ausbildungsverhältnis länger als 6 Monate bestanden hat, §§ 85, 90 SGB IX.

c) Für Mitglieder des Betriebs- bzw. Personalrates

Mitglieder des Betriebsrates genießen nach § 15 I KSchG besonderen Kündigungsschutz. § 15 I KSchG gilt auch für Ersatzmitglieder und den Wahlvorstand. Er verbietet auch eine sogenannte Änderungskündigung, da es sich bei ihr um eine echte Kündigung handelt.

§ 15 KSchG gilt nicht für außerordentliche Kündigung, dann gilt aber § 103 BetrVG.

§ 78a BetrVG regelt den Schutz Auszubildender, die Mitglied einer Jugend- und Auszubildendenvertretung sind. 

Beabsichtigt der Arbeitgeber, einen Auszubildenden, der Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung, des Betriebsrats, der Bordvertretung oder des Seebetriebsrats ist, nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses nicht in ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit zu übernehmen, so hat er dies drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses dem Auszubildenden schriftlich mitzuteilen. 

Verlangt ein oben genannter Auszubildender innerhalb der letzten drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses schriftlich vom Arbeitgeber die Weiterbeschäftigung, so gilt zwischen Auszubildendem und Arbeitgeber im Anschluss an das Berufsausbildungsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet.

d) Für Wehrpflichtige

Für Wehrpflichtige besteht ein besonderer Kündigungsschutz nach § 2 I ArbeitsplatzschutzG.

V. Weitere Möglichkeiten zur Beendigung des Ausbildungsverhältnisses 

FOLIE 13

A. Aufhebungsvertrag

Auszubildender und Ausbildender können das Ausbildungsverhältnis durch eine vertragliche Vereinbarung beenden. Das kann auch durch schlüssiges Handeln geschehen, etwa dadurch, dass der Auszubildende eine Kündigung „annimmt“. Minderjährige Auszubildende bedürfen der Zustimmung ihrer gesetzlichen Vertreter. Der Aufhebungsvertrag muss schriftlich abgeschlossen werden (§ 623 BGB). Als „wesentliche Änderung“ muss der Aufhebungsvertrag nach seinem Abschluss schriftlich niedergelegt werden und der zuständigen Stelle mitgeteilt werden. Da es sich beim Aufhebungsvertrag um keine Kündigung handelt, findet das Kündigungsschutzgesetz keine Anwendung. Aus demselben Grund muss weder der Betriebsrat angehört werden, noch müssen die bei einer Kündigung eventuell erforderlichen behördlichen Genehmigungen (MuSchG, SchwbG) eingeholt werden. Als Folge eines Aufhebungsvertrages kann eine Sperrfrist vom Arbeitsamt verhängt werden. Unter Umständen können Abfindungen auf das Arbeitslosengeld angerechnet werden. 

Der Abschluss eines Aufhebungsvertrages ist sowohl für den Ausbildenden als auch für den Auszubildenden außerordentlich riskant. Die zahlreichen arbeitsrechtlichen und sozialrechtlichen Gesichtspunkte, die hierbei zu beachten sind, können hier nicht dargestellt werden. Vor dem Abschluss eines Aufhebungsvertrages sollten sich beide Vertragsteile daher sorgfältig informieren.

B. Tod des Auszubildenden

Selbstverständlich endet das Ausbildungsverhältnis mit dem Tod des Auszubildenden. Alle noch bestehenden Ansprüche gegen den Ausbildenden (mit Ausnahme der Ansprüche auf Urlaub und Urlaubsabgeltung) gehen auf die Erben über. 

VI. Keine Beendigungsgründe

· Tod des Ausbildenden

· Betriebsübergang

· Betriebsstillegung

· Insolvenz des Ausbildenden

In all diesen Fällen endet das Ausbildungsverhältnis nicht automatisch. Es kann aber ein Recht zur Kündigung geben (s.o.).

4. Abschnitt:  Pflichten bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses

I. Pflichten des Ausbildenden

A. Freizeitgewährung zur Arbeitssuche

Der Ausbildende muss dem Auszubildenden nach Zugang einer fristgerechten Kündigung auf Wunsch in angemessenem Umfang (2-3 Stunden pro Tag) unter Engeltfortzahlung von der Arbeit freistellen, damit sich der Auszubildende eine (neue) Ausbildungs- oder Arbeitsstelle suchen kann, § 629 BGB.

B. Zeugniserteilung

Der Auszubildende erhält in der Regel drei Zeugnisse:

· das Prüfungszeugnis der Kammer über das Bestehen der Abschlussprüfung (§ 37 II BBiG)

· das Zeugnis der Berufsschule entsprechend den schulrechtlichen Bestimmungen. 

· das betriebliche Zeugnis des Auszubildenden (§ 16 BBiG)

Gemäß § 16 BBiG hat der Ausbildende dem Auszubildenden bei Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses ein Zeugnis auszustellen (so auch §§ 630 BGB, 113 GewO, 73 HGB). Hat der Ausbildende die Berufsausbildung nicht selbst durchgeführt, so soll auch der Ausbilder das Zeugnis unterschreiben.

Endet das Berufsausbildungsverhältnis durch Kündigung, so entsteht der Anspruch auf ein Zeugnis bereits mit Zugang der Kündigung, spätestens mit dem Beginn der Kündigungsfrist.

Das Zeugnis muss gem. § 16 BBiG in jedem Falle Angaben über Art, Dauer und Ziel der Berufsausbildung sowie über die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse des Auszubildenden enthalten (sog. einfaches Zeugnis). Auf Verlangen des Auszubildenden sind auch Angaben über Führung, Leistung und besondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen (sog. qualifiziertes Zeugnis). Das Zeugnis sollte auf einem Firmenbriefbogen erstellt sein. Bei nachträglicher Berichtigung muss es das ursprüngliche Datum tragen, wenn die nachträgliche Berichtigung nicht vom Auszubildenden zu vertreten ist.

Hinsichtlich des Zeugnisses gelten vier Zeugnisgrundsätze:

Schaubild 11: Zeugnisgrundsätze
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•

Grundsatz der Wahrheit

•

Grundsatz des Wohlwollens

•

Grundsatz der Vollständigkeit

•

Grundsatz der individuellen Beurteilung


Merke: Bei einem Verstoß gegen den Grundsatz der Zeugniswahrheit, also bei einem bewusst unrichtigen Zeugnis, hat ein zukünftiger Arbeitgeber einen Schadensersatzanspruch gegen den Ausbildenden, der das falsche Zeugnis ausgestellt hat (§ 826 BGB).

Das Rationalisierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft hat folgende Abstufungen als üblich bezeichnet:

"Er hat die ihm übertragenen Arbeiten stets zu unserer vollsten Zufriedenheit erledigt" = sehr gut

"Er hat die ihm übertragenen Arbeiten stets zu unserer vollen Zufriedenheit erledigt" = gut

"Er hat die ihm übertragenen Arbeiten zu unserer vollen Zufriedenheit erledigt" = befriedigend

"Er hat die ihm übertragenen Arbeiten zu unserer Zufriedenheit erledigt" = ausreichend

"Er hat die ihm übertragenen Arbeiten im großen und ganzen zu unserer Zufriedenheit erledigt" = mangelhaft

"Er hat sich bemüht, die ihm übertragenen Arbeiten zu unserer Zufriedenheit zu erledigen" = ungenügend

Nach Presseberichten soll ein „Geheimcode“ existieren, mit dem unzulässigerweise Eigenschaften oder Verhaltensweisen von Auszubildenden - nur für Eingeweihte erkennbar - umschrieben werden.

Beispiele: "Durch seine Geselligkeit trug er zur Verbesserung des Betriebsklimas bei" (Alkoholiker); "für Belange der Belegschaft bewies er ein umfassendes Einfühlungsvermögen" (Homosexueller); senkrechter Strich mit dem Kugelschreiber, links von der Unterschrift (Gewerkschaftsmitglied); Strich nach rechts (Mitglied einer linksstehenden Partei)

C. Auskunftserteilung

Der Ausbildende muss Dritten wahrheitsgemäß Auskunft erteilen, wenn der Auszubildende dies verlangt.

D. Aushändigung der Arbeitspapiere

Hinsichtlich der Arbeitspapiere steht dem Ausbildenden kein Zurückbehaltungsrecht zu. Der Auszubildende kann diese durch einstweilige Verfügung heraus verlangen, zudem steht ihm ein Schadensersatzanspruch zu. Grundsätzlich sind Arbeitspapiere Holschuld. In Ausnahmefällen besteht aber eine Verpflichtung des Ausbildenden zur Übersendung 

z.B. wenn die Papiere bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses noch nicht fertig waren oder der Auszubildende sie aus wichtigem Grund nicht abholen kann (Krankheit).

Die wichtigsten Arbeitspapiere sind:

· Zeugnis

· Lohnsteuerkarte, § 39 EStG

· Sozialversicherungsnachweis

· Versicherungskarte mit Entgeltbescheinigung, § 1401 RVO

· Versicherungsausweis

· Arbeitsbescheinigung, (§ 312 SGB III) (Sie ist eine Bescheinigung des Arbeitgebers über die Art der Tätigkeit, über Beginn, Ende und Grund der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses sowie die Höhe des Arbeitsentgelts)
· Urlaubsbescheinigung, § 6 II BUrlG

· Gegebenenfalls

· Gesundheitszeugnis (wenn der Auszubildende dem Ausbildender ein solches ausgehändigt hatte

· Unterlagen des Lohnnachweisverfahrens (z.B. Lohnnachweiskarte) im Baugewerbe

II. Pflichten des Auszubildenden

Die Verschwiegenheitspflicht wirkt fort. Er ist zur Rückgabe von überlassenen Gegenständen verpflichtet.

5. Abschnitt:  Der Schutz besonderer Personengruppen

I. Das Ausbildungsverhältnis der Frau

A. Öffentlich-rechtlicher Frauenarbeitsschutz

Im Rahmen des öffentlich-rechtlichen Frauenarbeitsschutzes bestehen in verschiedenen Gesetzen und Verordnungen unter anderem Verbote für bestimmte Arbeiten, Gebote für die Einrichtung von Betrieben, Gebote zum Erlas bestimmter Arbeitszeitschutzvorschriften. Die Einzelheiten würden den Rahmen sprengen. Sie können bei den Gewerbeaufsichtsämtern und/oder den Berufsgenossenschaften erfragt werden.

B. Privatrechtlicher Arbeitsschutz für Frauen

Es gilt der Gleichberechtigungsgrundsatz. Er folgt arbeitsrechtlich aus Art. 3 III GG, §§ 611 a f. BGB und Art. 119 EWG-Vertrag. Besonders wichtig ist insbesondere § 611 a BGB. Nach § 611 a I 1 BGB gilt: Keine Diskriminierung bei Begründung des Ausbildungsverhältnisses, beruflichem Aufstieg, Weisungen oder Kündigungen.
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Mutterschutzrecht

Eine schwangere Auszubildende soll gem. § 5 MuSchG ihre Schwangerschaft dem Ausbildenden mitteilen. Ein Verstoß hiergegen ist sanktionslos. Die Wirkung der Mitteilung, nämlich 

(1.) der Ausbildende muss Beschäftigungsverbote prüfen und beachten,

(2.) er muss von der Schwangerschaft Mitteilung an Gewerbeaufsichtsamt machen (sonst § 21 MuSchG: Geldbuße bis 1000,-- DM)

tritt aber eben nicht ein, wenn der Ausbildende die Mitteilung nicht erhält.

Eine Unterrichtung Dritter ist nur zulässig, wenn sie im Interesse der Auszubildenden liegt. Dies wird für den Betriebsarzt bejaht, und ist beim Betriebsrat umstritten. Zulässig ist die Unterrichtung Dritter jedenfalls dann, wenn die Auszubildende die Schwangerschaft selbst bekannt macht oder andernfalls eine Störung der betrieblichen Ordnung zu befürchten ist.

Der Ausbildende kann jederzeit ein ärztliches Attest verlangen. Eine Verpflichtung hierzu besteht zwar nur in bestimmten begründetet Fällen, es liegt aber im Interesse der Auszubildenden, dem Ausbildenden ein von ihm verlangtes Attest rasch zu übergeben. Die Kosten für das Attest trägt immer der Ausbildende (auch bei falsch vermuteter Schwangerschaft).

Hinsichtlich der Gestaltung des Arbeitsplatzes (dazu gehören auch Kantinen, Zugangswege etc. Maschinen und Werkzeuge) gilt § 2 I MuSchG.

Für die Durchführung der Arbeit und den Arbeitsablauf, Art, Dauer, Lage, Tempo, Schichteinteilung und Schutzkleidung gelten zahlreiche Regelungen. So müssen bei überwiegend stehenden Tätigkeiten (z. B. Verkaufsstellen) Sitzgelegenheiten bereitgestellt werden; bei überwiegen sitzenden Tätigkeiten muss Gelegenheit zu Ausgleichsbewegungen gegeben werden. In Pausen muss eine Liegemöglichkeit vorhanden sein, § 31 ArbStättVO. Zusätzlich muss der Ausbildende besondere Maßnahmen des Gewerbeaufsichtsamtes beachten.

Beschäftigungsverbote: § 3 I MuSchG bei ärztlichem Attest: Kosten: Auszubildende oder Krankenkasse; Gefährdung muss sich nicht aus Art der Beschäftigung ergeben (auch Gesundheitszustand); Auch keine Beschäftigung mit Zustimmung der Auszubildenden; auch teilweises Beschäftigungsverbot möglich

· Beschäftigungsverbot in den letzten sechs Wochen vor der Entbindung, § 3 II; Ausnahme: ausdrückliche jederzeit widerrufliche Erklärung der Auszubildenden. Den durch das Beschäftigungsverbot entstehenden Lohnausfall ersetzt die gesetzliche Krankenkasse der Auszubildenden (auch den nicht versicherten Auszubildenden), aber nur bis zu 25,-- DM pro Kalendertag. Ist dieser Betrag geringer als der Nettolohn, den die Auszubildende in den letzten 3 Monaten durchschnittlich erzielte, muss der Ausbildender die Differenz durch einen Zuschuss ausgleichen, § 14 MuSchG.

· Verbot schwerer oder schädlicher Arbeiten, § 4 MuSchG muss Ausbildender von sich aus beachten, beispielhafte Aufzählung im Gesetz

· acht– oder (bei Früh- oder Mehrlingsgeburten) zwölfwöchiges absolutes Beschäftigungsverbot, § 6 I MuSchG nach der Geburt. Auch den durch dieses Beschäftigungsverbot entstehenden Lohnausfall ersetzt die gesetzliche Krankenkasse den Auszubildenden (auch den nicht versicherten Auszubildenden), aber nur bis zu 13,-- € pro Kalendertag. Ist dieser Betrag geringer als der Nettolohn, den die Auszubildenden in den letzten 3 Monaten durchschnittlich erzielte, muss der Ausbildender die Differenz durch einen Zuschuss ausgleichen, § 14 MuSchG.

Das Ausbildungsverhältnis der Schwerbehinderten

Schwerbehinderte genießen besonderen Kündigungsschutz, der weiter oben dargestellt ist. Zu beachten ist daneben, dass die Kammern besondere Rechtsvorschriften für die Berufsausbildung Behinderter erlassen können, § 48 II BBiG.

3. Teil:  Kollektivarbeitsrecht

1. Abschnitt:  Das Recht der Koalitionen

Die Rechte und Pflichten der Vertragspartner eines Ausbildungsverhältnisses ergeben sich nicht nur aus den gesetzlichen Bestimmungen und den Vereinbarungen zwischen ihnen. Auch aus Tarifverträgen und Betriebsvereinbarungen können sich arbeitsrechtliche Rechte und Pflichten ergeben.

I. Die Koalition

Nur Koalitionen können Tarifverträge abschließen. Koalitionen sind Zusammenschlüsse von Auszubildenden oder Arbeitgebern zur Wahrung und Förderung ihrer Interessen bei der Gestaltung der von Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen. Im wesentlichen handelt es sich hierbei um Arbeitgeberverbände (aber auch z.B. die Handwerkskammern) und Gewerkschaften.

II. Die Koalitionsfreiheit

Art. 9 GG schützt das Recht zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden
. Dabei sind folgende Aspekte dieser sogenannten Koalitionsfreiheit zu unterscheiden:

III. Aufbau und Organisation der Koalitionen

Gewerkschaften sind in der Regel nicht-rechtsfähige Vereine. Ihre innere Organisation bestimmt sich daher nach ihrer Satzung. 

Folie:  Datenreport 1992, S. 184

IV. Die Aufgaben der Koalitionen

Die Aufgaben der Koalitionen können in drei Bereiche unterteilt werden:

(1.) Aufgaben die sie selbständig, außerhalb der staatlichen Verwaltung wahrnehmen. Hierzu gehören die Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen, der Abschluss von Tarifverträgen, das Schlichtungswesen, der Arbeitskampf, die Beteiligung an der Betriebsverfassung, die Mitbestimmung in der Unternehmensverfassung. 

(2.) Anhörungs- und Antragsrechte gegenüber Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung. 

(3.) Benennungs- und Entsendungsrechte gegenüber staatlicher Gerichtsbarkeit und Verwaltung. 

V. Die Mitgliedschaft in den Koalitionen
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Die Mitgliedschaft in einer Koalition wird durch Beitritt begründet, der nicht erschwert werden darf. Das Recht der Koalition, die Voraussetzungen und das Verfahren des Beitritts zu regeln bleibt hiervon unberührt.

2. Abschnitt:  Das Recht des Arbeitskampfes

I. Der Arbeitskampf

Der Arbeitskampf dient der Durchsetzung von Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen. Mittel des Arbeitskampfes sind der Streik, die Aussperrung und der Boykott

II. Die Bewertung des Arbeitskampfes in der Rechtsordnung

Das GG setzt die Zulässigkeit des Arbeitskampfes voraus. Nach Auffassung des BAG besteht eine tatsächliche Vermutung dafür, dass ein von einer Gewerkschaft geführter Streik zur Regelung von Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen geführt wird und rechtmäßig ist
. 

Aber nicht jede Arbeitskampfmaßnahme ist rechtmäßig. Sie ist rechtswidrig, wenn

· die Gewerkschaft nicht das satzungsmäßig vorgesehene Verfahren eingehalten hat. Sofern eine Urabstimmung satzungsmäßige Voraussetzung ist (z. B. bei der IG-Metall) muss diese durchgeführt werden. Allerdings muss in der Satzung keine Urabstimmung vorgesehen sein.

· der Bekämpfte die gestellten Forderungen rechtlich nicht erfüllen kann. Aus diesem Grunde sind z.B. politische Arbeitskämpfe rechtswidrig. Dies sind solche, bei denen die Kampfparteien Maßnahmen in der Absicht ergreifen, den Hoheitsträger unter Druck zu setzen und zu einem bestimmten hoheitlichen Handeln zu zwingen
. Auch Sympathiearbeitskämpfe sind rechtswidrig, weil der Bekämpfte die Streikforderung nicht erfüllen kann
, es sei denn, der Bekämpfte hat Unterstützungsleistungen geleistet. Warnstreiks sind während Tarifverhandlungen hingegen zulässig. 

· sie gegen das Beamtenrecht verstößt
. Nach BAG und BVerwG dürfen Beamte auf bestreikten Arbeitsplätzen eingesetzt werden
. Das Streikrecht von Auszubildenden ist strittig. 

· sie nicht der Durchsetzung tariflich regelbarer Ziele dient
. Werden teilweise rechtswidrige Ziele verfolgt, so ist der ganze Arbeitskampf rechtswidrig
.

· sie nicht von einer Gewerkschaft getragen wird
. Daher sind spontane, wilde Streiks rechtswidrig
. Auszubildende, die nicht gewerkschaftlich organisiert sind, können sich aber einem von der Gewerkschaft geführten rechtmäßigen Arbeitskampf anschließen

· kein Verhandlungsgleichgewicht besteht.

· der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht gewahrt ist.

· die Maßnahme um tariflich bereits geregelte Arbeitsbedingungen geführt wird
.

III. Der Einfluss des Arbeitskampfes auf das Ausbildungsverhältnis

Nach einer Auffassung haben Auszubildende grundsätzlich ein Streikrecht, wie andere Arbeitnehmer auch
. Allerdings ist diese Frage rechtlich sehr umstritten. Die Teilnahme an Warnstreiks ist vom BAG als zulässig angesehen worden. Wenn man grundsätzlich ein Streikrecht von Auszubildenden bejaht, gilt folgendes:

Die Teilnahme an einem rechtmäßigen Arbeitskampf ist keine rechtswidrige Verletzung des Arbeitsvertrags. Durch die Teilnahme am rechtmäßigen Arbeitskampf ruhen die Hauptpflichten. Das bedeutet, dass kein Anspruch auf Vergütung und Beschäftigung besteht. Streikende Gewerkschaftsmitglieder erhalten aber Streikunterstützung aus Gewerkschaftskasse, die nicht einkommensteuerpflichtig ist.
 Eine Aussperrung von Auszubildenden ist unzulässig.

Die Nebenpflichten bestehen in jedem Falle fort.

Die Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger bleibt erhalten, solange sie sich in einem rechtmäßigen Arbeitskampf befinden (§ 192 SGB V).

Eine Unterbrechung von weniger als 1 Monat ist für die Berechnung der späteren Rente unerheblich.

Ein bewilligter Urlaub wird nicht dadurch unterbrochen, dass während des Urlaubs der Betrieb bestreikt wird. Der Ausbildende bleibt zur Zahlung des Urlaubsentgelts an den im Urlaub befindlichen Auszubildenden auch während der Streiktage verpflichtet.

IV. Schlichtungsverfahren

Vor oder während eines Arbeitskampfes wird häufig ein Schlichtungsverfahren durchgeführt. Tarifverträge pflegen jedoch regelmäßig Schlichtungsklauseln zu enthalten, die das Schlichtungsverfahren und die Besetzung der Schlichtungsstelle regeln.

3. Abschnitt:  Das Tarifrecht

Folie "Tarifverträge", Informationen 2, S. 32 oben

I. Bedeutung und Rechtsnatur des Tarifvertrages

Der Tarifvertrag ist ein von tariffähigen Parteien abgeschlossener Vertrag zur Regelung der Pflichten und Rechte der Tarifvertragsparteien (schuldrechtlicher oder obligatorischer Teil) und zur Festlegung von Rechtsnormen, insbesondere über den Abschluss, den Inhalt und die Beendigung der erfassten Arbeitsverhältnisse (normativer Teil).

Der Tarifvertrag hat im wesentlichen drei Funktionen:

(1.) Schutzfunktion: Der Tarifvertrag soll den einzelnen Auszubildenden davor schützen, dass der wirtschaftlich stärkere Ausbildender bei der Festlegung der Arbeitsbedingungen einseitig eine Forderung durchsetzt. Er dient damit der Chancengleichheit zwischen Auszubildende- und Arbeitgeberseite

(2.) Ordnungsfunktion: Tarifverträge führen zu einer Typisierung der Arbeitsverträge, zu einer Überschaubarkeit der Personalkosten und damit zu einer autonomen Ordnung des Arbeitslebens

(3.) Friedensfunktion: Der Tarifvertrag schließt während seiner Laufzeit Arbeitskämpfe und neue Forderungen hinsichtlich der in ihm geregelten Gegenstände aus.

Aus der verfassungsrechtliche Gewährleistung der Tarifverträge ergibt sich, dass ein Verbot von Tarifverträgen oder deren Ersetzung durch staatliche Lohnfestsetzung verfassungswidrig wäre.

II. Arten von Tarifverträgen

Tarifverträge lassen sich nach verschiedenen Kriterien einteilen:

A. Entgelttarifverträge und Rahmentarifverträge

Nach dem Inhalt kann man Entgelttarifverträge (Lohn- und Gehaltstarifverträge, auch Zahltarifverträge genannt) einerseits und Rahmentarifverträge (auch Manteltarifverträge genannt) andererseits unterscheiden.

1. Entgelttarifverträge

Entgelttarifverträge werden meist für ein bis zwei Jahre vereinbart und enthalten Lohnsätze für die verschiedenen Lohn- und Gehaltsgruppen, in welche die Auszubildende nach Vorbildung und Art der Arbeit eingeteilt sind. Grundlage für die tarifliche Eingruppierung einer Tätigkeit ist vielfach eine mittlere Lohngruppe (=100%). Durch Zu- oder Abschläge werden die Tariflöhne der übrigen Lohngruppen errechnet.

2. Rahmentarifverträge

Rahmentarifverträge gelten meist für einen längeren Zeitraum. Sie können insbesondere grundsätzliche Bestimmungen enthalten über

· Eingruppierungen in Lohn- oder Gehaltsklassen

· Lohnfortzahlung bei Krankheit, Unfall und bei Beurlaubungen (z.B. wegen Heirat oder Umzug)

· Zulagen und Zuschläge für Erschwernis, Schmutz, Gefahren, Mehrarbeit, Schichtarbeit, Nachtarbeit, Sonn- und Feiertagsarbeit

· Lohnformen, also Zeit- und Leistungslohn

· Prämien, Erfolgsbeteiligungen, 13. Monatseinkommen

· vermögenswirksame Leistungen

· Arbeitszeit

· Urlaub, Urlaubsentgelt und Urlaubsgeld

· Haftungsbeschränkungen

B. Verbandstarifverträge und Firmentarifverträge

Tarifverträge lassen sich auch danach einteilen, wer sie abgeschlossen hat. Während der Verbandstarifvertrag von einem Arbeitgeberverband abgeschlossen wird, wird der Firmentarifvertrag (auch Werkstarifvertrag oder Haustarifvertrag genannt) von einem einzelnen Arbeitgeber abgeschlossen.

C. Bundes- Landes- und Regionaltarifvertrag

Nach dem räumlichen Geltungsbereich können Tarifverträge für das gesamte Bundesgebiet, ein Bundesland oder einzelne in ihm bestimmte Regionen unterschieden werden.

III. Abschluss, Beginn und Ende des Tarifvertrages

A. Tariffähigkeit und Tarifzuständigkeit

Tariffähigkeit ist die Fähigkeit, Partei eines Tarifvertrages zu sein
. Tariffähig sind Gewerkschaften, Vereinigungen von Arbeitgebern (§ 2 TVG) und einzelne Arbeitgeber. 

Der Arbeitgeber verliert seine Tariffähigkeit grundsätzlich nicht dadurch, dass er einem Verband beitritt. 

Andererseits kann ein Verband auch einen Tarifvertrag abschließen, der nur für den Betrieb oder die Unternehmen eines Arbeitgebers gilt.

Innungen und Innungsverbände sind nach ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift tariffähig, §§ 54 III 1, 82 Nr. 3, 85 II HandwO. 

Die Spitzenorganisationen der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbände sind gleichfalls tariffähig.

Mit dem Begriff Tarifzuständigkeit wird beschrieben, dass die Tarifpartner nur zur Regelung solcher Arbeitsbedingungen zuständig sind, die in ihren sachlichen (industriellen) und räumlichen Aufgabenbereich fallen. Die Tarifzuständigkeit richtet sich nach der Satzung der Koalition. Ein Tarifvertrag der ohne Tarifzuständigkeit abgeschlossen wird ist unwirksam.

B. Abschluss von Tarifverträgen

Für den Abschluss von Tarifverträgen gelten die §§ 145 ff. BGB. Beim Verbandstarifvertrag muss der Vertragsschluss durch das zur Vertretung befugte Organ erfolgen (Vorstand, § 24 BGB, Sondervertreter § 30 BGB, Bevollmächtigter § 164 BGB). Tarifverträge bedürfen der Schriftform, § 1 II TVG

C. Beginn des Tarifvertrages

Das Tarifverhältnis beginnt mit dem schriftlichen Abschluss des Tarifvertrages. Ab dann besteht für die Beteiligten die Friedenspflicht und die Einwirkungspflicht. Der Beginn der Tarifwirkungen richtet sich aber nach dem Inhalt des Tarifvertrages. Eine Rückwirkung ist möglich, nicht aber in den Zeitraum eines früheren Tarifvertrages hinein. Die Rückwirkung kann sich indes auf den Nachwirkungszeitraum eines Tarifvertrages erstrecken.

D. Ende des Tarifvertrages

Ein Tarifvertragsverhältnis endet 

· durch Zeitablauf

· mit Eintritt der auflösenden Bedingung

· durch Aufhebungsvertrag

· durch ordentliche Kündigung

· durch außerordentliche Kündigung bei wichtigem Grund (Irrtum, erheblicher Vertragsbruch, wesentliche unzumutbare Änderungen der Umstände, Wegfall der Tariffähigkeit oder -zuständigkeit einer Partei

· wenn Tarifvertrag gegenstandslos wird (Betrieb ist weggefallen)

Endet der Tarifvertrag so verliert er die schuldrechtlichen Wirkungen. Es besteht auch keine Friedens- und Einwirkungspflicht mehr. Der normative Teil wirkt aber nach (§ 4 TVG). Die in ihm enthaltenen Regelungen können aber jetzt einzelvertraglich zum Nachteil der Auszubildenden geändert werden.

IV. Die obligatorischen Bestimmungen des Tarifvertrages

A. Rechtsnatur

Der obligatorische oder schuldrechtliche Teil des Tarifvertrages enthält schuldrechtliche Vertragsabreden im Sinne des BGB. Die relative Friedenspflicht und die Einwirkungspflicht sind obligatorische Pflichten, die dem Tarifvertrag immanent sind. Diese müssen also nicht ausdrücklich geregelt werden. Die Einordnung von Bestimmungen über Inkrafttreten, Laufdauer und Kündigungen ist schwierig. Nach überwiegender Ansicht werden derartige Bestimmungen aber vorwiegend dem obligatorischen Teil zugeordnet. Zu beachten ist, dass durch obligatorische Bestimmungen nicht auf Arbeitsverhältnisse zu Lasten von Außenseitern eingewirkt werden kann.

B. Schuldner und Gläubiger der obligatorischen Verpflichtungen

Schuldner und Gläubiger des obligatorischen Teils sind nur die Tarifvertragsparteien, nicht deren Mitglieder.

C. Die wichtigsten obligatorischen Pflichten

Die schuldrechtlichen Verpflichtungen lassen sich in Selbstpflichten, die nur von den Tarifvertragsparteien selbst erfüllt werden können (z.B. die Friedenspflicht) und Einwirkungspflichten, die durch Einwirkung auf die Mitglieder erfüllt werden, unterteilen. Die wichtigsten obligatorischen Pflichten sind:

Die Friedenspflicht ist die Pflicht, für die Einhaltung des Wirtschaftsfriedens durch sich und die eigenen Mitglieder zu sorgen und sich von jeder Kampfmaßnahme zu enthalten. Als relative Friedenspflicht wird sie bezeichnet, wenn sie nur die Verpflichtung enthält Arbeitskämpfe um tariflich geregelte Punkte zu unterlassen. Diese relative Friedenspflicht ist jedem Tarifvertrag immanent. Eine relative Friedenspflicht besteht also auch dann, wenn der Tarifvertrag über sie nichts aussagt. Die sog. absolute Friedenspflicht bedeutet, dass jegliche Arbeitskämpfe während der Laufzeit eines Tarifvertrags zu unterlassen sind. Sie besteht nur, wenn sie im Tarifvertrag besonders vereinbart wurde.

Die Einwirkungspflicht ist die Pflicht, mit verbandsmassigen Mitteln dafür sorgen, dass die Verbandsmitglieder sich tarifmäßig verhalten.

Daneben können sonstige obligatorische Verpflichtungen bestehen, wie die Pflicht zur Einrichtung von Sozialeinrichtungen, zur Mitwirkung bei der Beantragung von Allgemeinverbindlichkeitserklärungen oder zur Errichtung von Schiedskommissionen.

Für unzulässig und unwirksam sind insbesondere Klauseln angesehen worden, die sich auf nicht tarifgebundene Arbeitnehmer bezogen. Auch die Festlegung von Höchstarbeitsbedingungen ist unzulässig.

V. Die normativen Bestimmungen des Tarifrechtes

A. Begriff

Unter den normativen Bestimmungen des Tarifvertrages werden alle Bestimmungen verstanden, die eine unmittelbare und zwingende Wirkung für die Tarifbeteiligten Ausbildenden und Auszubildende schaffen. Ein Tarifvertrag ohne normativen Teil ist kein Tarifvertrag. Typische normative Regelungen sind 

· Inhaltsnormen. Sie beziehen sich auf den Inhalt von Arbeitsverträgen. Sie dürfen keinen Eingriff in die Privatsphäre der ihnen unterworfenen Ausbildender oder Auszubildende enthalten.

· Abschlussnormen, die den Abschluss neuer, die Wiederaufnahme alter oder die Durchsetzung unterbrochener Arbeitsverhältnisse regeln. Hierzu gehören auch Formvorschriften, Abschlussverbote und -gebote

· Betriebsnormen enthalten Regeln, die der gesamten Belegschaft oder bestimmten Gruppen von Auszubildenden dienen. Hier sind beispielhaft Regeln über Entlüftung und Heizung von Räumen, Arbeitsschutzeinrichtungen, Errichtung von Sozialeinrichtungen, Lage der Arbeitszeit oder über Lohnzahlungszeiträume zu nennen. Der einzelne Auszubildende hat keinen einklagbaren Anspruch auf ihre Einhaltung, wohl aber die Gewerkschaften und der Betriebsrat (§ 80 I 1 BetrVG). Diese Normen gelten bereits dann, wenn nur der Ausbildende tarifgebunden ist. Sie können zugleich Inhaltsnormen sein, wenn dem einzelnen Auszubildende gleichzeitig Rechte und Pflichten eingeräumt werden.

· Normen über betriebsverfassungsrechtliche Fragen sind rechtlich problematisch. Ob § 87 BetrVG erweiterbar ist, ist daher auch strittig. Bei allgemeinen personellen Angelegenheiten i.S.d. §§ 92 ff BetrVG wurde eine Regelung durch die Tarifpartner für zulässig gehalten, bei wirtschaftlichen Angelegenheiten nicht.

· Normen über gemeinsame Einrichtungen z.B. Lohnausgleichskassen und Urlaubsmarkenregelungen

VI. Der Geltungsbereich der normativen Bestimmungen

Damit die normativen Bestimmungen ein Ausbildungsverhältnis unmittelbar ändern, müssen Auszubildende und Ausbildende in den persönlichen und sachlichen Geltungsbereich des Tarifvertrages fallen.

A. Persönlicher Geltungsbereich

Ein Ausbildungsverhältnis fällt nur dann in den persönlichen Geltungsbereich eines Tarifvertrages wenn

· der Auszubildende Mitglied der vertragsschließenden Gewerkschaft ist. Ist das der Fall besteht ein Anspruch auf Beschäftigung zu tarifvertraglichen Bedingungen auch dann, wenn die Gewerkschaftszugehörigkeit zunächst verschwiegen worden ist. Wechselt der Auszubildende den Wirtschaftszweig, so ist er in dem neuen Betrieb nicht mehr tarifgebunden. Er muss hierzu zunächst der zuständigen Gewerkschaft beitreten. 

· der Ausbildende Mitglied des vertragsschließenden Arbeitgeberverbandes ist oder er selbst den Tarifvertrag abgeschlossen hat (Firmentarifvertrag).

Waren Ausbildender und Auszubildende bei Wirksamwerden des Tarifvertrages tarifgebunden, so bleiben sie es, bis der Tarifvertrag endet, § 3 III TVG. Bestimmte Personengruppen können ausgenommen sein (leitende Angestellte, Arbeiter, Angestellte).

Ist ein Tarifvertrag für allgemeinverbindlich erklärt worden, kommt es auf die Mitgliedschaft in der jeweiligen Koalition nicht an.

B. Sachlicher Geltungsbereich

Der sachliche Geltungsbereich bestimmt sich in der deutschen Tarifvertragspraxis nach dem Wirtschaftszweig. Abzustellen ist dabei auf die von den Belegschaftsangehörigen überwiegend ausgeübte und den Charakter des Betriebes prägende Tätigkeit. Der Maurer in der chemischen Industrie untersteht also dem Chemietarifvertrag. Nach der geltenden Tarifpraxis werden selbständige Betriebsabteilungen zunehmend wie selbständige Betriebe behandelt.

C. Zeitlicher Geltungsbereich und räumlicher Geltungsbereich

Der zeitliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem Tarifvertrag selbst.

Auch für den räumlichen Geltungsbereich ist der Inhalt des Tarifvertrag entscheidend (Bezirk, Bundesland, gesamtes Bundesgebiet). Für die Geltung entscheidet der Ort an dem die Arbeitsleistung erbracht wird; wird ein Auszubildende außerhalb des Betriebssitzes eingesetzt (Montagearbeiter) so ist im Regelfall weiterhin der Tarifvertrag des Betriebssitzes anzuwenden, es sei denn, der Auszubildende wird von vornherein für eine bestimmte außerhalb des Betriebssitzes liegende besondere Betriebsstätte eingestellt. Bei Betriebsverlegung außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches endet der Tarifvertrag, es besteht aber Nachwirkung.

VII. Die Wirkungsweise der normativen Bestimmungen des Tarifvertrages

A. Allgemeines

Der Tarifvertrag entfaltet unmittelbare Rechtswirkungen für Arbeitsverhältnisse nur, wenn

(1.) der Tarifvertrag selbst rechtswirksam ist. Dies ist der Fall, wenn er den Voraussetzungen der §§ 1, 2 TVG genügt, eine Materie regelt, die den Koalitionen zur eigenen Regelung überlassen ist, sich im Rahmen der Tarifzuständigkeit der Tarifparteien hält und nicht gegen materielles Recht verstößt.

(2.) die zu regelnden Arbeitsverträge rechtswirksam sind. Eine Ausnahme gilt beim faktischen Ausbildungsverhältnis.

(3.) die Parteien des Arbeitsvertrages tarifgebunden sind. Bei Inhalts- und Abschlussnormen müssen beide Vertragspartner Mitglied der entsprechenden Koalition sein, bei betrieblichen und betriebsverfassungsrechtlichen reicht es, wenn nur der Ausbildender in dem entsprechenden Verband ist.

(4.) die Arbeitsverträge dem Geltungsbereich der Tarifverträge unterfallen.

B. Die Unabdingbarkeit

Sind die vorstehend beschriebenen Voraussetzungen gegeben, so können die im Tarifvertrag festgelegten Arbeitsbedingungen nicht unterschritten werden.

VIII. Verfallfristen

Nach § 4 IV 3 TVG können Tarifverträge Verfallfristen vorsehen. Dies sind Ausschlussfristen, Verwirkungsfristen oder Präklusivfristen für die Geltendmachung von tariflichen Ansprüchen.

IX. Die Tarifbindung

Zusammenfassend lassen sich sechs Gruppen von tarifgebundenen Personen unterscheiden

(1.) der Arbeitgeber, der selbst Partei des Tarifvertrages ist.

(2.) die Mitglieder der Tarifvertragsparteien im Zeitpunkt der Feststellungen der Tarifwirkungen

(3.) Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Auszubildende, die im Zeitpunkt des Wirksamkeitsbeginns des Tarifvertrages Mitglieder der Tarifvertragsparteien waren, es aber im Zeitpunkt der Feststellung der Tarifvertragswirkungen nicht mehr sind

(4.) Mitglieder der Verbände, die Spitzenorganisationen angehören, wenn die Spitzenorganisationen den Tarifvertrag im eigenen Namen abgeschlossen haben

(5.) Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Auszubildende, die infolge Allgemeinverbindlichkeitserklärung an den Tarifvertrag gebunden sind

(6.) wenn ein Tarifvertrag gemeinsame Einrichtungen vorsieht § 4 II TVG sind alle unter 1-5 aufgezählten daran gebunden.

Merke auch: bei tarifvertraglicher Regelung von betrieblichen und betriebsverfassungsrechtlichen Normen genügt Tarifgebundenheit des Arbeitgebers bzw. Ausbildenden § 3 II TVG

X. Die Allgemeinverbindlichkeitserklärung

Durch die Allgemeinverbindlichkeitserklärung kann der Anwendungsbereich des Tarifvertrages auch auf nicht tarifgebundene Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Auszubildende erstreckt werden, § 5 TVG.

Hierbei kann auf Antrag einer der beiden Tarifvertragsparteien die Allgemeinverbindlichkeitserklärung durch den Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung bzw. durch die oberste Arbeitsbehörde eines Landes im Einvernehmen mit einem paritätisch mit je drei Vertretern der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer besetzten Tarifausschuss ausgesprochen werden. 

Die Wirkung der Allgemeinverbindlichkeitserklärung endet mit Ablauf des Tarifvertrages, wobei auch ein allgemeinverbindlich erklärter Tarifvertrag nachwirkt oder wenn der Bundesminister die Allgemeinverbindlichkeitserklärung eines Tarifvertrages im Einvernehmen mit dem Tarifausschuss aufhebt.

XI. Individualrechtliche Bezugnahme des Tarifrechtes

Auch wenn keine Tarifgebundenheit besteht, können Ausbildender und Auszubildende vereinbaren, dass die tarifvertraglichen Bestimmungen für ihr Ausbildungsverhältnis zur Anwendung kommen sollen. Dies kann auch stillschweigend, insbesondere auch durch betriebliche Übung, erfolgen. Dabei kann Geltung des jeweiligen Tarifvertrag oder des derzeitigen Tarifvertrages vereinbart werden. Die Parteien des Arbeitsvertrages können in diesem Fall später einvernehmlich auch zum Nachteil des Auszubildenden vom Tarifvertrag abweichen. Durch eine Betriebsvereinbarung kann die Erstreckung eines Tarifvertrages auf nicht tarifgebundene Auszubildende eines Betriebes nur erfolgen, wenn der Tarifvertrag eine Öffnungsklausel enthält.

4. Abschnitt:  Betriebsverfassungsrecht

Auch im Rahmen der Berufsausbildung bestehen nach dem Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) zahlreiche Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates. Darüber hinaus sieht das BetrVG die Einrichtung einer so genannten Jugend- und Auszubildendenvertretung vor, die gleichfalls Mitbestimmungsrechte haben kann.

Folie "Geschichtliche Entwicklung der Mitbestimmung, Informationen 2, S 26

Folie: Das Betriebsverfassungsgesetz Nr. 6

Folie "Mitbestimmung des Betriebsrates nach dem BetrVG", Informationen 2, S 27

Merke: Verstöße gegen das BetrVG können nach § 23 III BetrVG ein Ordnungsgeld nach sich ziehen.

I. Anwendungsbereich

[image: image30.wmf]Das BetrVG findet keine Anwendung auf Religionsgemeinschaften und deren karitative und erzieherische Einrichtungen, § 118 II BetrVG. Auf Tendenzbetriebe finden nur Teile des BetrVG Anwendung, § 118 I BetrVG. Schließlich gilt das BetrVG nicht für Verwaltungen und Betriebe des Bundes, der Länder, Gemeinden und sonstige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, § 130 BetrVG.

II. Wahl des Betriebsrates

Nach § 1 BetrVG sind in allen Betrieben mit mindestens fünf ständigen wahlberechtigten Arbeitnehmern Betriebsräte zu wählen. Arbeitnehmer im Sinne des Gesetzes sind Arbeiter und Angestellte einschließlich der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten unabhängig davon, ob sie im Betrieb, im Außendienst oder mit Telearbeit beschäftigt werden. Wahlberechtigt sind alle Arbeitnehmer des Betriebs, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Werden Arbeitnehmer eines anderen Arbeitgebers zur Arbeitsleistung überlassen, so sind diese wahlberechtigt, wenn sie länger als drei Monate im Betrieb eingesetzt werden.

Für die Wahlvorstandsmitglieder und die Kandidaten besteht nach § 15 BetrVG ein besonderer Kündigungsschutz. Die Größe des Betriebsrates ergibt sich aus § 9 BetrVG. Die Amtszeit des Betriebsrates beträgt vier Jahre (§ 21 BetrVG).

III. Die Organe der Betriebsverfassung

A. [image: image31.wmf]Der Betriebsratsvorsitzende

Gem. § 26 I BetrVG hat der Betriebsrat aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter zu wählen. Der Vorsitzende vertritt den Betriebsrat im Rahmen der von ihm gefassten Beschlüsse („Sprachrohr des Betriebsrates").

Das Betriebsratsgremium kann dem Vorsitzenden und/oder einzelnen anderen Betriebsratsmitgliedern einzelne Aufgaben zur selbständigen Entscheidung im Rahmen vorgegebener Richtlinien übertragen.

B. Der Betriebsausschuss

Ein Betriebsausschuss muss gem. § 27 I BetrVG gebildet werden, wenn der Betriebsrat neun oder mehr Mitglieder hat. Der Betriebsratsvorsitzende und dessen Stellvertreter müssen dem Ausschuss angehören. Der Betriebsausschuss ist für die Erledigung der laufenden Geschäfte 

z.B. interne Arbeiten des Betriebsrates wie Abwicklung des Schriftverkehrs, Vorberei​tung von Betriebsratssitzungen und Betriebsversammlungen, Zusammenstellung von Unterlagen für die Beschlussfassung des Betriebsratsgremiums, Durchführung von Sprechstunden des Betriebsrates, Vorklärung bestimmter Fragen mit dem Ausbildender, grundsätzlich aber nicht zur Vertretung nach außen 

zuständig. Er kann durch Mehrheitsbeschluss aller Betriebsratsmitglieder weitere Aufgaben zur selbständigen Erledigung übertragen erhalten (z.B. Übertragung der Beteiligungsrechte des Betriebsrates bei Umgruppierungen und Versetzungen, nicht aber das Recht zum Abschluss von Betriebsvereinbarungen). Die Aufgabendelegation darf auch nicht so weit gehen, dass der Betriebsrat überflüssig wird. Bei zulässiger Übertragung ersetzt der Beschluss des Ausschusses die Entscheidung des Betriebsrates. 

C. Der Fachausschuss

Ein Fachausschuss kann gem. § 28 BetrVG fakultativ unter den gleichen Voraussetzungen wie beim Betriebsausschuss gebildet werden. Der Betriebsratsvorsitzende und dessen Stellvertreter müssen dem Fachausschuss nicht angehören. Auch der Fachausschuss kann Aufgaben lediglich zur Vorbereitung oder auch zur selbständigen Erledigung übertragen bekommen. Hat der Fachausschuss Aufgaben zur selbständigen Erledigung übertragen bekommen, so tritt er insoweit an die Stelle des Betriebsrates. 

D. Der gemeinsame Ausschuss

Der gemeinsame Ausschuss wird in der betrieblichen Praxis auch paritätischer Ausschuss oder paritätische Kommission genannt. Er kann gemäß § 28 II BetrVG gebildet werden. Er ist in der Regel je zur Hälfte mit Betriebsratsmitgliedern und Arbeitgebervertretern besetzt. Das Gesetz enthält keine Regelungen über Besetzung oder Beschlussfassung. Auch der gemeinsame Ausschuss kann Aufgaben lediglich zur Vorbereitung oder auch zur selbständigen Erledigung übertragen bekommen. 

E. Der Gesamtbetriebsrat

Der Gesamtbetriebsrat ist gemäß § 50 BetrVG für die Behandlung mitwirkungspflichtiger überbetrieblicher Angelegenheiten zuständig. Hierfür genügt, dass „bei vernünftiger Würdigung eine zwingende sachliche Notwendigkeit für eine unternehmenseinheitliche Regelung besteht", z.B. betriebliche Altersversorgung oder unternehmenseinheitliche Dienstreiseordnung. Er hat kein Weisungsrecht gegenüber Einzelbetriebsräten, diese können aber den Gesamtbetriebsrat beauftragen, Angelegenheiten für sie zu verhandeln oder verbindlich zu regeln.

F. Der Konzernbetriebsrat

Der Konzernbetriebsrat ist geregelt in § 54 BetrVG. Der Begriff Konzern ist in § 18 I AktG definiert. Nach dieser Vorschrift ist Konzern die Bezeichnung für eine Gruppe juristisch selbständiger Unternehmen unter einer einheitlichen Leitung. Die wirtschaftliche Eigenständigkeit der beteiligten Unternehmen wird dabei völlig aufgegeben. Die Konzernleitung bestimmt allein.

G. Die Betriebsversammlung

Die Betriebsversammlung besteht aus allen Arbeitnehmern des Betriebes. Sie ist das schwächste Organ der Betriebsverfassung. Sie hat keine Vertretungsmacht oder sonstige Funktion nach außen. Ihr steht auch kein Weisungsrecht gegenüber dem Betriebsrat zu.

Der Ausbildende/Arbeitgeber kann Belegschaftsversammlungen abhalten, diese sind aber keine Betriebsversammlung im Rechtssinne.

Teilnahmeberechtigt an der Betriebsversammlung sind die alle Arbeitnehmer und Auszubildenden des Betriebes, der nicht-selbständigen Nebenbetriebe und Betriebsteile sowie der nach § 3 I Nr. 3 BetrVG zugeordneten Nebenbetriebe und Betriebsteile. Eine Teilnahmeberechtigung besteht auch für die in den §§ 5 I, 6 BetrVG genannten Personenkreise. Nicht teilnahmeberechtigt sind die in § 5 II, III BetrVG genannten Personen, da auf sie das BetrVG keine Anwendung findet.

Die Betriebsversammlung wird von dem Vorsitzenden und im Fall seiner Verhinderung von dessen Stellvertreter geleitet. Sie ist nicht öffentlich, § 42 BetrVG. Andere Personen können zugelassen werden, wenn dies sachdienlich ist. Wenn wegen der Eigenart des Betriebes zum gleichen Zeitpunkt keine Vollversammlung abgehalten werden kann (und nur dann), sind Teilversammlungen zulässig

Die ordentliche Betriebsversammlung ist in jedem Kalendervierteljahr einzuberufen. Der Ausbildende ist unter Mitteilung der Tagesordnung zu laden. Er kann das Wort ergreifen und einen Vertreter seines Arbeitgeberverbandes hinzuziehen, § 43 II BetrVG. Diesem ist auf Verlangen des Ausbildenden das Wort zu erteilen. Mindestens einmal in jedem Kalenderjahr hat der Ausbildende über die wirtschaftliche Lage und Entwicklung des Betriebes zu berichten, § 43 BetrVG. Der Bericht erstreckt sich auf die Personalplanung und die wirtschaftliche Lage und Entwicklung des Betriebes. Der Ausbildende soll einen groben Überblick über die voraussichtliche Entwicklung, Produktions- und Investitionsvorhaben geben. Der Betriebsrat hat einen Tätigkeitsbericht zu erstatten., § 43 I BetrVG.

Die außerordentliche Betriebsversammlung kann vom Betriebsrat einberufen werden. Sie ist ferner auf Wunsch des Ausbildenden oder mindestens ¼ der wahlberechtigten Arbeitnehmer und Auszubildenden einzuberufen, § 43 III BetrVG.

Für den Zeitpunkt, an dem Betriebsversammlungen abgehalten werden sollen, gilt: 

Die vierteljährliche regelmäßig abzuhaltenden Betriebsversammlung, die zusätzliche Betriebsversammlung nach § 43 I 4 BetrVG, die Betriebsversammlung zur Bestellung des Wahlvorstandes und die auf Antrag des Ausbildenden einberufene außerordentliche Betriebsversammlung hat während der Arbeitszeit stattzufinden. Die außerordentliche Betriebsversammlung, die der Betriebsrat auf Antrag der Auszubildende oder aus eigener Entschließung einberuft hat außerhalb der Arbeitszeit stattzufinden.

Die Betriebsversammlung kann dem Betriebsrat Anträge unterbreiten und zu seinen Beschlüssen Stellung nehmen, § 45 BetrVG. Auf Betriebs-, Teil- und Abteilungsversammlungen können alle Themen behandelt werden, die den Betrieb, das Verhältnis zum Ausbildenden oder der Arbeitnehmer untereinander betreffen. Es gilt der Grundsatz der Betriebsbezogenheit. Es darf nicht zum betrieblichen Arbeitskampf aufgefordert werden oder der betriebliche Arbeitsablauf oder der Frieden des Betriebes beeinträchtigt werden, § 74 II BetrVG. 

An allen Betriebs- und Abteilungsversammlungen können Beauftragte der im Betrieb vertretenen Gewerkschaften teilnehmen, § 46 BetrVG. Zum Vergütungsanspruch der Teilnehmer vgl. § 44 BetrVG. 

H. Die Jugendvertretung

Die Jugend- und Auszubildendenvertretung ist in den §§ 60 - 73 BetrVG geregelt. Nach dieser Vorschrift ist in Betrieben mit in der Regel fünf Arbeitnehmern, die entweder das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder die zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind und das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, eine Jugend- und Auszubildendenvertretung zu bilden. Das aktive Wahlrecht ist § 60 I BetrVG. Jugendliche und Auszubildende, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sind unabhängig von der Dauer der Betriebszugehörigkeit wahlberechtigt.

Wählbar (passives Wahlrecht) sind alle Arbeitnehmer, die das 25 Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Ein Mitglied der JAV bleibt bis zur Beendigung der Amtszeit der JAV auch dann deren Mitglied, wenn es das 25. Lebensjahr vollendet hat.

Die Amtszeit beträgt nach § 64 II BetrVG zwei Jahre. Merke: Wer über 18 Jahre alt ist kann statt dessen auch in den Betriebsrat gewählt werden. Zur Größe der Vertretung vgl. § 62 BetrVG. 

Nach 78 a BetrVG besteht eine Weiterbeschäftigungspflicht, wenn der Auszubildende als Mitglied des Betriebsrates oder der JAV dies innerhalb der letzten drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses schriftlich vom Arbeitgeber verlangt. Diese Regelung gilt auch, wenn die Berufsausbildung früher als ein Jahr nach Beendigung der Amtszeit endet.

Beabsichtigt der Ausbildende, ein Mitglied des Betriebsrates oder der JAV nicht in ein Dauerarbeitsverhältnis zu übernehmen, so hat er dies dem Auszubildenden drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses schriftlich mitzuteilen. Will der Arbeitgeber die Weiterbeschäftigung verhindern, so muss er spätestens bis zum Ablauf von zwei Wochen nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses beim Arbeitsgericht beantragen festzustellen, dass ein Arbeitsverhältnis nicht begründet wird oder ein bereits begründetes wieder aufgelöst wird. Dazu müssen Tatsachen vorliegen, aufgrund derer dem Arbeitgeber unter Berücksichtigung aller Umstände die Weiterbeschäftigung nicht zugemutet werden kann.

Die allgemeinen Aufgaben ergeben sich aus § 70 BetrVG. 

Die JAV hat

· Maßnahmen, die den jugendlichen Arbeitnehmern bzw. Auszubildenden dienen, insbesondere in Fragen der Berufsbildung, beim Betriebsrat zu beantragen,

· Darüber zu wachen, dass die zugunsten von jugendlichen Arbeitnehmern bzw. Auszubildenden geltenden Vorschriften durchgeführt werden

· Insbesondere in Fragen der Berufsbildung Anregungen von jugendlichen Arbeitnehmern bzw. Auszubildenden entgegenzunehmen und gegebenenfalls beim Betriebsrat vorzubringen.

Der Betriebsrat hat wiederum die JAV zur Erledigung ihrer Aufgaben einschlägig zu informieren und zu unterstützen ( § 70 BetrVG).

Die Durchsetzung ihrer Vorstellungen ist der Jugendvertretung regelmäßig nur über den Betriebsrat möglich.

Die wesentlichen Rechte der Jugendvertretung sind

· Teilnahmerecht eines Vertreters an allen Betriebsratssitzungen (§ 67 I BetrVG). Bei Behandlung von Angelegenheiten, welche die Belange der Jugendlichen oder Auszubildenden betreffen, dürfen alle Vertreter teilnehmen, § 67 I 2 BetrVG. 

· Recht der Aussetzung von Betriebsratsbeschlüssen, die Belange der Jugendlichen oder Auszubildenden beeinträchtigen, 66 BetrVG

· Stimmrecht bei Jugendangelegenheiten, 67 II BetrVG

· Recht zur Teilnahme an Besprechungen zwischen Betriebsrat und Ausbildender bei Jugendangelegenheiten, 68 BetrVG

· Recht auf Einberufung einer Jugend- und Auszubildendenversammlung, § 71 BetrVG. Dieses Recht besteht vor oder nach jeder Betriebsversammlung. Der Ausbildender ist einzuladen, 43 II 1 und 2 BetrVG

· Recht Sprechstunden abzuhalten, 69 BetrVG

· Recht auf Schulungsmaßnahmen und Bildungsurlaub (1. Amtsperiode: 4 Wochen, danach 3 Wochen)

Die Kosten der Jugendvertretung trägt der Ausbildender.

I. Die Vertretung des Arbeitgebers bzw. Ausbildenden

Die Vertretung des Ausbildenden ist nicht im BetrVG geregelt. Es gelten daher die allgemeinen Regeln (§ 164 ff BGB, 48 ff. HGB). Insoweit ist es auf Seiten des Ausbildenden sinnvoll, dem Betriebsrat mitzuteilen, wer für bestimmte Fragen vertretungsberechtigt ist.

IV. Grundzüge der Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat

A. Der Grundsatz der vertrauensvollen Zusammenarbeit

Ergibt sich aus § 2 I BetrVG. Es handelt sich um eine Auslegungsregel für die unbestimmten Rechtsbegriffe im BetrVG. 

B. Das Recht auf Unterrichtung

1. Das Recht auf Selbstinformation, § 80 I

Jedes Betriebsratsmitglied darf zur Erledigung seiner Aufgaben seine Arbeit unterbrechen, § 37 II BetrVG. Der Arbeitgeber hat kein Überwachungs- und Kontrollrecht hinsichtlich der Amtsführung des Betriebsrates. Gleichwohl muss sich ein Betriebsratsmitglied aber wie jeder andere Arbeitnehmer auch beim Verlassen des Arbeitsplatzes abmelden. Hierzu gehört die stichwortartige Beschreibung des Gegenstandes der Betriebsratstätigkeit nach Art, Ort und Zeit.

2. Recht auf Unterrichtung durch den Arbeitgeber, § 80 II BetrVG

Die Pflicht, den Betriebsrat zu unterrichten ist nicht von einer Aufforderung durch den Betriebsrat abhängig. Die Vorschrift beschränkt nicht die Möglichkeit des Betriebsrates sich auf andere Weise Erkenntnisse zu beschaffen, etwa durch Besichtigung von Arbeitsplätzen.

Der Betriebsrat ist von all jenen Dingen zu unterrichten, die seine allgemeinen Aufgaben (Überwachung geltender Gesetze z.B. BBiG, JArbSchG) oder spezielle Beteiligungsrechte (z.B. Gestaltung des Arbeitsplatzes, § 90 BetrVG, Personalplanung, § 92 BetrVG, Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden, § 111 BetrVG) berühren. 

Der Betriebsrat ist rechtzeitig zu unterrichten. "Rechtzeitig" bedeutet die Einschaltung des Betriebsrates in einem Stadium, in dem dieser noch auf bevorstehende Entscheidungen des Arbeitgebers Einfluss nehmen kann
. Wird die Pflicht zur rechtzeitigen Unterrichtung des Betriebsrates wie in § 90 BetrVG mit der Auflage zu einer anschließenden Beratung mit dem Betriebsrat gekoppelt, so muss die Unterrichtung so frühzeitig erfolgen, dass der Betriebsrat sich auf diese Beratung vorbereiten kann
.

Das Gesetz schreibt für die Unterrichtung keine Form vor, sie ist daher mündlich oder schriftlich, ausdrücklich oder schlüssig möglich. Auf Verlangen sind dem Betriebsrat die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen, d. h. auszuhändigen.

C. Die Geheimhaltungspflicht

Da dem Betriebsrat auch Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse anvertraut werden müssen, soweit deren Kenntnis zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Aufgaben des Betriebsrates erforderlich ist, obliegt diesem gemäß § 79 BetrVG eine Geheimhaltungspflicht. Ein Verstoß gegen die Geheimhaltungspflicht ist unter bestimmten Voraussetzungen strafbar.

D. Der Schulungsanspruch des Betriebsrates

Dem Betriebsrat steht gemäß § 37 VI unter bestimmten Voraussetzungen ein Schulungsanspruch zu. Liegen diese Voraussetzungen vor, so sind die Reisekosten - ggf. nach einer bestehenden Reisekostenrichtlinie - vom Arbeitgeber zu tragen. Gleiches gilt für die Übernachtungskosten. Auch die Lehrgangsgebühren muss der Ausbildende erstatten.

E. Das Recht auf Zuziehung von Gewerkschaftsvertretern

Gewerkschaftsvertreter haben gemäß § 2 II BetrVG ein Recht, den Betrieb zu betreten, wenn der Betriebsrat den Gewerkschaftsvertreter unterstützend zur Lösung seiner betriebsverfassungsrechtlichen Aufgaben hinzuzieht und ein Aufsuchen bestimmter Punkte des Betriebes durch den Gewerkschaftsvertreter erforderlich ist, damit sich dieser ein Urteil bilden kann.

F. Das Recht auf Zuziehung von Sachverständigen

Der Betriebsrat kann gemäß § 80 BetrVG einen Sachverständigen hinzuziehen. 

G. Die Friedenspflicht

Für die Klärung von Meinungsverschiedenheiten zwischen Ausbildendem und Betriebsrat sind das Arbeitsgericht (bei Rechtsfragen) oder die Einigungsstelle (bei Zweckmäßigkeitsfragen) zuständig. Arbeitskämpfe zwischen Betriebsrat und Ausbildender sind daher gemäß § 74 II BetrVG verboten.

V. Formen der Zusammenarbeit zwischen Ausbildender und Betriebsrat

A. Allgemeines

Die Beteiligungsrechte des Betriebsrates sind unterschiedlich stark ausgeprägt. Der Kernbereich unternehmerischer Entscheidung bleibt von den Beteiligungsrechten des Betriebsrates unberührt, damit der Ausbildende die ihm zustehende Organisationsgewalt behält. Dabei lässt sich im Grundsatz festhalten, dass die Beteiligungsrechte des Betriebsrates um so stärker werden, je mehr die Frage, in der Meinungsverschiedenheiten bestehen, von dem Kernbereich unternehmerischer Entscheidungen in Richtung auf bloße Zweckmäßigkeitserwägungen hin entfernt ist.

B. Die Unterrichtung

Die Unterrichtung ist die schwächste Beteiligungsform. Sie meist Vorstufe eines weitergehenden Beteiligungsverfahrens. Die Unterrichtung ist Voraussetzung für die sachgemäße Ausübung der darauf aufbauenden Beteiligungsrechte. Sie muss daher alle Tatsachen umfassen, deren Kenntnis für die Arbeit des Betriebsrates erforderlich ist. 

C. Die Anhörung

Die Anhörung ist nur bei Ausspruch einer Kündigung vorgesehen, § 102 BetrVG. Sie muss gemäß § 102 Abs. 1 Satz 1 BetrVG erfolgen, bevor die Kündigung ausgesprochen wird.

Eine ordnungsgemäße Anhörung setzt die umfassende Unterrichtung des Betriebsrates von der Kündigung voraus. Der Ausbildende muss den Betriebsrat mündlich oder schriftlich zu Händen des Betriebsratsvorsitzenden von der vorgesehenen Kündigung unterrichten
. Dabei sind neben den Personalien des Auszubildenden
, die Kündigungsfrist bzw. der Kündigungstermin
 sowie ggf. die Kündigungsgründe anzugeben
. Der Ausbildende muss dem Betriebsrat alle Tatsachen mitteilen, auf die er die Kündigung stützen will.

Hierbei ist zu beachten, dass die Mitteilung von Werturteilen oder stichwortartigen Angaben nicht ausreichend ist, sondern der Ausbildende vielmehr gehalten ist, konkrete Tatsachen anzugeben
. Allerdings sind dem Betriebsrat lediglich die Tatsachen mitzuteilen, die nach Auffassung des Ausbildenden die Kündigung rechtfertigen, auf die er seine Kündigung also stützen will
. Eine bloße Unterrichtung reicht nicht. Der Ausbildende muss sich vielmehr die Argumente des Betriebsrates anhören d.h. nach einer vorangegangenen Unterrichtung muss der Betriebsrat die Möglichkeit haben, Einwendungen zu erheben. Eine Erörterung des Für und Wider muss der Ausbildende mit dem Betriebsrat nicht durchführen. Unterbleibt die Anhörung des Betriebsrates vor einer Kündigung, so ist die Kündigung schon deshalb unwirksam. Teilt der Ausbildende dem Betriebsrat nur einen Teil der Kündigungsgründe mit, so kann er sich auf sonstige Gründe zur Rechtfertigung der Kündigung später nicht mehr berufen

D. Die Beratung

Wichtigster Fall der Beratung ist § 90 BetrVG. Danach hat der Arbeitgeber sämtliche Auswirkungen einer der in § 90 I BetrVG genannten Maßnahme auf die Arbeitnehmer mit dem Betriebsrat zu beraten. Einer Einigung mit dem Betriebsrat bedarf es nicht. Der Arbeitgeber muss die Initiative für die Beratung ergreifen.

E. Die Zustimmung

Zustimmung heißt, dass der Ausbildender eine Maßnahme nicht ohne das Einverständnis des Betriebsrates durchführen darf. Der Betriebsrat kann keinen bindenden Alternativvorschlag unterbreiten.

Wichtigster Fall der Zustimmungspflicht ist die beabsichtigte Versetzung oder Umgruppierung eines Mitarbeiters (§ 99 BetrVG). 

F. Die Mitbestimmung im engeren Sinne

Die Mitbestimmung im engeren Sinne ist die stärkste Form der Beteiligung. Sie bedeutet, dass eine Angelegenheit durch beide Betriebspartner einvernehmlich geregelt wird
. Die Wirksamkeit einer Maßnahme hängt also auch hier von der Zustimmung des Betriebsrates ab. Die Zustimmung steht im pflichtgemäßen Ermessen des Betriebsrates. Bei Nichteinigung kann eine Einigung über die Einigungsstelle erzwungen werden.

Ein Mitbestimmungsrecht besteht insbesondere bei

(1.) sozialen Angelegenheiten, § 87 BetrVG

(2.) bei der Durchführung betrieblicher Bildungsmaßnahmen, § 98 BetrVG

(3.) bei Personalfragebögen und Formularverträgen, § 94 BetrVG

(4.) bei Auswahlrichtlinien, § 95 BetrVG

(5.) bei Aufstellung von Beurteilungsgrundsätzen, § 94 II BetrVG

(6.) bei Kündigungen, wenn dies durch eine Betriebsvereinbarung verabredet ist, § 102 VII BetrVG

(7.) bei außerordentlichen Kündigungen von Mitgliedern der Betriebsverfassungsorgane, § 102 BetrVG

außer in den Fällen der §§ 94 I, 95 II, 99 IV, 103 II BetrVG hat der Betriebsrat auch ein Initiativrecht, das heißt, er kann selbst verlangen und gegebenenfalls erzwingen, dass eine Regelung getroffen wird.

G. Das Initiativrecht

Ein Initiativrecht wird dem Betriebsrat in einigen Vorschriften (z.B. § 91 BetrVG) ausdrücklich zuerkannt. Es folgt im übrigen aus dem Mitbestimmungsrecht im engeren Sinne. Die Grenzen des Initiativrechtes können folgen aus dem jeweiligen Mitbestimmungstatbestand selbst oder aus anderen gesetzlichen Vorschriften. 

Hierzu folgender Fall: (REFA "Fallbeispiele - Dozentenunterlage" Fall 27)

VI. Gebiete der Zusammenarbeit zwischen Ausbildender und Betriebsrat

A. Allgemeines

Stellt sich die Frage, ob und gegebenenfalls welches Beteiligungsrecht dem Betriebsrat zusteht, so beginnt die Suche nach der Antwort zweckmäßigerweise damit, das einschlägige Beteiligungsgebiet herauszuarbeiten.

Nach dem BetrVG bestehen Beteiligungsrechte des Betriebsrates bei sozialen, personellen und wirtschaftlichen Angelegenheiten.

B. Soziale Angelegenheiten

Sie sind vor allem in den §§ 87 - 89 BetrVG geregelt. Daneben sind aber auch die §§ 77 III und 90, 91 BetrVG zu beachten. "Soziale Angelegenheiten" sind solche, die die Gemeinschaft der Auszubildende betreffen. 

Beispiele: Fragen der Betriebsordnung, der Arbeitszeit, der Lohngestaltung und des Unfallschutzes; auch Gestaltung von Arbeitsabläufen, Arbeitsverfahren und Arbeitsplätzen

C. Personelle Angelegenheiten

Die personellen Angelegenheiten sind in den §§ 92 - 105 BetrVG geregelt. Nach dem Gesetz lassen sich Beteiligungsrechte bei allgemeinen personellen Angelegenheiten wie Personalplanung, Stellenausschreibung, Aufstellung allgemeiner Beurteilungsgrundsätze und den Erlass von Auswahlrichtlinien für Einstellungen und Versetzungen einerseits und Beteiligungsrechte bei Einzelmaßnahmen wie Einstellung, Versetzung, Umgruppierung oder Entlassung eines bestimmten Mitarbeiters unterscheiden.

Im Rahmen der Berufsausbildung ist folgendes besonders zu beachten:

Nach § 96 BetrVG haben Arbeitgeber und Betriebsrat gemeinsam die Berufsbildung der Arbeitnehmer im Rahmen der betrieblichen Personalplanung zu fördern. Hierzu gehört sowohl die Berufsausbildung als auch die berufliche Fortbildung und die Umschulung der Arbeitnehmer des Betriebes. 

Auf Verlangen des Betriebsrates muss der Arbeitgeber mit diesem Fragen der Berufsbildung beraten. Der Betriebsrat hat ein Initiativrecht, kann also eigene Vorschläge machen.

Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass Jugendliche wie erwachsene Arbeitnehmer an Maßnahmen der Berufsbildung innerhalb und außerhalb des Betriebes teilnehmen können, wenn und soweit diese unter Berücksichtigung der betrieblichen Notwendigkeit als sinnvoll anzusehen sind.

Nach § 97 BetrVG hat der Arbeitgeber mit dem Betriebsrat in folgenden Fällen zu beraten

· Errichtung und Ausstattung betrieblicher Einrichtungen zur Berufsbildung, also etwa der Einrichtung einer Ausbildungswerkstatt

· Die Einführung betrieblicher Berufsbildungsmaßnahmen (z.B. Einführung eines innerbetrieblicher Ergänzungslehrgangs zum Berufsschulunterricht oder eines Umschulungskurses)

· Die Teilnahme von Betriebsangehörigen an außerbetrieblichen Berufsbildungsmaßnahmen.

Merke: bei den vorstehenden Punkten besteht ein besteht nur eine Beratungspflicht. Die Entscheidung trifft der Arbeitgeber aber allein.

Nach dem neu eingeführten § 97 II BetrVG gilt folgendes: 

Hat der Arbeitgeber Maßnahmen geplant oder durchgeführt, die dazu führen, dass sich die Tätigkeit der betroffenen Arbeitnehmer ändert und ihre beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr ausreichen, so hat der Betriebsrat bei der Einführung von Maßnahmen der betrieblichen Berufsbildung mitzubestimmen. Kommt eine Einigung nicht  zustande, so entscheidet die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.
Weitergehend ist das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates gemäß § 98 BetrVG, nämlich bei der Durchführung von Maßnahmen der betrieblichen Berufsausbildung. Der Betriebsrat kann hier eigene Vorstellungen unterbreiten und – wenn eine Einigung nicht zustande kommt – die Einigungsstelle einschalten.

Unter den Begriff „Durchführung der betrieblichen Berufsausbildung“ fällt z.B. die Aufstellung des zeitlichen und sachlichen Gliederungsplanes nach § 4 I Nr. 1 BBiG.

Einzelmaßnahmen gegenüber dem einzelnen Auszubildenden unterliegen nicht der Mitbestimmung.

Der Betriebsrat kann nach § 98 BetrVG kann der Bestellung einer mit der Durchführung der Berufsbildung beauftragten Person widersprechen oder deren Abberufung verlangen. Voraussetzung ist aber, dass die betreffende Person die gesetzlichen Eignungsvoraussetzungen nicht erfüllt oder dass sie ihre Aufgaben vernachlässigt. Im Streitfall entscheidet das Arbeitsgericht.

D. Wirtschaftliche Angelegenheiten

Zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten finden sich Regelungen in den §§ 106 - 113 BetrVG. Hier sind Unterrichtungsrechte und Beratungsrechte des Betriebsrates in Bezug auf beabsichtigte grundlegende Änderungen der Betriebsorganisation und der Betriebsanlagen sowie bei der Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden und Fertigungsverfahren zu beachten.

VII. Die Einigungsstelle

Arbeitgeber und Betriebsrat sollen über die anstehenden Fragen mit dem ernsten Willen zur Einigung verhandeln und sich wechselseitig Vorschläge für die Beilegung von Meinungsverschiedenheiten machen, § 74 I 2 BetrVG. Das Arbeitsgericht ist zuständig für die Entscheidung von Rechtsfragen, dagegen ist die Einigungsstelle zuständig für sogenannte Regelungsstreitigkeiten, das heißt für Streitigkeiten über die zweckmäßige Gestaltung von Arbeitsbedingungen. Nur in gesetzliche vorgesehenen Fällen kann die Einigungsstelle auch Rechtsfragen entscheiden.

Zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat, Gesamtbetriebsrat und Konzernbetriebsrat ist bei Bedarf eine Einigungsstelle zu bilden, § 76 I 1 BetrVG. Die Einigungsstelle ist mithin keine ständige Einrichtung, sondern ist nur im Streitfalle zu errichten. Etwas anderes kann jedoch durch Betriebsvereinbarung bestimmt werden, § 76 I 2 BetrVG. Für die Besetzung gilt § 76 II BetrVG. Keine Seite kann die von der Gegenseite benannten Beisitzer ablehnen. In der Regel werden zwei Beisitzer von jeder Seite benannt. Verfahrensvorschriften fehlen. Die Einigungsstelle wird in den Fällen der erzwingbaren Mitbestimmung auf Antrag einer Seite, in den Fällen der freiwilligen Mitbestimmung nur auf Antrag beider Seiten tätig. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Die Einigungsstelle kann Zeugen und Sachverständige vernehmen. Eine Pflicht zur Aussage besteht nicht.

Die Einigungsstelle beschließt nach mündlicher Verhandlung mit Stimmenmehrheit, § 76 II 1 BetrVG. Der Vorsitzende soll sich zunächst der Stimme enthalten, § 76 III 2 BetrVG. Bei erzwingbarer Mitbestimmung ersetzt der Spruch der Einigungsstelle die Einigung zwischen Ausbildender und Betriebsrat. In den übrigen Fällen nur, wenn sich beide Seiten vorher unterwerfen oder ihn nachträglich anerkennen. Der Spruch ist gerichtlich nachprüfbar.

Die Kosten trägt der Arbeitgeber.

Im Rahmen der Berufsbildung kann die Einigungsstelle insbesondere in folgenden Fällen angerufen werden

· bei Meinungsverschiedenheiten über die Durchführung von Maßnahmen der betrieblichen Berufsbildung,

· bei Meinungsverschiedenheiten zu Vorschlägen des Betriebsrates für die Teilnahme von Arbeitnehmern an Maßnahmen der beruflichen Bildung.

Folie: Säcker, S. 159

Die Regelungen in der Montanindustrie

Das Mitbestimmungsgesetz

Privatautonome Regelung zur Mitbestimmung

4. Teil:  Schlichtungsverfahren u. arbeitsgerichtliches Verfahren

1. Abschnitt:  Der Schlichtungsausschuss

Im Regelfall muss eine Streitigkeit um Rechte und Pflichten aus einem noch nicht beendeten Berufsausbildungsverhältnis zunächst vor dem Schlichtungsausschuss der zuständigen Stelle verhandelt werden, bevor das Arbeitsgericht angerufen werden kann (§§ 102 BBiG, 111 II ArbGG). Dem Schlichtungsausschuss gehört eine gleiche Zahl von Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern an.

2. Abschnitt:  Die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte

Die Arbeitsgerichte sind zuständig für alle Rechtsstreitigkeiten, die mit einem Ausbildungsverhältnis in Zusammenhang stehen (§§ 2, 2 a ArbGG, Erweiterung der Zuständigkeit in § 3 ArbGG).

3. Abschnitt:  Besetzung der Arbeitsgerichte

Arbeitsgerichte sind in sämtlichen Instanzen sog. Kollegialgerichte, also mit mehreren Richtern besetzt. Das Arbeitsgericht (1. Instanz) ist mit einem Berufsrichter und 2 ehrenamtlichen Bei​sitzern besetzt (1 Arbeitnehmer-Vertreter und 1 Arbeitgeber-Vertreter). Auch in der Berufungsinstanz, dem Landesarbeitsgericht, und in der Revisionsinstanz, dem Bundesarbeitsgericht, sind Berufsrichter und mehrere ehrenamtliche Richter (½ Arbeitnehmer, ½ Arbeitgeber, werden von den Verbänden der Arbeitnehmer und Arbeitgeber vorgeschlagen; §§ 6, 16, 20 ff) tätig.

Aufbau und Zusammensetzung der Arbeitsgerichte stellen sich wie folgt dar:
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(
(
(
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(
(
(
(
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= (
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4. Abschnitt:  Das arbeitsgerichtliche Verfahren

I. Verfahrensgang

Der Ablauf eines arbeitsgerichtlichen Urteilsverfahrens stellt sich im wesentlichen wie folgt dar:

	
	
	Klageeinreichung b. örtlichen Arbeitsgericht (1. Instanz)
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	Güteverhandlung vor dem Vorsitzenden der Kammer
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	Vergleich zwischen den Parteien (Gegnern)/ keine Gerichtskosten 

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	Verfahrensende

	
	
	Streitige Folgeverhandlung vor der Kammer (wenn kein Vergleich zustande kam!)
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	Urteil des Gerichts
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	Verfahrensende oder ...
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	Berufung b. Landesarbeitsgericht (LAG/ 2. Instanz) (Streitwert über 800,00 DM)
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	Verhandlung und Urteilsverkündung vor dem LAG
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	Verfahrensende oder ...
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	Revision vor dem Bundesarbeitsgericht (BAG/ 3. Instanz)
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	Verhandlung und Urteilsverkündung
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	Verfahrensende
	
	


Merke: Wenn der Betriebsrat gegen den AG klagt, dann kommt es zu einem Beschlussverfahren, das anderen Regeln folgt.

II. Vertretung der Parteien

In der 1. Instanz besteht kein Anwaltszwang. Ausbildende und Auszubildende können also, selbst auftreten und auf diese Weise Kosten sparen. Auszubildende können sich durch einen Rechtssekretär der Gewerkschaft vertreten lassen, wenn sie Gewerkschaftsmitglied sind. In der 2. und 3. Instanz besteht Anwaltszwang. 

III. Kosten

Wird ein Vergleich abgeschlossen, so fallen keine Gerichtskosten (wohl aber Anwaltskosten) an. Anders als bei anderen Gerichten müssen die Gerichtskosten nicht vor Klageerhebung eingezahlt werden. Sehr wichtig ist, dass anders als in anderen Gerichtszweigen der unterlegene in der 1. Instanz nicht die Kosten des Gewinners tragen muss. Vielmehr trägt jede Seite Ihre Anwaltskosten selbst.

5. Teil:  Berufsausbildung und Sozialversicherungsrecht

1. Abschnitt:  Einführung - Sozialversicherungsrecht und Sozialrecht

Ein allgemein anerkannter Begriff des Sozialrechtes existiert nicht. Pragmatisch kann das Sozialrecht als das Rechtsgebiet angesehen werden, dass sich im wesentlichen aus folgenden Teilen zusammensetzt

· dem Sozialversicherungsrecht

· dem Recht der Sozialversorgung oder der sozialen Entschädigung

· dem Sozialhilferecht

Daneben gibt es weitere sozialrechtliche Rechtsgebiete, die sich nicht unter den vorstehenden drei Hauptgebieten einordnen lassen. 

Das Sozialrecht ist Teil des öffentlichen Rechts und ein Teilgebiet des Verwaltungsrechts. Es betrifft überwiegend Leistungsverwaltung. Ein Teil des Sozialrechts, das Sozialversicherungsrecht, hat starke Bezüge zum Arbeitsrecht.

2. Abschnitt:  Gesetzliche Grundlagen des Sozialrechts

Das wichtigste sozialrechtliche Gesetze ist das Sozialgesetzbuch (SGB). Es stellt den Versuch dar, das Sozialrecht für den Bürger verständlicher und übersichtlicher zu machen und soll eines Tages in 10 Büchern das gesamte Sozialrecht umfassen. Alle Bereiche des Sozialrechtes sollen im Laufe der Jahre überarbeitet werden und unter Wegfall der bisher geltenden Bestimmungen Teil des Sozialgesetzbuches werden. 

Einzelne Gebiete sind:

1) Bildungs- und Arbeitsförderung

3) soziale Entschädigung bei Gesundheitsschäden

4) Minderung des Familienaufwandes (Kindergeld, Unterhaltsvorschüsse)

5) Wohngeld

6) Jugendhilfe

7) Sozialhilfe

8) Eingliederung Behinderter (Rehabilitation)

3. Abschnitt:  Sozialversicherungsrecht

I. Einleitung

A. Der Begriff der Sozialversicherung

Das Sozialversicherungsrecht stellt einen besonders wichtigen Teil des Sozialrechts dar.

Sozialversicherung ist eine staatlich organisierte, nach den Grundsätzen der Selbstverwaltung aufgebaute öffentlich-rechtliche, vorwiegend auf Zwang beruhende Versicherung großer Teile der arbeitenden Bevölkerung für den Fall der Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit und des Todes sowie des Eintrittes der Arbeitslosigkeit.

Zur Sozialversicherung gehören

· die gesetzliche Krankenversicherung

· die gesetzliche Unfallversicherung

· die gesetzliche Rentenversicherung, sowie 

· die Pflegeversicherung und

· die Arbeitslosenversicherung

Das System der Sozialversicherung beruht auf einer gesetzlichen Zwangsversicherung, d.h. der einzelne kann hierbei grundsätzlich nicht selbst entscheiden, ob er sozialversichert sein will oder nicht. Sobald ein Beschäftigungsverhältnis begründet wird, unterliegt der Beschäftigte der Versicherungspflicht in den verschiedenen Zweigen der gesetzlichen Sozialversicherung.

Kennzeichnend für das Sozialversicherungsrecht ist,

· dass ein versicherungsmäßiges Gegenseitigkeitsverhältnis besteht

· dass die Finanzierung der Leistungen überwiegend durch Beiträge erfolgt

· dass sich die Höhe der Beiträge nicht nach dem Versicherungsrisiko, sondern nach der Leistungsfähigkeit des Versicherten richtet

· dass keine Bedürftigkeitsprüfung erfolgt

Wesentliche Merkmale der Sozialversicherung sind

· die Finanzierung erfolgt grundsätzlich durch Beiträge der Versicherten und ihrer Arbeitgeber

· die Gewährung von Leistungen aus der Sozialversicherung setzt grundsätzlich eine Mitgliedschaft oder Zugehörigkeit zu den Institutionen voraus.

· die Sozialversicherungsträger sind in der Regel selbständige Körperschaften des öffentlichen Rechts mit Selbstverwaltung und eigener Finanzhoheit

B. Gestaltungsprinzipien der Sozialversicherung

Das sog. soziale Schutzprinzip bedeutet, dass die Funktion der Sozialversicherung im wesentlichen darin liegt, eine Sicherung eines angemessenen Lohn- bzw. Unterhaltsersatzes zu gewährleisten. Das Solidaritätsprinzip besagt, dass durch die Regeln der Sozialversicherung (auch) ein sozialer Ausgleich zwischen den Versicherten herbeigeführt werden soll. Das Prinzip des sozialen Ausgleiches ist letztlich Ausprägung des Solidaritätsprinzips. Es kommt z.B. darin zum Ausdruck, das die Beitragslast einkommensabhängig ist (nicht risikoabhängig wie bei privater Versicherung) oder darin, dass es Ersatz- und Ausfallzeiten gibt, bei denen Beitragszahlungen fingiert werden, weil der Versicherte entweder Opfer von Gruppenschicksalen wie Kriegsdienst oder Gefangenschaft wurde, oder durch sein Einzelschicksal, etwa durch Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit, gegenüber anderen Versicherten benachteiligt würde. Durch die Anrechnung dieser Zeiten wird der soziale Ausgleich bewirkt. Auch die Hinterbliebenenversorgung ist ein Beispiel für den sozialen Ausgleich, weil die Zahlungen an Witwen und Waisen nicht durch eine höhere Beitragspflicht der Familienväter gegenüber den Junggesellen finanziert werden.

C. Organe der Sozialversicherung

In der Sozialversicherung wirken Versicherte und Arbeitgeber ehrenamtlich mit. Dadurch ist sichergestellt, dass die Beteiligten verantwortlich eingebunden sind und ihre Vorstellungen berücksichtigt werden können. Organe sind die Vertreterversammlung und der Vorstand.

Die Bundesanstalt für Arbeit, die neben ihren Aufgaben im Bereich der Arbeitsvermittlung und der sonstigen sozialpolitischen und finanziellen Leistungen Versicherungsträger der Arbeitslosenversicherung ist, hat als Organ den Verwaltungsrat und den Vorstand. Bei den Landesarbeitsämtern und bei den Arbeitsämtern bestehen Verwaltungsausschüsse.

D. Grundbegriffe der Sozialversicherung

1. Der Begriff Beschäftigung

Beschäftigung bedeutet eine nicht selbständige Arbeit, insbesondere im Arbeitsverhältnis. Ein Arbeitsverhältnis ist dadurch gekennzeichnet, dass ein Arbeitnehmer für einen anderen aufgrund eines privatrechtlichen Vertrages entgeltliche Dienste in persönlicher Abhängigkeit leistet. Auch Berufsbildung, soweit sie nicht an Hochschulen erfolgt, fällt unter den sozialversicherungsrechtlichen Beschäftigungsbegriff. 

Maßgeblich für den Beginn der Beschäftigung und damit auch für eine mögliche Versicherungspflicht, ist der Zeitpunkt der tatsächlichen Arbeitsaufnahme. Auf die Wirksamkeit des der Beschäftigung zugrunde liegenden Vertrages kommt es sozialversicherungsrechtlich nicht an.

2. Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag

Der Arbeitgeber ist zur Einbehaltung der Sozialversicherungsbeiträge verpflichtet. Die Beiträge in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung für die sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten werden als Gesamtsozialversicherungsbeitrag vom Arbeitgeber an den zuständigen Träger der gesetzlichen Krankenversicherung als Einzugsstelle gezahlt (§§ 28 d und 28 f SGB IV).

Beitragsbemessungsgrenze, Pflichtversicherungsgrenze, Solidaritätsprinzip, Zwangsversicherung,

FOLIE 14, 15

3. Der Versicherungsfall

Unter Versicherungsfall ist ein bestimmtes Ereignis zu verstehen, das die Leistungspflicht eines Sozialversicherungsträgers zur Folge hat.

Beispiele: In der Unfallversicherung ist der Eintritt des Versicherungsfalles Arbeitsunfall eine Voraussetzung für die Zahlung einer Erwerbsunfähigkeitsrente. In der Krankenversicherung ist der Versicherungsfall Krankheit Voraussetzung für einen Anspruch auf Krankenbehandlung.

4. Der Begriff Pflichtversicherter

Als Pflichtversicherte werden Personen bezeichnet, die kraft Gesetzes oder Satzung von der Sozialversicherung erfasst werden (§ 2 I SGB IV).

E. Das Meldeverfahren

Das Meldeverfahren für die Anmeldung zur Kranken- und Rentenversicherung sowie zur Bundesanstalt für Arbeit ist vereinheitlicht und wird EDV-mäßig erledigt. Die Meldung für alle drei Versicherungsträger erfolgt gegenüber der gesetzlichen Krankenkasse. Die Krankenkasse ist verpflichtet, die Meldedaten zu vergleichen und an die zuständigen Versicherungsträger weiterzuleiten. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeitgeber bei Beginn der Beschäftigung das Heft mit den Sozialversicherungsnachweisen auszuhändigen und die für das Ausfüllen notwendigen Angaben zu machen. Innerhalb von zwei Wochen nach der Arbeitsaufnahme hat der Arbeitgeber eine Meldung bei dem Träger der Krankenversicherung zu machen, dem der Beschäftigte als Mitglied angehört. Durch eine Jahresmeldung hat der Arbeitgeber überdies die am 31.12. beschäftigten sozialversicherten Arbeitnehmer jeweils bis zum 31.3. des Folgejahres bei der zuständigen Krankenkasse anzumelden.

II. Krankenversicherung

A. Vorsorgezweck

Zweck der Krankenversicherung ist Versicherungsschutz bei Krankheit und Tod. Ihre Aufgabe ist es, die Gesundheit zu erhalten oder wiederherzustellen. Leistungen erhalten die Versicherten und unter bestimmten Voraussetzungen auch deren Familienangehörigen. 

B. Rechtsgrundlagen

Die wichtigste Rechtsgrundlage für die gesetzliche Krankenversicherung ist das fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V).

C. Personenkreis

Zum versicherten Personenkreis gehören die Pflichtversicherten, sofern sie nicht versicherungsfrei sind, und die freiwillig Versicherten.

1. Pflichtversicherte 

a) Die kraft Gesetzes Pflichtversicherten

Personen, die kraft Gesetzes oder - was in der Krankenversicherung nicht vorkommt - kraft Satzung von der jeweiligen Sozialversicherung erfasst werden, bezeichnet man als Pflichtversicherte § 2 I SGB IV. Der Kreis der Pflichtversicherten ergibt sich für die Krankenversicherung aus § 5 SGB V. Die wichtigsten Personengruppen sind:

· Arbeiter, Angestellte und zur Berufsausbildung beschäftigte, § 5 I Nr. 1 SGB V. (Zum Begriff der Beschäftigung vgl. oben S. 70)

· Arbeitslose, die Leistungen nach dem SGB III (Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Kurzarbeiter- oder Schlechtwettergeld) erhalten, § 5 I Nr. 2 SGB V.

b) Versicherungsfreiheit

Nach den §§ 6 ff. SGB V sind bestimmte Personen kraft Gesetzes oder kraft Antrages versicherungsfrei.

2. Freiwillig Versicherte (Versicherungsberechtigte)

Neben den bereits angesprochenen Pflichtversicherten können sich in der gesetzlichen Krankenversicherung auch eine größere Zahl von Personen (sog. Versicherungsberechtigte) freiwillig gegen Krankheit versichern, § 9 SGB V. Dies gilt insbesondere für solche Personen, die aus der Versicherungspflicht ausscheiden und zuvor unter Umständen langjähriges Mitglied der GKV waren.

3. Ausländische Versicherte

Alle vorbezeichneten Regelungen gelten auch für Ausländer, die im Geltungsbereich des SGB beschäftigt sind oder - wenn es auf eine Beschäftigung nicht ankommt - ihren Wohnsitz im Inland haben.

D. Leistungen und Versicherungsfälle

Die Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung werden grundsätzlich als Sach- und Dienstleistungen, gewährt (sog. Sachleistungsprinzip). Nur in bestimmten im Gesetz ausdrücklich genannten Fällen sollen die Krankenkassen Geldleistungen gewähren.

Die Krankenversicherungsträger gewähren 

· Leistungen zur Förderung der Gesundheit und zur Verhütung von Krankheiten

· Leistungen zur Früherkennung von Krankheiten

· bei Krankheit Leistungen zur Behandlung der Krankheit und Krankengeld

· Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft

Daneben werden sonstige Hilfen gewährt.

Die Krankenkassen erbringen zahlreiche Leistungen zur Förderung der Gesundheit und zur Verhütung von Krankheiten, insbesondere allgemeine Gesundheitsförderung und Krankheitsverhütung, § 20 SGB V. Weitere Leistungen betreffen die medizinische Vorsorge, § 23 SGB V. 

Außerdem werden Leistungen zur Früherkennung von Krankheiten erbracht. Hierzu gehören insbesondere ärztliche Gesundheitsuntersuchungen alle zwei Jahre zur Früherkennung von Krankheiten bei Versicherten ab 35 Jahren, jährliche Untersuchungen zur Früherkennung von Krebs, Untersuchungen für Kinder bis zu sechs Jahren

Den wichtigsten Bereich stellen die Leistungen zur Behandlung bei Krankheit dar. 

Anders als die oben genannten Leistungen setzen die Leistungen zur Behandlung von Krankheiten natürlich voraus, dass derjenige, der die Leistungen begehrt, eine Krankheit hat. Sozialversicherungsrechtlich ist also der Eintritt des „Versicherungsfalles Krankheit“ eine zentrale Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Leistungen.

a) Versicherungsfall Krankheit

Der Begriff Krankheit im versicherungsrechtlichen Sinne wird, abweichend vom medizinischen Krankheitsbegriff definiert als ein regelwidriger Körper- oder Geisteszustand, der Behandlungsbedürftigkeit oder Arbeitsunfähigkeit zur Folge hat. Als regelwidrig wird ein Körper- oder Geisteszustand bezeichnet, der von der durch das Leitbild des gesunden Menschen geprägten Norm abweicht. Unter Gesundheit ist dabei jener Zustand zu verstehen, der dem einzelnen die Ausübung seiner körperlichen und geistigen Funktionen ermöglicht.

b) Leistungen

Liegt eine Krankheit im vorbezeichneten Sinne vor, so bestehen unter anderem Ansprüche auf

· ärztliche und zahnärztliche Krankenbehandlung, § 28 SGB V

· überwiegende Kostenerstattung bei kieferorthopädischer Behandlung, § 29 SGB V

· Kostenerstattung von Zahnersatz, § 30 SGB V

· Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln, §§ 31, 32, 34, 35 SGB V 

· Versicherte haben in der gesetzlichen Krankenversicherung Anspruch auf Arznei- und Verbandmittel, wenn diese geeignet sind, einer drohenden Erkrankung vorzubeugen oder eine bestehende Krankheit zu lindern oder zu heilen. Die Arzneimittel müssen jedoch von einem Arzt oder Zahnarzt verordnet sein. Die Arzneimittel dürfen auch nicht aufgrund einer sog. Negativliste von der Verordnung in der gesetzlichen Krankenversicherung ausgeschlossen sein (§ 34 SGB V). 

· In Zusammensetzung und Wirkung vergleichbare Medikamente werden in Gruppen zusammengefaßt. Für diese Gruppen werden jeweils Festbeträge festgesetzt (§ 35 SGB V). 

· Die Kasse zahlt nur noch diesen Festbetrag, der dem preisgünstigsten Medikament der jeweiligen Gruppe entspricht und nicht mehr den tatsächlichen Preis. Seit 01.01.94 müssen die Versicherten eine Zuzahlung zu jedem verordneten Arznei- oder Verbandmittel leisten, die sich an der Packungsgröße orientiert. Die Zuzahlung beträgt für kleine Packungsgrößen 3,00 DM je Packung, für mittlere Packungsgrößen 5,00 DM je Packung und für große Packungen 7,00 DM je Packung. 

· Für verschiedene Arzneimittel ist die Kostenübernahme bei Versicherten über 18 Jahren durch die gesetzliche Krankenversicherung ausgeschlossen. So werden z.B. die Kosten für Arzneimittel gegen Erkältungskrankheiten und grippale Infekte ebensowenig übernommen wie die Kosten für Abführmittel und Arzneimittel gegen Reisekrankheit.

· Krankenhausbehandlung, § 39 SGB V

· Krankengeld (nach Beendigung der Lohnfortzahlung von der 7. Woche an 80 % des Bruttolohnes plus Familienzuschläge) längstens für 78 Wochen innerhalb von 3 Jahren wegen derselben Krankheit. Auch bei der Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege eines kranken Kindes gibt es Krankengeld, und zwar für jedes Kind für fünf Tage pro Kalenderjahr.

2. Mutterschaftshilfe

Bei Schwangerschaft und Mutterschaft umfassen die Leistungen ärztliche Betreuung und Hebammenhilfe, Versorgung mit Arznei-, Verband- und Heilmitteln sowie Mutterschaftsgeld.

3. Sonstige Hilfen

Hierzu zählen insbesondere Leistungen für die Beratung über Empfängnisregelung, die Sterilisation und den Schwangerschaftsabbruch.

4. Sterbegeld

Wenn der Verstorbene am 1.1.1989 krankenversichert war, wird als Zuschuss zu den Bestattungskosten ein Sterbegeld gezahlt.

E. Träger der gesetzlichen Krankenversicherung

Träger der gesetzlichen Krankenversicherung sind die Allgemeinen Ortskrankenkassen (AOK), Ersatzkassen (z.B. DAK, Barmer, KKH), Betriebskrankenkassen, Innungskrankenkassen, landwirtschaftliche Krankenkassen und die Seekrankenkasse.

F. Finanzierung

1. Aufbringung der Beiträge

Die Beiträge für die nach § 5 I Nr. 1 SGB V versicherungspflichtigen Beschäftigten werden von ihnen und ihren Arbeitgebern jeweils zur Hälfte getragen, § 249 I SGB V. Der Arbeitgeber trägt für bestimmte Personengruppen den Beitrag allein. Freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherte Beschäftigte, die nur wegen Überschreitens der Jahresarbeitsverdienstgrenze versicherungsfrei sind, erhalten von ihrem Arbeitgeber einen Beitragszuschuss.

2. Beitragshöhe

Die Höhe der Beiträge ist von den beitragspflichtigen Einnahmen und dem Beitragssatz abhängig. Der Beitragssatz wird von den einzelnen Krankenkassen als ein Prozentsatz der beitragspflichtigen Einnahmen festgelegt. Neben diesem allgemeinen Beitragssatz gibt es noch erhöhte oder ermäßigte Beitragssätze für besondere Personengruppen und Sonderregelungen (z.B. Studenten, Praktikanten, Auszubildende des zweiten Bildungsweges). 

III. Unfallversicherung

A. Vorsorgezweck

Zweck der Unfallversicherung ist die Hilfe bei Berufsunfällen und Berufskrankheiten, sowie bei Wegeunfällen. Die Unfallversicherung hat insbesondere die Aufgabe, die Beschäftigten während der Arbeit, auf dem Weg von und zur Arbeit sowie bei anerkannten Berufskrankheiten zu schützen, Arbeitsunfälle zu verhüten und bei eingetretenen Unfällen die Folgen zu mindern oder zu beseitigen.

B. Personenkreis

1. Pflichtversicherte

a) Versicherungspflicht kraft Gesetzes

Der Versicherungspflicht kraft Gesetzes unterliegen insbesondere alle Beschäftigten, auch Auszubildende. Daneben kann es eine Versicherungspflicht kraft Satzung (z.B. für Unternehmer) begründet werden. Zudem gibt es die sogenannte Versicherungsfreiheit. Schließlich gibt es Versicherungsberechtigte, also Personen die sich freiwillig versichern können.

C. Leistungen und Versicherungsfälle

1. Unfallverhütung und Erste Hilfe

Der Erlass und die Überwachung von Unfallverhütungsvorschriften dient der Unfallverhütung und ist eine wichtige Aufgabe der Unfallversicherungsträger. Unfallverhütungsvorschriften enthalten Regelungen über die Einrichtungen und Anordnungen, welche die Mitglieder (Betriebe) zur Verhütung von Unfällen zu treffen haben, das Verhalten, das die Versicherten zur Verhütung von Unfällen zu beachten haben, sowie entsprechende ärztliche Untersuchungen.

Die Unfallversicherungsträger überwachen die Durchführung der Unfallverhütung durch technische Aufsichtsbeamte und beraten die Mitglieder. Die technischen Aufsichtsbeamten sind befugt, die Arbeitsplätze und Ausbildungsstätten während der üblichen Arbeitszeit zu besichtigen und können einschlägige Auskünfte verlangen.

2. Leistungen nach Eintritt eines Arbeitsunfalls, Wegeunfalls oder nach Eintritt einer Berufskrankheit

a) Versicherungsfälle

Das SGB behandelt Arbeitsunfälle im engeren Sinne, Wegeunfälle und Berufskrankheiten gleich und fasst sie unter dem Begriff des Arbeitsunfalls (im weiteren Sinne) zusammen.

Die Leistungen nach Eintritt eines Arbeitsunfalls setzen naturgemäß voraus, dass der „Versicherungsfall Arbeitsunfall“ eingetreten ist, Also ein Arbeitsunfall im engeren Sinne, ein Wegeunfall oder eine Berufskrankheit vorliegt.

(1) Versicherungsfall Arbeitsunfall

Ein Arbeitsunfall im engeren Sinne ist ein Unfall, den ein Versicherter bei einer versicherten Tätigkeit erleidet. Ein Arbeitsunfall im Sinne der Unfallversicherung ist daher dann gegeben, wenn eine versicherte Tätigkeit vorliegt, die für einen Unfall kausal geworden ist, der seinerseits für einen Körperschaden kausal geworden ist.

(2) Versicherungsfall Wegeunfall

Auch ein Unfall, den ein Versicherter auf einem mit der versicherten Tätigkeit zusammenhängenden Weg nach oder von dem Ort der versicherten Tätigkeit erleidet, gilt als Arbeitsunfall.

Auch hier gilt: Versicherungsschutz besteht nur, wenn eine versicherte Person eine versicherte Tätigkeit verrichtet und dabei einen Unfall erlitten haben. 

(3) Versicherungsfall Berufskrankheit

Berufskrankheiten im Sinne der RVO sind Krankheiten, welche die Bundesregierung durch Rechtsverordnung als Berufskrankheiten bestimmt hat.

b) Leistungen

Die Leistungen bei Eintritt eines Arbeitsunfalls umfassen im wesentlichen

· Leistungen zur Heilbehandlung

· Leistungen zur Wiederherstellung der Erwerbstätigkeit

· Geldleistungen (insbesondere Renten) an Verletzte, Angehörige und Hinterbliebene

D. Haftungsausschlüsse, Regress u. gesetzlicher Forderungsübergang

1. Der Haftungsausschluss des Unternehmers (§ 104 SGB VII)

Bei einem Arbeitsunfall ist ein Anspruch gegen den Arbeitgeber auf den Ersatz von Personenschäden gemäß § 104 SGB VII ausgeschlossen. Hierzu gehört auch der Anspruch auf Schmerzensgeld
. Die Arbeitskollegen des durch einen Unfall Verletzten oder Getöteten sind unter den gleichen Voraussetzungen wie der Unternehmer von der Haftung befreit.

2. Der Regress

Gegen die Personen, deren Ersatzpflicht nach den vorstehenden Vorschriften gegenüber dem Geschädigten beschränkt ist - also gegen den Arbeitgeber oder den Arbeitskollegen - kann ein Regressanspruch des Versicherungsträgers bestehen, wenn diese Personen den Arbeitsunfall vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt haben.

3. Der gesetzliche Forderungsübergang (§ 116 SGB X)

Hat der Geschädigte Ansprüche gegen einen anderen (z.B. bei einem Wegeunfall gegen einen anderen Verkehrsteilnehmer) so gehen diese Ansprüche auf den Versicherungsträger über.

E. Träger der gesetzlichen Unfallversicherung

Neben den Berufsgenossenschaften gibt es noch sonstige Unfallversicherungsträger wie die Bundesanstalt für Arbeit für Arbeitslose oder Bund, Länder und Gemeinden.

F. Finanzierung

Die Finanzierung erfolgt durch Beiträge, deren Höhe je nach den Unfallgefahren im jeweiligen Wirtschaftszweig unterschiedlich ist. Der Arbeitgeber zahlt die Beiträge allein. Einen Arbeitnehmeranteil gibt es nicht.

IV. Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten

A. Vorsorgezweck

Zweck der gesetzlichen Rentenversicherung ist die Vorsorge für die Berufsunfähigkeit (Invalidität), das Alter und für die Hinterbliebenen bei Tod.

B. Personenkreis

Hinsichtlich des Personenkreises ist zu unterscheiden zwischen Pflichtversicherten und freiwillig Versicherten. 

1. Pflichtversicherte

Die Versicherungspflicht entsteht in der gesetzlichen Rentenversicherung kraft Gesetzes, ausnahmsweise kann sie jedoch auch kraft Antrages entstehen. Die Möglichkeit einer satzungsmäßig begründeten Versicherungspflicht besteht im Gegensatz zum Unfallversicherungsrecht nicht.

a) Versicherungspflicht kraft Gesetzes

Versicherungspflichtig sind vor allem Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder zur Berufsausbildung im Inland beschäftigt sind, § 1 I SGB VI. Dieser Beschäftigungsbegriff erfasst sowohl Arbeiter als auch Angestellte. Daneben gibt es weitere im Gesetz aufgeführte versicherungspflichtige Personen.

b) Versicherungspflicht kraft Antrags

Neben der Versicherungspflicht kraft Gesetzes kennt die gesetzliche Rentenversicherung im SGB VI als Besonderheit für bestimmte Personen die Möglichkeit einer Versicherung kraft Antrages, § 4 SGB VI. 

2. Versicherungsfreiheit

a) Versicherungsfreiheit kraft Gesetzes

Die in § 5 SGB VI genannten Personen sind kraft Gesetzes versicherungsfrei.

b) Versicherungsfreiheit kraft Antrags

Bestimmte Personen können sich – teils durch eigenen Antrag, teils durch Antrag des Arbeitgebers – von der Versicherungspflicht befreien lassen.

3. Versicherungsberechtigung - Freiwillige Versicherung

Ebenso wie in der Krankenversicherung und Unfallversicherung besteht auch in der Rentenversicherung neben der Versicherungspflicht die Möglichkeit einer freiwilligen Versicherung in Form einer Beitrittsberechtigung.

C. Leistungen und Versicherungsfälle

Die Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung umfassen in erster Linie medizinische, berufsfördernde und ergänzende Maßnahmen zur Rehabilitation sowie Renten an den Versicherten und seine Hinterbliebenen, §§ 23 SGB I, 9, 33 SGB VI. 

Die Inanspruchnahme von Leistungen setzt regelmäßig den Eintritt eines bestimmten Versicherungsfalles sowie weitere Umstände, insbesondere die Zurücklegung bestimmter Wartezeiten voraus.

1. Wartezeiten

Neben dem Eintritt der Versicherungsfälle setzt die Inanspruchnahme der genannten Leistungen im Rentenversicherungsrecht im Gegensatz zur Krankenversicherung und Unfallversicherung in der Regel die Erfüllung bestimmter Wartezeiten voraus. Das Gesetz unterscheidet bei den rentenrechtlichen Zeiten zwischen Beitragszeiten, beitragsfreien Zeiten und Berücksichtigungszeiten. Die Einzelheiten können hier nicht dargestellt werden.

2. Rehabilitationsleistungen

Die Voraussetzungen für Rehabilitationsleistungen ergeben sich aus § 11 SGB VI.

3. Rentenleistungen

Zu den Rentenleistungen gehören insbesondere

· Renten wegen Alters

· Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit

· Renten wegen Todes

a) Berechnung der Versichertenrenten

Im deutschen Rentenrecht gilt für die Rentenhöhe der Grundsatz der Beitragsbezogenheit. Dementsprechend bestimmt § 63 I SGB VI, dass sich die Höhe der Rente primär nach der Höhe des Arbeitsentgelts richtet, das während des Versicherungslebens der Beitragsberechnung zugrunde lag. 

b) Sonstige Leistungen

Zu den sonstigen Leistungen gehört insbesondere ein Zuschuss zur Krankenversicherung (§ 106 SGB VI) und zur Pflegeversicherung (§ 106 a SGB VI).

D. Träger d. gesetzlichen. Rentenversicherung

Träger der gesetzlichen Rentenversicherung sind die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte in Berlin und die jeweils zuständige Landesversicherungsanstalt für Arbeiter.

E. Finanzierung

Die Finanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung erfolgt grundsätzlich durch Beiträge der Versicherten und der Arbeitgeber. Daneben leistet der Bund einen Zuschuss für Ausgaben der Rentenversicherung, die nicht Leistungen der Alterssicherung sind, § 153 II SGB VI. Die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung werden für pflichtversicherte Arbeitnehmer grundsätzlich zur Hälfte durch die Arbeitgeber und die Versicherten selbst getragen, § 168 SGB VI. Der Arbeitgeber trägt den Beitrag gemäß § 168 I Nr. 1 SGB VI für bestimmte Personengruppen allein. 

Pflichtversicherte Selbständige und Pflichtversicherte auf Antrag bzw. freiwillig Versicherte haben dagegen die Beiträge selbst aufzubringen, §§ 179, 171 SGB IV.

Für andere Versicherte bestehen eine Vielzahl von Sonderregelungen, wonach Beiträge z.B. vom Bund, der BfA oder einem Rehabilitationsträger zu entrichten sind oder als entrichtet gelten, § 170 SGB VI.

Die Höhe der Beiträge richtet sich nach einem bestimmten Prozentsatz der Bemessungsgrenze (§§ 157 ff. SGB VI) soweit das Bruttoeinkommen die Beitragsbemessungsgrenze nicht überschreitet.

V. Pflegeversicherung

A. Allgemeines

Die Versicherungspflicht richtet sich nach dem Grundsatz: "Die Pflegeversicherung folgt der Krankenversicherung". Sie ist ein eigenständiger Zweig der Sozialversicherung.

B. Der versicherte Personenkreis

Alle in der gesetzlichen Krankenversicherung Versicherten - gleichgültig, ob pflicht- oder ob freiwillig versichert – sind kraft Gesetzes Mitglieder der sozialen Pflegeversicherung. Die Höhe des Einkommens spielt keine Rolle, da die Pflegeversicherung keine Versicherungspflichtgrenze kennt. In der Pflegeversicherung sind insbesondere Auszubildende, Arbeiter und Angestellte versichert.

C. Finanzierung

Die versicherungspflichtig Beschäftigten, die in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert sind, und ihre Arbeitgeber tragen die nach dem Arbeitsentgelt zu bemessenden Beiträge jeweils zur Hälfte (§ 58 Abs. 1 SGB XI). Dies gilt jedoch nur, wenn in dem Land, in dem der Beschäftigungsort liegt, die Anzahl der landesweiten Feiertage um einen Feiertag vermindert worden ist; ist dies nicht der Fall, tragen die Versicherten die Beiträge allein. Der Arbeitgeber trägt den Beitrag für bestimmte Personengruppen allein. 

D. Träger der Pflegeversicherung

Träger sind rechtlich selbständige Pflegekassen. Ab 1. Januar 1995 hat die AOK bzw. die Ersatzkassen die zusätzliche Aufgabe als Pflegekasse übernommen und betreut ihre Versicherten in den Geschäftsstellen flächendeckend. Diejenigen, die gegen das Krankheitsrisiko bei einem privaten Versicherungsunternehmen versichert sind, haben bei diesem Unternehmen einen Pflege- Versicherungsvertrag abzuschließen. 

VI. Arbeitsförderung

A. Personenkreis

1. Beitragspflichtige (Pflichtversicherte)

Pflichtversichert in der Arbeitslosenversicherung sind die abhängig Beschäftigten also Arbeiter und Angestellte und Auszubildende.

Beitragspflichtig sind Arbeitgeber, die 

· mindestens einen beitragspflichtigen Arbeitnehmer beschäftigen oder 

· einen Arbeitnehmer beschäftigen, der beitragsfrei ist, weil er die Altersgrenze erreicht hat

Die Beitragspflicht beginnt mit dem Tage des Eintritts des Arbeitnehmers in das Beschäftigungsverhältnis und endet mit dem Tag des Ausscheidens. Bestimmte Arbeitnehmer sind beitragsfrei.

2. Beitragshöhe

Grundlage des Bemessung ist das Arbeitsentgelt einschließlich einmaliger und wiederkehrender Zuwendungen, wie Weihnachtsgeld oder Urlaubsgeld, das der Arbeitnehmer aus der die Beitragspflicht begründenden Beschäftigung erzielt, soweit es nicht eine bestimmte Höhe, die Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung, übersteigt. Aus sozialen Gründen werden die Beiträge für Arbeitnehmer mit geringem Einkommen vom Arbeitgeber allein getragen.

B. Leistungen und Leistungsvoraussetzungen

1. Arbeitsvermittlung u. Berufsberatung

Mit den Leistungen zur Arbeitsvermittlung und Berufsberatung soll der Eintritt von Arbeitslosigkeit verhindert werden.

2. Förderung der beruflichen Bildung

Die Förderung der beruflichen Bildung ist in erster Linie eine finanzielle Förderung. Zu den Leistungen zur Förderung der beruflichen Bildung gehören die

a) Förderung der Berufsausbildung, der beruflichen Fortbildung und von Umschulungsmaßnahmen

Im Rahmen der Förderung der Berufsausbildung sind Berufsausblidungsbeihilfen und ausbildungsbegleitende Hilfen möglich. Die Berufsausbildungsbeihilfe hat insbesondere Bedeutung für diejenigen, die an einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme teilnehmen, in der sie - anders als bei der Ausbildung in einem Betrieb - keinen Anspruch auf Ausbildungsvergütung haben.

Ausblidungsbegleitende Hilfen werden zur Förderung 

· ausländischer Auszubildender

· lernbeeinträchtigter Auszubildender

· sozial benachteiligter deutscher Auszubildender

· Außerdem zur Förderung von Auszubildenden, bei denen ohne Förderung der Abbruch der Ausbildung droht

Daneben werden die berufliche Fortbildung und Umschulungsmaßnahmen gefördert.

b) Institutionelle Förderung der beruflichen Bildung

Hierzu gehört die Förderung von Einrichtungen, insbesondere von Ausbildungsstätten.

3. Kurzarbeitergeld

Im Falle der Kurzarbeit ist die Zahlung von Kurzarbeitergeld möglich. Auszubildende können in der Regel nicht in Kurzarbeit mit einbezogen werden. Vielmehr kann die Einführung von Kurzarbeit unter Umständen die Ausbildungseignung des Betriebes entfallen lassen. 

4. Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft

Diese Leistungen umfassen die sog. produktive Winterbauförderung und das Schlechtwettergeld.

5. Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung

Die Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung umfassen allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung und Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung für ältere Arbeitnehmer.

6. Arbeitslosengeld

a) Anspruchsvoraussetzungen

Einen Anspruch auf Arbeitslosengeld hat ein Arbeitnehmer, wenn er

· arbeitslos ist

· sich beim Arbeitsamt persönlich (!) arbeitslos gemeldet hat

· Arbeitslosengeld beantragt hat

· der Arbeitsvermittlung zur Verfügung steht und

· die Anwartschaftszeit erfüllt hat

b) Dauer und Umfang des Anspruches

Die Dauer richtet sich nach der Dauer der beitragspflichtigen Beschäftigung innerhalb der sog. Rahmenfrist und dem Alter des Arbeitslosen.

c) Ruhen des Anspruches

Das Arbeitslosengeld soll den entfallenden Lohn ersetzen. Daher ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld, solange der Arbeitslose noch Arbeitsentgelt erhält oder zu beanspruchen hat. Ebenso ruht der Anspruch, wenn der Arbeitslose wegen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine Urlaubsabgeltung erhält oder zu beanspruchen hat. Dabei entspricht der Zeitraum, in dem der Anspruch ruht, der Zeit des abgegoltenen Urlaubs. Der Anspruch ruht ferner, wenn eine Sperrzeit eintritt. Neben dem Ruhen des Anspruches führt die Sperrzeit auch dazu, dass sich die Dauer des Anspruches um ein Viertel der verbleibenden Anspruchsdauer mindert. Gibt der Arbeitslose zum zweiten Mal ohne wichtigen Grund Anlass zum Eintritt einer Sperrzeit von mindestens 8 Wochen Dauer, erlischt der Anspruch auf Dauer.

Der Anspruch ruht weiterhin für Arbeitnehmer, die infolge eines Arbeitskampfes arbeitslos werden, wenn sie selbst streiken oder ausgesperrt sind. Der Anspruch ruht auch bei Arbeitnehmern, die mittelbar von einem Arbeitskampf betroffen sind, wenn die geforderten oder erkämpften Arbeitsbedingungen nach Abschluss des entsprechenden Tarifvertrages auch für sie persönlich in Betracht kommen und weiter Voraussetzungen gegeben sind. 

7. Arbeitslosenhilfe

Zwei Fälle sind zu unterscheiden:

(1.) Arbeitslosenhilfe wird Arbeitslosen gewährt, die mangels Erfüllung der erforderlichen Anwartschaftszeit keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld haben (sog. originäre Arbeitslosenhilfe)

(2.) Arbeitslosenhilfe wird ebenfalls Arbeitslosen gewährt, deren Anspruch auf Arbeitslosengeld wegen Überschreitung der Höchstdauer erloschen ist (Anschluss-Arbeitslosenhilfe).

Für die Gewährung von Arbeitslosenhilfe gelten ansonsten in etwa dieselben Voraussetzungen wie für das Arbeitslosengeld. Zudem ist Bedürftigkeit erforderlich. Als bedürftig gilt derjenige, der seinen Lebensunterhalt, den seines Ehegatten und den seiner Kinder nicht anders als durch Arbeitslosenhilfe bestreiten kann. Als Einkommen gelten alle Leistungen in Geld oder Geldeswert. Berücksichtigt werden Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Kapitalerträge. Der Arbeitslose muss auch zunächst sein Vermögen und das seines nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten verwerten

Schließlich muss alternativ eine der folgenden Voraussetzungen gegeben sein:

· Der Arbeitslose hat Arbeitslosengeld bezogen, und der Anspruch ist nicht durch eine zweimalige Verwirkung einer Sperrfrist erloschen oder

· Der Arbeitslose hat zwar mangels Erfüllung der normalen Anwartschaftszeit kein Arbeitslosengeld bezogen, er hat aber innerhalb des letzten Jahres vor der Arbeitslosenmeldung mindestens 150 Kalendertage eine entlohnte Beschäftigung ausgeübt (kleine Anwartschaftszeit). Ist der Anspruch auf Arbeitslosengeld wegen der zweimaligen Verwirkung einer Sperrfrist erloschen, so beträgt die kleine Anwartschaftszeit 240 Kalendertage (originäre Arbeitslosenhilfe).

8. Insolvenzausfallgeld

Das Insolvenzausfallgeld soll Arbeitnehmer, die bei Konkurseröffnung noch ausstehende Arbeitsentgelte von ihrem Arbeitgeber beanspruchen könne, einen finanziellen Ausgleich für den Verdienstausfall gewähren. Voraussetzung ist, dass über das Vermögen des Arbeitgebers der Konkurs eröffnet worden ist oder der Konkursantrag mangels Masse abgewiesen worden ist oder die vollständige Beendigung der Betriebstätigkeit, wenn bis zu diesem Zeitpunkt ein Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens noch nicht gestellt worden ist und ein Konkursverfahren offensichtlich mangels Masse nicht in Betracht kommt. Insolvenzausfallgeld wird nur für den Lohn gezahlt, der aus den letzten drei Monaten aussteht. Daneben werden die Beiträge zur Sozialversicherung getragen.

9. Träger der Arbeitsförderungsmaßnahmen

Träger der Arbeitsförderungsmaßnahmen sind die Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg und die Landesarbeitsämter.

4. Abschnitt:  Der Rechtsschutz durch die Sozialgerichte

Die Sozialgerichtsbarkeit ist im Sozialgerichtsgesetz (SGG) geregelt. Die Sozialgerichte sind für alle öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten aus der gesetzlichen Sozialversicherung zuständig, § 51 SGG. Für andere Sozialrechtliche Streitigkeiten, z.B. über Sozialhilfe, sind die Verwaltungsgerichte zuständig.

Vor den Sozialgerichten können Anfechtungsklagen, Verpflichtungsklagen, allgemeine Leistungsklagen und Feststellungsklagen erhoben werden. Anfechtungs- und Verpflichtungsklage setzen voraus, dass vorher ein Widerspruchsverfahren durchgeführt wird.
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� 		BAG AP 1 zu § 611 BGB Doppelarbeitsverhältnis


� 		BAG AP 23 zu § 123 BGB


� 		BAG, in AP Nr. 1, 2 zu § 611 BGB Wegezeit
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� 		BAG AP 6 zu § 2 KSchG 1969
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� 		LAG Berlin BBV 1991 S. 2084


� 	Götz, Rn. 121; Herkert, § 4 Rn. 8)


�		BAG vom 21.4.1982 = DB 1982, 1729 ff. (1730)


� 	Wohlgemut, BBiG, § 12 Rz. 9 m.w.N.


� 	BAG, Ezb Nr. 18 zu § 14 II BBiG


�		Landesarbeitsgericht Hamburg, Entscheidung der 4. Kammer vom 14.11.1983, Az: 4 Sa 86/83


�		BAG Urteil vom 04.06.1964, AP Nr. 13 zu § 626 BGB Verdacht strafbarer Handlung; KR-Hillebrecht, § 626 Rnr. 153 a


�		KR-Hillebrecht, § 626 Rnr. 153


�		KR-Hillebrecht, § 626; Rnr. 155, 177


�		dieses Recht wird auch durch den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte geschützt
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�		BAG Urteil vom 29.03.1990, AP Nr. 56 zu § 102 BetrVG


�		Fitting/Auffarth/Kaiser/Heither/Engels, § 102 Rnr. 16; Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, § 123 VIII 3


�		BAG Urteil vom 28.9.1978, AP Nr. 19 zu § 102 BetrVG 1972
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�		BAG vom 8.9.1988 - 2 AZR 103/88
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�		vgl. schon früher statt aller: Lauterbach, a.a.O. § 636 RVO Anm. 27 mit weiteren Nachweisen
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Einteilung des Arbeitsrechts

Individualarbeitsrecht

regelt die Rechtsbeziehungen zwischen einzelnen Arbeitnehmern bzw. Auszubildenden und einzelnen Arbeitgebern

Kollektivarbeitsrecht

regelt die Rechtsbeziehungen zwischen Arbeitgebern und der Gesamtheit der Arbeitnehmer bzw. Auszubildenden eines Betriebes bzw. zwischen Arbeitgeberver-bänden und Gewerkschaften.
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Nichtige Bestimmungen nach § 12 Abs. 2 BBiG

		die Verpflichtung des Auszubildenden, für die Berufsausbildung eine Entschädigung zu zahlen,



Vertragsstrafen,

		der Ausschluß oder die Beschränkung von Schadensersatzansprüchen,

		die Festsetzung der Höhe eines Schadensersatzes in Pauschbeträgen
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„Unzulässige“ Fragen

Frage nach dem bisherigen Gehalt oder Lohn  (str.)

Frage nach Schulden oder anderen Vermögensverhältnissen, es sei denn besondere Vertrauensstellung

Frage nach Lohn- und Gehaltspfändungen; bei Anhaltspunkten für umfangreiche Lohn- oder Gehaltspfändungen wohl zulässig (str.)

Frage nach einer bestehenden Schwangerschaft

Die (tatsächlich schon gestellte) Frage nach der letzten Regel oder der letzten Pille etc.. Ist - natürlich - gleichfalls unzulässig.

Frage nach Krankheiten, außer wenn dadurch die Arbeitsfähigkeit des Bewerbers stark betroffen ist. Nicht Kinderkrankheiten. Bei ansteckenden Krankheiten wird die Frage als zulässig angesehen. Für HIV bzw.. AIDS gilt, daß grundsätzlich nur angegeben werden muß, wenn die Krankheit schon konkret ausgebrochen ist

Vorstrafen - nur zulässig wenn für Arbeitsplatz relevant und nicht getilgt; kein polizeiliches Führungszeugnis

Religions- oder Parteizugehörigkeit, Gewerkschaftszugehörigkeit, nur zulässig bei einem Tendenzbetrieb
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Zeugnisgrundsätze



		Grundsatz der Wahrheit

		Grundsatz des Wohlwollens

		Grundsatz der Vollständigkeit

		Grundsatz der individuellen Beurteilung
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Berufsbildungsrecht

Berufsausbildung

Hierunter ist die Vermittlung einer breit angelegten beruflichen Grundbildung und der für die Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeiten notwendigen fachlichen Fertigkeiten und Kenntnisse in einem geordneten Ausbildungsvorgang zu verstehen.

Berufsausbildungsvorbereitung

Die Berufsausbildungsvorbereitung dient dem Ziel, an eine Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf oder eine gleichwertige Berufsausbildung heranzuführen 

berufliche Fortbildung

Die berufliche Fortbildung schließt an die Berufsausbildung an und soll es ermöglichen, die beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten zu erhalten, zu erweitern, der technischen Entwicklung anzupassen oder beruflich aufzusteigen.

berufliche Umschulung

Hierbei geht es darum, zu einer anderen beruflichen Tätigkeit zu befähigen, weil die betreffenden Personen in dem bisherigen Beruf nicht mehr tätig sein können oder wollen.
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nicht selbstverschuldet



		Selbstmordversuch

		Sportverletzungen

		alle übrigen Krankheiten und Verletzungen



Selbstverschuldete Arbeitsunfähigkeit

Selbstverschuldet

	

		Unfall bei Nebentätigkeit

		Unfall der durch Verstoß gegen Arbeitszeitvorschriften bedingt ist

		Teilnahme an Schlägereien, gleichgültig, ob provoziert oder nicht

		grobe Verkehrsverstöße	

		Verletzungen wegen Nichtanschnallens 

		Verletzungen wegen Trunkenheit

		Verstoß gegen Unfallverhütungsvorschriften

		Sportverletzungen bei Risiko-Sportarten	
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„Zulässige“ Fragen

Name, Wohnort, Geburtsdatum, Familienstand, Staatsangehörigkeit, Kinderanzahl, Kindesalter

Schulbildung, -abschlüsse, Berufsausbildung, Berufserfahrung, Lehrgänge, Spezialkenntnisse, Fremdsprachen

Wehrdienstzeiten, erfolgte oder anstehende Einberufung zum Wehrdienst, Zivildienst

Bestand eines ungekündigten Arbeits- oder Ausbildungsverhältnisses

zuständige Krankenkasse und Rentenversicherung

Bezug von Renten und Pensionen

Anwartschaften bzw. Ansprüche auf betriebliche Altersversorgung bei anderen Unternehmen

bisher erhaltener Urlaub

Existenz einer Konkurrenzklausel

andere, noch ausgeübte Haupt- oder nebenberufliche Tätigkeiten

Frage nach Schwerbehinderteneigenschaft
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Einteilung des Rechts

Öffentliches Recht

Privatrecht
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Vertragsniederschrift

		Art, sachliche und zeitliche Gliederung sowie Ziel der Berufsausbildung, insbesondere die Berufstätigkeit, für die ausgebildet werden soll, 

		Beginn und Dauer der Berufsausbildung,

		Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte,

		Dauer der regelmäßigen täglichen Ausbildungszeit,

		Dauer der Probezeit,

		Zahlung und Höhe der Vergütung,

		Dauer des Urlaubs,

		Voraussetzungen, unter denen der Berufsausbildungsvertrag gekündigt werden kann.
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Stätten der Berufsausbildung

		Betriebe der Wirtschaft

		Industrie 

		Handel 

		Dienstleistungssektor (Banken, Versicherungen, Verkehr) 

		Handwerk (hier gibt es über einhundert verschiedene Gewerbe)

		betriebsähnliche Einrichtungen außerhalb der gewerblichen Wirtschaft

		der öffentliche Dienst,

		die freien Berufe (Ärzte, Steuerberater, Rechtsanwälte)

		die Land- und Forstwirtschaft und

		die Hauswirtschaft

		Berufsbildungseinrichtungen außerhalb der schulischen und betrieblichen Berufsbildung

		Berufsschulen

		.Hochschulen
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Anforderungen an die Ausbildungsstätte

Die Ausbildungsstätte muß

nach Art und Einrichtung für die Berufsausbildung geeignet sein. Es müssen in im wesentlichen alle die Betriebsabläufe gegeben sein, die nach dem jeweiligen Berufsbild erforderlich sind.

hinsichtlich der Zahl der Auszubildenden in einem angemessenen Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze oder zur Zahl der beschäftigten Fachkräfte stehen, es sei denn, daß andernfalls die Berufsausbildung nicht gefährdet wird. 
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